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Strategie 2030 – das ist der Titel einer Forschungsreihe, die unser Haus seit 2005 gemeinsam mit 

dem Hamburgischen WeltWirtschaftsInstitut (HWWI) herausgibt. Wir möchten mit diesen Studien

Trends aufzeigen, die uns schon jetzt beschäftigen, aber auch Auswirkungen auf morgen haben 

werden. Denn unser Verhalten von heute wird das Leben der nächsten Generation entscheidend

bestimmen und beeinflussen.

Die Welt befindet sich in einem immer schnelleren Wandel – hervorgerufen durch fortgesetzte

Technologiesprünge, ein rasant wachsendes Wissen und eine globalisierte Wirtschaft. Dabei beein-

flussen sich die politischen, gesellschaftlichen, technologischen und wirtschaftlichen Veränderungen

gegenseitig – mal verstärkend, mal bremsend – und werden so in der Wahrnehmung der Menschen

immer komplexer, auch im Sinne von weniger greifbar. Dies gilt umso mehr, als sie weit in die

Zukunft reichen, im Falle des demografischen Wandels sogar generationenübergreifend wirken. 

Vor diesem Hintergrund widmen wir die Schriftenreihe »Strategie 2030 – Vermögen und Leben in

der nächsten Generation« langfristigen volkswirtschaftlichen Fragestellungen und beschäftigen uns

jenseits klassischer Finanzmarktthemen mit gesellschaftlichen Wandlungsprozessen. Die Studien

vereinen die Expertise von über unsere Landesgrenzen hinaus anerkannten Wirtschaftsforschern

mit den umfassenden Erfahrungen eines traditionsreichen und führenden Privatbankhauses.

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre!
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Das Wichtigste in Kürze

• Auch nachdem die globale Finanzkrise und die Eurokrise überstanden sind, sucht die Welt 

nach neuen Wachstumsimpulsen. Die Liberalisierung des internationalen Handels gehört zu den

Erfolg versprechenden Instrumenten.

• Die Kontroversen über das Transatlantische Handels- und Investitionsabkommen (TTIP) zeigen

allerdings: Handelsliberalisierung ist zunehmend komplex. Es geht nicht mehr nur darum, Zölle

und andere Handelshemmnisse zu beseitigen, es sind auch vielfältige Wünsche der Bevölkerung

hinsichtlich Sicherheits- und Qualitätsstandards der gehandelten Güter und Dienstleistungen zu

berücksichtigen. Die Aussicht auf mehr Wirtschaftswachstum allein reicht nicht mehr aus, um die

Bevölkerung von den Vorzügen des Freihandels zu überzeugen.

• Ungeachtet dessen würden die zwei größten Wirtschaftsräume der Welt – zusammen sind die

USA und die EU für knapp die Hälfte des Welt-BIP verantwortlich – durch das TTIP-Ab kom-

men noch enger miteinander verbunden. Für die EU könnte das Abkommen langfristig einen

Zuwachs in Höhe von bis zu rund 0,5 % des BIP bedeuten, das entspricht rund 120 Mrd. Euro.

• Während die gesamtwirtschaftliche Bedeutung damit überschaubar bliebe, würden einzelne

Branchen und Unternehmen deutlich profitieren. So würde durch das Handelsabkommen die

weltweit größte Chemie-Handelszone entstehen. Zusammen erwirtschaften die EU und die 

USA gut 34 % des globalen Chemieumsatzes (China: 31,4 %).

• Das Aushandeln von globalen Handelsabkommen wird immer komplexer und schwieriger. 

So wird es in den nächsten Jahrzehnten handelspolitisch zu einer weiteren Regionalisierung 

kommen. Multilaterale Liberalisierung im Rahmen der WTO wird also vorerst weiter auf Eis 

liegen. Entsprechend erwarten wir Reformen innerhalb der WTO, die der handelspolitischen

Regionalisierung Rechnung tragen.

• Viele der heutigen Schwellenländer werden dabei eine zentrale Rolle spielen, insbesondere in Asien.

Sie werden ihren Handel am stärksten liberalisieren und ihren Anteil am Welthandel ausbauen.

Dabei werden zwischen den Ländern zunehmend Güter gehandelt, die sich nicht mehr in ihrer Pro -

duktnatur, sondern vor allem durch unterschiedliche Varianten des gleichen Produkts unterscheiden.

• Insgesamt wird die weitere Handelsintensivierung in Kombination mit einigen anderen absehba-

ren Trends die Wirtschaft spürbar verändern. So erwarten wir beschleunigtes Wachstum durch

einen rasanten Investitionswettlauf. Dabei dürfte die Mittelschicht in den Industrienationen 

weiter schrumpfen, und bei der Einkommens- und Vermögensverteilung kann es zu weiteren

Konzentrationsprozessen kommen.

• Die global vernetzte Wirtschaft wird durch noch mehr Arbeitsteilung und Spezialisierung 

zwar effizienter, dafür aber auch krisenanfälliger sein. Schon kleinere Fehlentwicklungen können

große wirtschaftliche Folgen haben. Wirtschaft, Wissenschaft und Politik sind deshalb aufgefor-

dert, Konzepte für mehr »Fehlerfreundlichkeit« zu entwickeln. Vorerst muss die Wirt schafts -

politik aber darauf vorbereitet sein, dass sie auch künftig im Falle einer Krise als Akteur benötigt

wird. Auch dafür müssen finanzpolitische Reserven gebildet werden.
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Protektionismus, also die wirtschaftliche Abschottung gegenüber ausländischer Konkurrenz, 

verschärfte die große Weltwirtschaftskrise in den 1930er-Jahren maßgeblich. Auch zu Beginn der

globalen Finanzkrise 2008 befürchteten viele Experten, die betroffenen Länder könnten sich ab -

schotten und den Handel mit dem Rest der Welt deutlich einschränken. Doch die Regierungen 

hatten die Lektion der Weltwirtschaftskrise gelernt. Sie ließen in den Jahren 2008 und danach die

Grenzen weitgehend offen und verhinderten damit einen noch stärkeren Absturz. Der befürchtete 

Han delskrieg blieb also aus.

Dass internationaler Handel wohlstandssteigernde Wirkungen hat, ist heute sehr weit ver -

breitet akzeptiert. Es kann deshalb kaum überraschen, wenn viele Länder Handelsabkommen als

Vehikel für mehr Wachstum nutzen. Die Europäische Union hatte in den vergangenen Jahren nicht

nur die globale Finanzkrise zu überstehen, sie musste anschließend auch die systemische Eurokrise

bewältigen. Für mehr Wachstum sollen künftig das europäisch-kanadische Freihandelsabkommen

(CETA), das kurz vor dem Abschluss steht, und das Transatlantische Handels- und Investi tions -

abkommen (TTIP) zwischen der EU und den USA sorgen.

Wir beleuchten in dieser Publikation insbesondere das angestrebte Freihandelsabkommen zwi-

schen der EU und den USA (Kapitel 2 und 3). Dabei untersuchen wir nicht nur die potenziellen

Wachstums- und Beschäftigungswirkungen, sondern skizzieren auch Elemente des Abkommens,

die in der Bevölkerung umstritten sind. In Kapitel 4 widmen wir uns den theoretischen Grundlagen

des Außenhandels, seinen Vor- und Nachteilen sowie der historischen Entwicklung der Globa-

li sierung. Wir zeigen, dass Globalisierung kein neues Phänomen ist – schon vor dem Ersten Welt -

krieg gab es eine erste wichtige Globalisierungs-Phase. Aber das Gesicht der Globalisierung hat 

sich im Zeitablauf mehrfach geändert. In Kapitel 5 betrachten wir die Handelspolitik. Wir zeigen,

wie vielfältig die handelspolitischen Interessen und wie vielfältig die Instrumente sind. Außerdem

wagen wir einen Ausblick auf die weitere Entwicklung der Handelsabkommen.

Schließlich leiten wir in Kapitel 6 in einigen Thesen wahrscheinliche Folgen für die Wirtschaft

ab. Dabei berücksichtigen wir auch wirtschaftliche und gesellschaftliche Trends, die im Zusammen-

spiel mit künftigen handelspolitischen Entwicklungen besondere Auswirkungen für die Wirtschaft

haben dürften.

Die einzelnen Kapitel dieser Publikation stehen naturgemäß in Beziehung zueinander. Sie sind

aber auch so weit in sich geschlossen, dass die Kapitel einzeln bzw. selektiv gelesen werden können. 

1  Einleitung
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2  Transatlantisches Freihandelsabkommen (TTIP)

2.1  TTIP – Worum geht es?

Mit der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP; Transatlantic Trade and

Investment Partnership) beabsichtigen die Europäische Union und die Vereinigten Staaten von

Amerika, die größte Freihandelszone der Welt zu schaffen. Ziel des angestrebten Abkommens ist

es, Zölle und andere Handelsbarrieren abzubauen sowie technische Regulierungen, Normen und

Zulassungsverfahren auf beiden Seiten des Atlantiks zu vereinheitlichen. Dadurch sollen zusätz -

licher Wohlstand und neue Arbeitsplätze geschaffen werden. TTIP soll die gemeinsamen Werte 

Eu ropas und Amerikas stärken, die wirtschaftliche Vormachtstellung stützen und damit ein Ge-

gen gewicht zu den dynamisch aufstrebenden Volkswirtschaften wie zum Beispiel China bilden.

Das Handels- und Investitionsabkommen wird gelegentlich als »billiges Konjunkturprogramm«

abgetan. Doch die Wirkung des Abkommens würde über rein wirtschaftliche Belange hinausgehen.

Das Regelwerk hat die Chance, weltweit Maßstäbe zu setzen. So wird der erfolgreiche Abschluss

der TTIP-Verhandlungen als Maßstab für zukünftige weitere Freihandelsbestrebungen gesehen.

TTIP ist nicht nur ein Handels-, sondern auch ein Investitionsabkommen. Neben dem umfas-

senden Abbau von Zöllen wird auch die Reduktion nichttarifärer Handelshemmnisse (zum Beispiel

technische Anforderungen und Normen) angestrebt. Dadurch soll europäischen und amerikani-

schen Unternehmen die Investition im jeweils anderen Wirtschaftsraum erleichtert werden.

Ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA wäre ein konsequenter Schritt nach

vorn, denn bereits heute sind die beiden Wirtschaftsräume eng miteinander verbunden. So sind die

USA für die EU der wichtigste Exportmarkt, für Deutschland rangieren die USA als Absatzmarkt

direkt hinter Frankreich auf Platz zwei. Schätzungen des Institutes der deutschen Wirtschaft zufolge

hängen in Deutschland schon jetzt direkt oder indirekt 600.000 Arbeitsplätze von den Warenex-

por ten in die USA ab. Vor allem der exportorientierte deutsche Mittelstand soll aufseiten der EU

von einer umfassenden Handelsliberalisierung profitieren. Die wichtigsten Punkte im Überblick:

• Vorrangiges Ziel von TTIP ist es, den Handel von Waren und Dienstleistungen zwischen der 

EU und den USA zu intensivieren, indem Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse abgebaut

und gemeinsame Standards geschaffen werden.

• Zu den gemeinsamen Standards gehören technische Regelungen, Normen und Zulassungs -

verfahren.

• Unternehmen aus der EU und aus den USA sollen im jeweils anderen Wirtschaftsgebiet leichter

investieren können (vgl. dazu die Ausführungen zum Investitionsschutz unten).

• Bereits erreichte Schutzmechanismen (zum Beispiel Umwelt- und Gesundheitsstandards) stehen

nicht zur Disposition. Bestehende Unterschiede sollen abgebaut, sinnvolle Normen zum Schutz

der Verbraucher, der Umwelt und der Gesundheit aber erhalten bleiben.

• Im Ergebnis soll das Handels- und Investitionsabkommen die Wohlfahrt, das Wachstum und 

den Beschäftigungsstand in beiden Wirtschaftsräumen erhöhen.



Zeitplan

Am 16. Juli 2013 haben die konkreten Verhandlungen über TTIP begonnen. Ursprünglich wurden

die Verhandlungen als Selbstläufer eingeschätzt, sodass die Ratifizierung zunächst auf Oktober 2014

datiert worden war. Doch der Widerstand gegen das Handelsabkommen ist mit jeder Verhand -

lungs runde gewachsen. Derzeit wird mit einem ratifizierbaren Vertragswerk zum Jahresende 2015

gerechnet. Aber auch dieses Datum gilt inzwischen als ambitioniert. Nicht nur Bundesfinanzmi-

nis ter Wolfgang Schäuble (CDU) erwartet mittlerweile keine Einigung mehr bis Ende 2015. Die

Verhandlungsparteien drücken aber aufs Tempo, denn 2016 stehen die Präsidentschaftswahlen in

den USA an, und kurz danach beginnt unter anderem der Bundestagswahlkampf in Deutschland.

Alle Beteiligten wollen vermeiden, die Verhandlungen vor dem Hintergrund einer nationalen Wahl

auszutragen, denn dafür ist das angestrebte Abkommen politisch zu umstritten. Doch auch dieser

Zeitplan gilt inzwischen nicht mehr als realistisch (Stand: Anfang Dezember 2014).

Kritik

Das geplante Freihandelsabkommen wird von vielen Seiten kritisiert: Gegner befürchten, dass die

An gleichung von Normen und Regulierungen auf Kosten der hohen etablierten Standards ge -

schieht. Hierbei stehen die Qualität des europäischen Verbraucherschutzes und der amerikanischen

Gesundheitsstandards im Vordergrund. Kritisiert wird außerdem, dass die Verhandlungen unter

Ausschluss der Öffentlichkeit stattfinden. So entsteht der Verdacht, dass vorrangig die Interessen

der Konzerne und Investoren berücksichtigt werden.

Besonders kritisch wird der angestrebte Investitionsschutz gesehen: Demokratie und Rechts -

staatlichkeit würden außer Kraft gesetzt, da Klagen ausländischer Firmen gegen Staaten abseits von

europäischen Gerichten in internationalen Schiedsgerichten verhandelt werden sollen. Dies führe

dazu, dass Staaten ihre Souveränität zugunsten der Industrie und zulasten der Bürger abtreten.

Denn bei einem Vertragsverstoß, so meinen Kritiker, drohen der betroffenen Volkswirtschaft hohe

Entschädigungszahlungen, die vom Steuerzahler getragen werden müssen. Neben dem Investi-

tions schutz ruft vor allem der Lebensmittelbereich Ängste hervor. Chlor huhn, Genmais und Hor -

monfleisch sind nur einige Schlagworte, von denen die TTIP-Bericht er stattung unweigerlich be-

gleitet wird. Die Folge all dieser Negativmeldungen ist, dass einige europäische und amerikanische

Bürger regelrechte Panik vor TTIP entwickelt haben. Selbstverständlich wirkt die überwiegend von

Skepsis getragene Debatte bremsend auf den Verhandlungsverlauf. Ein Scheitern des Projektes wäre

politisch ein Debakel. Wir wollen die Kritik deshalb noch etwas genauer beleuchten.

Investitionsschutz

Der aktuell umstrittenste Punkt des Abkommens ist der geplante Investitionsschutz, der auslän -

dischen Investoren eingeräumt werden soll. Dabei erhalten Konzerne ein direktes Klagerecht für 

den Fall, dass der Wert einer getätigten Investition durch staatliches Handeln oder eine Gesetzes -

10 Berenberg · HWWI: Strategie 2030 · Nr. 20
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änderung gemindert wird. Dieses Sonderklagerecht soll ausländische Unternehmen vor dem will-

kürlichen Handeln nationaler Regierungen, wie zum Beispiel einer Enteignung, schützen. Eine Kla -

ge wird folglich vor einem internationalen Schiedsgericht mit privaten Anwälten verhandelt. Das

gesprochene Urteil ist unanfechtbar und direkt vollstreckbar. Das Sonderklagerecht gilt für auslän-

dische Konzerne und nicht für Staaten oder inländische Unternehmen, die möglicherweise ebenfalls

Profiteinbußen aufgrund einer geänderten Rechtsgrundlage erfahren haben.

Die rechtliche Asymmetrie des Investitionsschutzes ist der spezielle Zankapfel dieser Regelung:

Inländische Unternehmen können in derselben Situation wie ausländische Unternehmen »nur« 

den allgemein gültigen Rechtsweg gehen, während ausländische Unternehmen vor internationalen, 

privaten Anwälten ihre Standpunkte darlegen können. Kritikpunkt hierbei ist, dass so bestehende

Rechtssysteme durch ein Parallelrecht umgangen werden können, mit der Folge, dass die Rechte

privater Unternehmen massiv ausgedehnt werden. In der Praxis könnte es dazu führen, dass Kon -

zerne die Macht bekämen, neue, demokratisch beschlossene Gesetze direkt anzufechten.

Das Klagerecht gilt nicht rückwirkend. Das heißt, Gesetze, die vor Vertragsabschluss getätigt

wurden, sind rechtskräftig. Trotzdem könnte eine Ausweitung der Konzernmacht die Bürger teuer

zu stehen kommen. Schiedsstellen können Konzernen Entschädigungszahlungen in Milliardenhö-

he zusprechen, welche vom Steuerzahler bedient werden müssen. Ein prominentes Beispiel ist der

Fall des schwedischen Energiekonzerns Vattenfall: Mit dem überraschenden Ausstieg Deutschlands

aus der Atomenergie nach der Katastrophe von Fukushima klagte Vattenfall gegen die Gesetzes -

änderung der Bundesregierung. Das frühzeitige Abstellen der beiden Kraftwerke in Krümmel und

Brunsbüttel war für Vattenfall mit Einbußen verbunden, die beim Vertragsabschluss nicht absehbar

waren. Das Schiedsgericht sprach Vattenfall einen Schadensersatz von 3,7 Mrd. Euro zu.

Kritiker befürchten, dass sich solche Schiedsverfahren unter TTIP mehren könnten. Mit der

Folge, dass Staaten lieber auf strikte Gesetze verzichten könnten, um mögliche Schiedsverfahren mit

mächtigen Großkonzernen zu vermeiden. Somit fordern europäische Nichtregierungsorganisa tio -

nen (NGOs), dass der Investitionsschutz ausgeklammert wird. Im bereits ausgearbeiteten Frei -

handelsabkommen zwischen der EU und Kanada (CETA) ist der Investitionsschutz enthalten, er

steht aber noch leicht auf der Kippe. CETA gilt als »Blaupause« für TTIP. Wenn Investitionsschutz

in CETA verankert wird, dann wird er auch in TTIP enthalten sein.

Trotz aller Kritik: Der Investitionsschutz ist kein neues Konzept. Das Investor-Staat-Schieds -

verfahren besteht seit Jahrzehnten und wurde ursprünglich zum Schutz der Investitionen in Re -

gionen mit wenig entwickelten Rechtssystemen konstruiert. Allein Deutschland hat mehr als 130

bilaterale Investitionsschutzabkommen. Die amerikanische Wirtschaftslobby besteht vehement auf

dem Investorenschutz als Bestandteil von TTIP. Im Gegensatz dazu sind die Meinungen in Europa

geteilt. Zwar wird begrüßt, dass vergleichbare Standards geschaffen werden sollen, die den Umgang

mit ausländischen Investitionen regeln und bei Streitfällen klärend eingreifen können. Dagegen ver-

tritt zum Beispiel Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) die Meinung, dass ein Investor-Staat-
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Schiedsverfahren nicht erforderlich sei für ein Handelsabkommen zwischen Staaten, die über be -

lastbare Rechtsordnungen verfügen, wie es bei der EU und den USA prinzipiell der Fall ist. Noch

ist keine Entscheidung gefallen, ob der Investorenschutz Bestandteil von TTIP wird.

Ausschluss der Öffentlichkeit/Transparenz

Auch die (mangelnde) Transparenz der Verhandlungen wird kritisiert. Der Ausschluss der Öffent-

lichkeit und die strenge Geheimhaltung der genauen Verhandlungsinhalte werden von Kritikern als

undemokratisch empfunden. Dabei hilft nicht, dass die EU-Kommission das Handelsabkommen

als transparentestes aller Zeiten bezeichnet. Ebenso wenig beruhigt es die Kritiker, dass eine Reihe

von EU-Parlamentariern Mitschriften in Lesesälen ansehen dürfen oder dass Positionspapiere vor

jedem Treffen der Verhandlungspartner im Internet veröffentlicht werden. Verbände, Unternehmen

und NGOs nehmen das Angebot, sich mit den Verhandlungsführern beider Lager nach den je-

weiligen Verhandlungsrunden zu treffen, gern an, um mehr über den Stand der Verhandlungen zu

erfahren. Kritiker überzeugt aber auch das nicht. Obwohl angesichts des zunehmenden öffentlichen

Protests einige Details an die Öffentlichkeit durchsickerten, sollte der genaue Stand der Verhand -

lungen eigentlich bis zur Ratifizierung geheim bleiben. Die neue EU-Kommission hat aber ange-

kündigt, das Verfahren künftig transparenter zu gestalten und die Verhandlungsprotokolle allen 

EU-Parlamentariern und deren Assistenten zugänglich zu machen.

Allen Zweiflern zum Trotz beteuern die Verhandlungsparteien immer wieder, das Handels -

abkommen käme der breiten Bevölkerung und den Unternehmen auf beiden Seiten des Atlantiks

zugute. Auf europäischer Seite stehen sowohl die EU-Kommission als auch die EU-Mitgliedsländer

im engen Kontakt mit den unterschiedlichen Interessenvertretern. Doch TTIP-Gegner bezweifeln

die Befugnis der EU-Kommission, die Verhandlungen für die Europäer zu führen. Dem ist zu ent-

gegnen, dass die Kommission vom EU-Rat ein umfassendes Mandat erhalten hat, mit den USA ein

Gesamtpaket zu verhandeln. Die EU-Kommission hat das Verhandlungsmandat zu TTIP veröf-

fentlicht. Somit mag das Verfahren als intransparent kritisiert werden, undemokratisch ist es nicht.

Vereinheitlichung von Standards

Hinsichtlich potenziell sinkender Qualitätsstandards sind die Standpunkte verhärtet: Die Euro-

päer trauen den amerikanischen Hygienevorschriften für Lebensmittel nicht, und ebenso wenig

trauen die Amerikaner den europäischen Auflagen für Medizinprodukte. Es ist richtig, dass die 

EU-Standards in vielen Bereichen strenger sind als die US-amerikanischen, aber es gibt auch Be -

reiche, für die das Gegenteil zutrifft. So dürfen in europäischen Kosmetikprodukten Hunderte von

Chemi kalien verwendet werden, in den USA sind es nur eine Handvoll. Kritiker befürchten eine

Anglei chung »nach unten«. Im Gegenzug zu abgeschwächten Zulassungskontrollen für neue Me-

dika mente in den USA könnte die EU den amerikanischen Forderungen nach Zugeständnissen 

beispielsweise für den Verkauf von Genmais in Europa nachgeben.
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Die Angst vor einer Absenkung hart erkämpfter Standards scheint übertrieben. Weder das »Chlor -

huhn« noch das »Hormonfleisch« wird es in Europa geben – so versprach es zumindest EU-Han -

delskommissar Karel De Gucht, Verhandlungsführer der Europäer, in einem Interview mit dem

Magazin »Wirtschaftswoche« Ende Juli 2014. Auch die EU-Kommission bemüht sich, die Be den -

ken zu zerstreuen. Zwar wird eine Annäherung der Standards angestrebt, jedoch soll das hohe

Schutzniveau für Verbraucher bestehen bleiben. Es geht eher darum, gemeinsame Regeln zu schaf-

fen, als einen Qualitätssenkungswettlauf zu starten. Beispielsweise wäre für europäische Unter -

nehmen eine einheitliche Etikettenordnung schon eine große Kostenersparnis.

Dennoch beteuern Kritiker des Abkommens, die Erfahrung mit Freihandelsabkommen 

zeige, dass bei einer Harmonisierung die Standards typischerweise nach unten vereinheitlicht wer-

den. Die Folge wäre eine Abwärtsspirale, wenn der niedrigste bzw. wirtschaftsfreundlichste Stan -

dard aller Einzelstaaten als Basis für die verbindliche Norm des Vertrags dienen würde. Das Resultat

wären billigere, einfachere, schnellere, aber nicht unbedingt bessere Prozesse. Deshalb fordern TTIP-

Gegner die Aufnahme einer Klausel, die den Fortbestand des jeweils höchsten Standards gewähr-

leistet. Der Deutsche Gewerkschaftsbund fordert zudem, den Unterzeichnerstaaten solle weiter-

hin gestattet bleiben, schärfere Gesetze in den Bereichen Arbeitsmarkt, Soziales, Umweltschutz,

Arbeits- und Gesundheitsschutz und Verbraucherschutz zugunsten der Bevölkerung zu erlassen.

Zugang zu öffentlichen Aufträgen

Teil des Handelsabkommens ist die Forderung nach der Gleichstellung von EU- und US-Unter -

nehmen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge und Einkäufe. In der Praxis würde diese Neuregelung

bedeuten, dass das öffentliche Beschaffungswesen transatlantisch ausgeschrieben werden muss, 

um Diskriminierung ausländischer Wettbewerber auszuschließen. Kritiker dieses Bestandteils von 

TTIP monieren, dass bereits die übliche Ausschreibungspflicht in Europa ein nervenaufreibendes

Ver fah ren ist. Der Gedanke der Gleichstellung ist zwar fortschrittlich, aber zurzeit ist unklar, wie

die angestrebte Öffnung der öffentlichen Beschaffungsmärkte in der Praxis umgesetzt werden soll.

Sensible Sonderthemen der TTIP-Verhandlungen

Zugeständnisse in der Landwirtschaft

Kritiker befürchten, nach der Öffnung des europäischen landwirtschaftlichen Sektors könnten 

amerikanische Dumpingpreise die kleinbäuerlichen Strukturen in Europa endgültig zerstören. Da

in den USA die Landwirtschaft industriell geführt wird, während in der EU Familien- bzw. mit-

telständische Betriebe verbreitet sind, können landwirtschaftliche Produkte günstiger als in Euro-

pa angeboten werden. Wenn Agrarzölle und Handelsbarrieren wegfallen sollten, wird mit schwer-

wiegenden Folgen für den europäischen Binnenmarkt gerechnet. Zugeständnisse für die Öffnung

der Landwirtschaft vonseiten der Europäer sind wahrscheinlich. Laut EU-Handelskommissar De

Gucht geht es derzeit aber nur um Zugeständnisse für den Handel von Rindfleisch.
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Vorsorgeprinzip

In Europa gilt das sogenannte Vorsorgeprinzip. Es besagt, dass eine Technologie nicht genutzt 

werden darf, wenn mögliche Folgeschäden nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden können. In

den USA gilt das Gegenteil: Nur wenn ein Schaden nachgewiesen werden kann, darf ein Produkt

verboten werden. Kritiker rechnen mit schwerwiegenden Wirtschafts- und Umweltschäden für

Europa, sollte das in Europa geltende Gesetz abgeschwächt werden. Denn das europäische Vor -

sichtsgebot ist natürlich deutlich restriktiver, sodass Abstriche beim europäischen Verbraucher -

schutz befürchtet werden. 

Ein Beispiel ist das Fracking, die umstrittene Fördermethode bei unkonventionellen Öl- und

Gaslagerstätten. Während in den USA die Erdgasförderung mittels Fracking bereits stark ausge-

weitet wurde, ist die Fracking-Technologie in Europa teilweise verboten (obliegt den Mitglieds staa -

ten), da die Technologie als sehr riskant eingestuft wird. Diese Regelung könnte mit der Anpas sung

an das amerikanische Recht geändert werden.

2.2   Handel zwischen der Europäischen Union und den USA 

Um die Bedeutung und potenzielle Auswirkungen eines Freihandelsabkommen zwischen der EU

und den USA beurteilen zu können, ist es wichtig, sich zu vergegenwärtigen, welche wirtschaftli-

che Rolle die beiden Wirtschaftsräume spielen und welche Handelsverflechtungen zwischen ihnen

bestehen. 

Die EU und die USA sind die zwei größten Wirtschaftsräume der Welt. Auch wenn ihre relati-

ve Bedeutung mit zunehmender Stärke anderer Volkswirtschaften, wie etwa China, zurückgeht,

sind sie für knapp die Hälfte der gesamten Weltwirtschaftsleistung verantwortlich. Die Größe der

Wirtschaftsräume spiegelt sich auch in ihrem Anteil am Welthandel wider. Er betrug 2013 für die EU

rund 15 % und für die USA rund 12,9 % des gesamten Welthandels. Dabei stellen die EU und die

USA jeweils den wichtigsten Handelspartner füreinander dar. Auf die EU entfielen 2013 16,8 % des

Außenhandelsvolumens (Exporte und Importe) der USA, gefolgt von Kanada (16,4 %) und China

(14,6 %). Umgekehrt machte der Handel mit den USA 14 % des Extra-EU-Außenhandels aus. Die

anderen wichtigen Handelspartner waren hier ebenfalls China mit einem Anteil von 12,5 % sowie

Russland und die Schweiz (9,6 und 7,7 %). In absoluten Zahlen betrugen die Exporte von Waren

und Dienstleistungen der EU in die USA 2013 etwa 447 Mrd. Euro, während die Importe aus 

den USA sich auf 342 Mrd. Euro beliefen. Die EU erreicht damit einen deutlichen Außenhandels -

überschuss.
1

Auch für Deutschland stellen die USA einen wichtigen Handelspartner dar. Die Exporte in 

die USA betrugen 2013 knapp 90 Mrd. Euro und damit etwa 8 % des gesamten deutschen Export -

volu mens. Dem gegenüber stehen knapp 49 Mrd. Euro Importe aus den USA.
2

1 Vgl. Europäische Kommission (2014).
2 Vgl. Statistisches Bundesamt (2014).
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3 Vgl. Europäische Kommission (2014).
4 Vgl. Abbildung 1.

Handelsstruktur

Differenziert nach Sektoren macht der Handel mit Industriegütern den größten Teil des bilatera-

len Handels zwischen der EU und den USA aus. Von den Güterexporten der EU in die USA in

Höhe von 288 Mrd. Euro entfallen 2013 über 80 % auf den Industriesektor und damit nur ein gerin-

gerer Teil auf den Agrar sektor. Die Dienstleistungsexporte waren mit einem Volumen von etwa 

159 Mrd. Euro knapp halb so groß wie die Güterexporte. Für die USA nehmen Dienstleistungs -

exporte einen höheren Stellenwert ein. Hier standen 196 Mrd. Euro an Güterexporten 146 Mrd.

Euro an Dienstleistungsexporten in die EU gegenüber. Auch der Anteil des Agrarsektors an den

Exporten ist für die USA etwas höher.
3

Betrachtet man die wichtigsten Handelsgüter zwischen der EU und den USA, dann fällt 

auf, dass überwiegend Produkte derselben Kategorien gehandelt werden und auch die jeweiligen 

Anteile am Handelsvolumen ähnlich sind.
4
EU und USA exportieren mit Abstand am meisten 

Ma schinenerzeugnisse und Fahrzeuge. Sie machen 2013 für beide Volkswirtschaften etwa 40 % der 

bilateralen Exporte aus. Der zweitwichtigste Posten sind Chemieprodukte mit einem Anteil von 

je etwa 22 %, gefolgt von sonstigen Industriegütern und gefertigten Waren sowie mineralischen

Brenn stoffen. Diese Rangfolge der Exportgüter trifft auch für den Handel der USA mit Deutsch -

land zu. Jedoch machen Maschinenerzeugnisse und Fahrzeuge hier etwa 60 % der deutschen Ex -

porte aus (USA knapp 50 %), die Chemieexporte betragen jeweils 17 %.

Differenziert nach dem Verwendungszweck der Handelsgüter zeigt sich, dass hierbei ebenfalls

große Übereinstimmungen bestehen. Etwa je ein Viertel der bilateralen Exporte von EU und USA

entfällt auf gefertigte Güter für den Industriebedarf sowie auf Investitionsgüter. Die größten Un -

terschiede bestehen im Nahrungsmittelbereich, bei Treib- und Schmierstoffen sowie bei Fahrzeugen

und Fahrzeugzubehör. Die USA exportieren mehr Nahrungsgrundprodukte in die EU, während

Abb. 1

Außenhandel der EU mit den USA und Anteile am Im- und Export von Gütern, 2013
Angaben in Mrd. Euro

Quelle: Eurostat (2014); HWWI (2014).
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umgekehrt mehr verarbeitete Nahrungsmittel für den Endverbraucher exportiert werden. Bei

Fahrzeugen und Fahrzeugzubehör exportiert die EU mit einem Anteil von etwa 10 % deutlich mehr

Personenfahrzeuge in die USA (2,2 %). Die USA haben dafür mit knapp 15 % der Exporte in die 

EU einen höheren Anteil bei Einzelteilen und Zubehör (EU 10,3 %).
5

Offenheitsgrad und Handelsbarrieren 

Die Schaffung zusätzlichen Handels erfordert, dass im Rahmen eines Handelsabkommens beste-

hende Handelshindernisse abgebaut werden. Insgesamt haben die EU und die USA bereits einen

hohen Offenheitsgrad für internationalen Handel, der im Durchschnitt vergleichbarer Länder liegt.

Nach dem ICC Open Markets Index 2013 schneiden die USA überdurchschnittlich in Handels -

politik und Infrastruktur für Handel ab, jedoch unterdurchschnittlich beim beobachteten Of-

fen heitsgrad für Handel und landen insgesamt auf Platz 38 von 75 untersuchten Ländern. Bei 

den Län dern der EU schneiden besonders die kleineren Mitgliedsstaaten sowie Deutschland und 

Großbri tan nien überdurchschnittlich ab. Am schlechtesten stehen die südlichen Staaten Griechen-

land, Spa nien, Portugal und Italien da. Jedoch weist kein EU-Land ein insgesamt unterdurch-

schnittliches Rating auf.
6

Die bereits bestehende hohe Offenheit zeigt sich vor allem bei den insgesamt niedrigen tari-

fären Handelshemmnissen. Sektoral erheben die EU und die USA die höchsten Zölle im Agrar -

bereich. Der Zollsatz beträgt in der EU durchschnittlich 4,9 % für Agrargüter aus den USA. Um -

gekehrt liegt der durchschnittliche Zollsatz sogar bei 7,9 %. Gewichtete man den Durchschnitt

jedoch mit dem Handelsvolumen der Güter, liegt der Zoll auf Agrarprodukte aus den USA mit 

3,9 % niedriger und bei Produkten aus der EU bei nur 2,6 %. Der Unterschied zwischen gewich -

tetem und ungewichtetem Zollsatz kann zumindest teilweise ein Indiz für eine handelslenkende

Wirkung der Zölle sein. Für Industriegüter liegt der gewichtete durchschnittliche Zoll in beiden

Wirtschaftsräumen bei 2,8 %. Der Abstand zum ungewichteten Durchschnitt ist geringer als im

Agrarbereich. Der Zollsatz ist abermals annähernd gleich und beträgt jeweils etwa 3,5 %.
7

Höhere Zölle sind in einzelnen Produktkategorien zu finden und können dort auch stärke-

ren Einfluss auf den Handel entfalten. So werden Kleinlaster aus der EU in den USA mit 25 % Zoll

stark verteuert. Auch umgekehrt erhebt die EU hier 22 % Zoll. Des Weiteren erreichen Zölle auf

einzelne Agrarprodukte in der EU bis zu 25 %. Die USA erheben dagegen besonders hohe Zölle 

in den Bereichen Bekleidung, Textilien und Lederwaren. Hier fallen sogar bis zu 56 % Zoll an.
8
Ein

Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA würde in diesen Fällen importierte Waren

erheblich verbilligen. Jedoch ist wegen der quantitativ eher geringen Bedeutung einzelner Produkte

kaum zu erwarten, dass hiervon spürbare Impulse auf das Handelsvolumen ausgehen.

Viele Wirtschaftswissenschaftler und Politiker sind der Ansicht, dass der größere Effekt eines

Handelsabkommens zwischen EU und USA aus der Beseitigung von nichttarifären Handels hemm -

nissen entstehen würde. Die Vereinheitlichung von Standards ist daher, wie bereits im vorange -

5 Vgl. Handel nach BEC System (Eurostat 2014).
6 Vgl. International Chamber of Commerce (2013).
7 Vgl. Gregosz/Walter (2013).
8 Vgl. Heinrich-Böll-Stiftung (2014).
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gangenen Kapitel angesprochen, ein wichtiges Thema in der Diskussion um TTIP, denn auf diesem

Feld bestehen einige Unterschiede zwischen der EU und den USA. Dabei spielt der Lebensmittel-

und Agrarbereich eine besondere Rolle. Es besteht eine Vielzahl an Unterschieden in der Lebens -

mittelsicherheit sowie beim Tier- und Pflanzenschutz. Da hier der Endverbraucher direkt betroffen

ist, hat sich dieses Thema medial in den Vordergrund gedrängt. Etwa bei der Ablehnung von Chlor -

hühnchen oder Gen-Mais in der EU oder den Grenzwerten für mit Schimmelbakterien gereifte

Käsesorten in den USA. Auch sind europäische Herkunftsbezeichnungen von Lebensmitteln in 

den USA nicht geschützt. 

Quantitativ bedeutend könnte die Vereinheitlichung von Standards in den Bereichen Chemie,

Medizin und der Automobilindustrie sein, da sie einen großen Teil des bilateralen Handels zwischen

EU und USA ausmachen. Dabei geht es hauptsächlich um Fragen von technischen Standards, Zu -

lassungsverfahren, Meldepflichten und Grenzwerten. Schließlich gibt es in verschiedenen Indus-

 trien nationale Bestimmungen, die ausländische Unternehmen ausschließen und damit den Markt

verzerren oder Doppelstrukturen für Unternehmen in den USA und der EU erforderlich machen.

So dürfen europäische Airlines höchstens 24,9 % einer amerikanischen Fluggesellschaft erwer-

ben und können keine Verbindungen innerhalb der USA anbieten, viele IT-Dienste können nicht 

grenzüberschreitend angeboten werden, und bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sind ausländi-

sche Unternehmen oft benachteiligt.
9

Durch nichttarifäre Handelshemmnisse entstehen höhere Kosten. Sei es durch Verzerrungen

des Marktpreises oder durch Doppelstrukturen in der Produktion bzw. im Zulassungsverfahren.

Welche Effekte der Wegfall einiger dieser Handelshemmnisse und die damit verbundenen Kosten -

senkungen auf den Handel zwischen der EU und den USA haben würden, ist jedoch schwierig

abzuschätzen und häufig Gegenstand von Kritik an den bestehenden Prognosen zu TTIP.

9 Vgl. Gregosz/Walter (2013).
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3.1   Schätzungen der Wirkungen von TTIP

Wie schon bei Handelsabkommen in der Vergangenheit, sind auch im Verlauf der Verhandlungen

zu TTIP einige Studien erstellt worden, die versuchen, die potenziellen wirtschaftlichen Effekte des

Abkommens zu bestimmen. Nachfolgend werden die Ergebnisse und die Methodik zweier ein-

flussreicher Studien diskutiert. Dabei handelt es sich um die Studien des Centre for Economic

Policy Research (CEPR) sowie des ifo Instituts (Felbermayr et al. 2013a, 2013b). Die CEPR-Studie

wur de im Auftrag der Euro päischen Kommission erstellt und stellt in diesem Zusammenhang eine

wichtige Entscheidungsbasis dar. Das ifo Institut verfasste seine Studie im Auftrag des Bundes -

mi nisteriums für Wirtschaft und Energie und wurde daher besonders in Deutschland verstärkt 

dis kutiert. Zudem wurde eine me thodisch leicht modifizierte Studie im Auftrag der Bertelsmann

Stif tung veröffentlicht.

Schätzungen des CEPR

Als erste umfassende Prognose zu den ökonomischen Effekten eines transatlantischen Handels-

und Investitionsabkommens ist die  Studie des Centre of Economic Policy Research im September

2013 erschienen. Darin wurden die Einflüsse von Maßnahmenpaketen verschiedenen Umfangs auf

gesamtwirtschaftliche Kerngrößen in der EU, den USA sowie dem Rest der Welt geschätzt. 

Szenarien

Die untersuchten Szenarien unterscheiden sich sowohl in der Art der abgebauten Handelsbarrie-

ren als auch im Umfang ihrer Reduktion. Dabei wurde ein zweistufiges Vorgehen gewählt. Zum ei -

nen wurden Teilvereinbarungen, die sich auf einzelne Maßnahmenkategorien (Zollerleichterungen,

nicht tarifäre Hemmnisse bei privaten Dienstleistungen sowie im öffentlichen Beschaffungswesen)

beschränken, in ihrer Wirkung ganzen Maßnahmenbündeln gegenübergestellt. Auf der zweiten

Stufe wurden diese Maßnahmenbündel ihrem Umfang nach in ein ehrgeiziges und ein weniger 

ehrgeiziges Szenario differenziert, die sich besonders hinsichtlich des Umfanges des Abbaus der

nichttarifären Handelshemmnisse unterscheiden. Zur Begründung, warum im Bereich der nicht -

tarifären Hemmnisse von deutlich geringeren Einsparpotenzialen ausgegangen wurde, wird von 

den Autoren auf historisch gewachsene Unterschiede in Kultur und Konsumentenpräferenzen 

zwischen den Wirtschaftsräumen verwiesen. Die Vereinheitlichung von Normen und Standards sei

damit politisch deutlich schwerer durchzusetzen als die Abschaffung von Zöllen.

Eine Besonderheit stellt die Behandlung der Handelskosten in diesem Schätzansatz dar. Wäh -

rend Zölle noch relativ einfach in Form von prozentualen Preisaufschlägen Eingang finden kön-

nen, ist die Quantifizierung der Kosten aus nichttarifären Hemmnissen insbesondere im Hinblick

auf unterschiedliche Normen und Produktstandards äußerst schwierig. Denn letztlich geht es hier

immer um eine Vielzahl an Detailbestimmungen, deren ökonomischer Wirkungsgrad gesamtwirt-

3  Makroökonomische Effekte von Handelsabkommen
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schaftlich nur schwer abzuschätzen ist. Die CEPR-Studie greift hierfür auf die Methodik einer 

älteren Studie des Forschungsinstituts ECORYS zurück, bei der aus Befragungen zu Markt zu -

gangsbeschränkungen die Kosten aus nichttarifären Hemmnissen als prozentualer Aufschlag auf 

die tarifären Handelskosten berechnet werden.
10

Eine weitere Annahme betrifft schließlich mögliche Auswirkungen der Vereinheitlichung von

Produktstandards auf Drittländer. Diese sollen unmittelbar oder mittelbar von einheitlichen Stan -

dards in den USA und der EU profitieren. Eine unmittelbare Kostenersparnis soll beispielsweise 

für einen chinesischen Produzenten darin bestehen, dass er seine Produkte für den amerikanischen 

und für den europäischen Markt jeweils nach denselben rechtlichen Vorgaben fertigen kann. Eine

mittelbare Ersparnis soll aus den erhofften global-strategischen Auswirkungen des Freihandels -

 ab  kommens entstehen. Über die Größe des entstehenden Wirtschaftsraumes soll speziell auf die

Schwel lenländer Druck ausgeübt werden, ihre Produktstandards westlichen Vorgaben anzuglei-

chen. Von diesem Schritt hin zu einer globalen Vereinheitlichung würden annahmegemäß dann

auch Produzenten in Schwellenländern in Form geringerer Handelskosten profitieren.

Ergebnisse

Die simulierten Einkommenszuwächse durch TTIP fallen je nach Szenario sehr unterschiedlich 

aus. Unter den beschränkten Szenarien hätte nur die Zollsenkung einen spürbar positiven Effekt, in

diesem Fall vor allem für die EU. Damit zusammenhängend sind auch die Auswirkungen auf die

Handelstätigkeit unter diesem Szenario noch am größten. Die Effekte auf den Rest der Welt sind

dagegen bei Durchführung von Einzelmaßnahmen durchweg vernachlässigbar. Die Ergebnisse der

umfassenden Szenarien suggerieren, dass ein koordiniertes Vorgehen den Einkommenseffekt deut-

lich steigern kann. Interessanterweise übertrifft in den Simulationen auch das weniger ehrgeizig ge -

staltete umfassende Szenario in seiner Einkommenswirkung deutlich die Summe der Effekte der

Einzelmaßnahmen. Unter dem ehrgeizigsten Szenario wäre das BIP der EU in 2027 um 0,48 %, 

das BIP der USA um 0,39 % höher als im Zustand ohne die Umsetzung von TTIP (siehe Tab. 1). 

10 Vgl. ECORYS (2009).

Beschränkte Szenarien Zölle 0,10 0,04 -0,02 1,18 1,00 1,91 1,13

Dienstleistungen 0,02 0,03 0,00 0,16 0,13 0,19 0,57

Öffentliche 0,02 0,01 0,00 0,19 0,18 0,23 0,14
Beschaffung 

Umfassende Szenarien Weniger ehrgeizig 0,27 0,21 0,05 3,37 2,91 4,75 2,81

Ehrgeizig 0,48 0,39 0,12 5,91 5,11 8,02 4,74

Tab. 1 Quelle: CEPR (2013).

Prozentualer Effekt des TTIP für 2027 nach CEPR-Schätzungen

Veränderung BIP (%) Veränderung Handelsvolumina (%)

Grad an EU USA Rest EU USA
Liberalisierung der Welt Exporte Importe Exporte Importe
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Die EU würde also als Folge ihres etwas größeren Offenheitsgrades etwas stärker profitieren als die

USA. Auch das BIP im Rest der Welt läge trotz handelsumlenkender Effekte um 0,12 % höher. 

In Prozentwerten ausgedrückt wirken diese Veränderungen zunächst wenig beeindruckend. Das

ändert sich allerdings, sobald sie in absolute Geldbeträge umgerechnet werden. Das europäische 

BIP soll demnach in den umfassenden Szenarien zwischen 68,2 und 119,2 Mrd. Euro relativ zum

Fall ohne Freihandelsabkommen steigen, das BIP der USA zwischen 49,5 und 94,4 Mrd. Euro.

Beschränkt sich das Abkommen dagegen auf Zollerleichterungen, wird nur ein Anstieg des EU-

BIPs um 23,7 Mrd. Euro und ein Anstieg des BIPs der USA um 9,4 Mrd. Euro erwartet. Für eine

sinnhafte Interpretation dieser Ergebnisse ist es noch einmal wichtig zu betonen, dass es sich ledig-

lich um Einkommenssteigerungen relativ zu einem alternativen Gleichgewicht für das (willkürlich

gewählte) Jahr 2027 handelt. Sie sagen nichts darüber aus, wie sich die Ökonomien auf dem Weg

dorthin entwickeln. 

Schätzungen des ifo Instituts

Die ifo-Studien verwenden einen anderen empirischen Ansatz. Sie schätzen die Effekte des TTIP

über die beobachteten Effekte früherer Handelsabkommen. Dabei wird nicht explizit zwischen 

einzelnen Handelsbarrieren unterschieden, sondern der handelsschaffende Effekt des Freihandels -

abkommens in der Gesamtheit abgebildet. Aggregiert ergibt sich aus dem Durchschnitt der betrach-

teten Abkommen eine langfristige Steigerung des Handelsvolumens zwischen EU und USA um

knapp 80 %. Als lange Frist, in der sich alle Anpassungsprozesse vollzogen haben, wird ein Zeit -

raum von 10 bis 20 Jahren angenommen. Dies ergibt durchschnittlich eine jährliche Steigerung des

prognostizierten bilateralen Handels um etwa 5 %. Es wird angenommen, dass verschiedene geo-

grafische, historische und politische Faktoren eine Nähe zwischen Ländern beschreiben, die das

Zustandekommen eines Freihandelsabkommens be günstigen. Eingebettet in ein Gravitations mo -

dell des Welthandels, sollen somit das Zustande kom men eines Handelsabkommens sowie dessen

handelsschaffende als auch handelsumlenkende Effekte abgebildet werden.

Beschränkte Szenarien Zölle 23,7 9,4 -2,3 43,7 44,3 57,3 47,8

Dienstleistungen 5,2 7,4 0,1 5,8 5,7 5,5 4,7

Öffentliche 6,4 1,9 0,1 7,1 7,9 5,9 5,9
Beschaffung 

Umfassende Szenarien Weniger ehrgeizig 68,2 49,5 7,9 125,2 128,4 142,1 118,8

Ehrgeizig 119,2 94,9 17,9 220,0 225,9 239,5 200,5

Tab. 2 Quelle: CEPR (2013).

Absoluter Effekt des TTIP für 2027 nach CEPR-Schätzungen

Veränderung BIP (Mrd. E) Veränderung Handelsvolumina (Mrd. E)

Grad an EU USA Rest EU USA
Liberalisierung der Welt Exporte Importe Exporte Importe
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Um unterschiedliche mögliche Resultate des Aushandlungsprozesses um TTIP zu berücksichti-

gen und somit einen Erwartungskorridor für die Effekte abzubilden, werden auch in den ifo-Stu -

dien unterschiedliche Szenarien betrachtet. Es gibt zwei Hauptszenarien, die sich hinsichtlich des

Um fanges beim Abbau von Handelsbarrieren unterscheiden. Im Zollszenario wird lediglich ein

kompletter Abbau von Importzöllen unterstellt. Im NTB-Szenario (NTB: nichttarifäre Beschrän -

kun gen) wird zusätzlich ein teilweiser Abbau nichttarifärer Barrieren angenommen, der zu einer

Zu nahme des Handels zwischen EU und USA im Umfang von knapp 80 % führt, gemäß der 

ökonometrischen Analyse bisheriger Freihandelsabkommen. 

Ergebnisse

Eine Übersicht der Ergebnisse der ifo-Studien ist in Tabelle 3 dargestellt. Insgesamt kommt das 

ifo Institut zu etwas höheren Schätzergebnissen als das CEPR. Werden nur die Importzölle abge-

baut, sind die Effekte des TTIP-Abkommens auf Einkommen, Löhne, Beschäftigung und Handel 

am geringsten, liegen aber bezüglich BIP etwa auf dem Niveau der CEPR-Studie im ehrgeizigen 

Sze nario (siehe Tab. 1). Im NTB-Szenario ergeben sich deutlich stärkere Effekte. Beträchtlich sind

vor allem die Wohlfahrtseffekte von 4,7 % für Deutschland, 5,3 % für die EU und 13,4 % für die

USA. Der Effekt ist damit deutlich höher als in anderen Studien. Jedoch sind die ausgewiesenen

Wohlfahrtseffekte nicht direkt mit einer Steigerung des realen Bruttoinlandsprodukts vergleichbar

und liegen in der Regel um ein Vielfaches höher als die erwarteten Zugewinne durch TTIP beim

realen Bruttoinlandsprodukt. Diese betragen knapp 1 % für Deutschland, 1,3 % für die EU und 

4,8 % für die USA. Pro Kopf ergibt sich daraus ein etwa 2 % höheres Einkommen in den USA und

etwa 1,6 % in Deutschland und EU, verglichen mit der erwarteten Entwicklung ohne Frei han-

dels abkommen.

Zollszenario NTB-Szenario Binnenmarktszenario
DE EU USA DE EU USA DE EU USA

Reales BIP 0,5 0,5* 0,4 1,0 1,3* 4,8 – – –

Reales BIP pro Kopf 0,1 0,1 0,2 1,6 1,7 2,2 8,3 6,2 5,3

Wohlfahrt¹) 0,2 – 0,8 4,7 5,3* 13,4 – – –

Reallohn 0,1 0,1 0,2 1,6 1,7 2,2 8,3 6,2 5,3

Beschäftigung²) 2.100 9.890 6.250 25.220 98.910 68.790 109.300 280.890 103.190

Reallohn (Bertelsmann) 0,5 – 0,9 2,2 – 3,7 – – –

Beschäftigung²) (Bertelsmann) 44.830 – 276.620 181.090 – 1.085.500 – – –

Exporte 

USA ➝ DE 1,7 93,6 –

DE ➝ USA 1,1 93,5 –

USA ➝ EU* – 87 –

EU ➝ USA* 5,7 68,8 –

Tab. 3 Quelle: Felbermayr et al. (2013a); Felbermayr et al. (2013b).

Prozentualer Effekt des TTIP nach Schätzungen des ifo Instituts

Zahlen aus der ifo-Studie für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, wenn nicht anders angegeben. Prozentualer langfristiger Unterschied im 
Vergleich zum Basisszenario ohne TTIP.
1)  Gemessen als äquivalente Variation (Nutzen des realen Pro-Kopf-Einkommens bei konstanten Preisen).
2)  Beschäftigung in absoluten Zahlen.
* BIP, Wohlfahrtseffekt und bilaterale Exporte für die EU27 aggregiert aus Länderergebnissen von Raza et al. (2014).
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Da auch handelsumlenkende Effekte berücksichtigt werden, lassen sich darüber hinaus Einkom -

menseffekte für andere Länder berechnen. Dabei zeigt sich, dass besonders Niedrigeinkommens -

länder in Südamerika und Afrika durch TTIP benachteiligt werden können. Hier werden Rück -

gänge des Bruttoinlandsprodukts von 1 bis 3 % prognostiziert.

Bei den Arbeitsmarkteffekten nutzen die beiden ifo-Studien unterschiedliche Ansätze und 

kommen damit zu stark voneinander abweichenden Ergebnissen. Beide Studien erwarten positive

Lohn- und Beschäftigungseffekte. Die Beschäftigungszuwächse sind bei der Bertelsmann-Studie

jedoch um ein Vielfaches höher. Das liegt wohl vor allem daran, dass in der Bertelsmann-Studie

keine Reallokationseffekte berücksichtigt werden und somit Beschäftigungsgewinne im Export -

sektor nicht mit Beschäftigungsrückgängen in anderen Bereichen gegengerechnet werden. Die 

ifo-Studie für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kommt mit Reallokationseffekten

auf einen langfristigen Beschäftigungseffekt von zusätzlich etwa 25.000 Beschäftigten für Deutsch -

land, 99.000 für die EU und 69.000 für die USA. Dazu kommt eine Erhöhung der Reallöhne um

durchschnittlich etwa 2 %. Werden lediglich die Zölle zwischen den USA und der EU abgebaut,

ergibt sich bei den ifo-Studien kaum ein Effekt für den bilateralen Handel. Dies erklärt, warum 

auch sonst nur äußerst schwache Impulse auf die Wirtschaft prognostiziert werden. Im NTB-Sze -

nario nehmen die Ex porte merklich zu. Zwischen den USA und Deutschland wird ein Anstieg des

Exportvolumens um jeweils 94 % erwartet. Die Exporte in die EU insgesamt steigen etwas weniger

um knapp 90 %, während die EU ihre Exporte in die USA um etwa 70 % steigern kann.

3.2   Ökonomische Bewertung ausgewählter Abkommen

Im Folgenden sollen exemplarisch Prognosen und tatsächliche Auswirkungen für drei prominen-

te Fälle von regionaler Handelsintegration aus der jüngeren Vergangenheit diskutiert werden: das

NAFTA, die Gründung des EU-Binnenmarktes sowie die EU-Osterweiterung von 2004. Sie stel -

len ein Beispiel für die Aussagekraft und Probleme von Prognosen zu Handelsabkommen dar.

NAFTA

1992 unterzeichneten die USA, Mexiko und Kanada ein Abkommen über eine gemeinsame Frei -

 handelszone. Das North American Free Trade Agreement (NAFTA) regelte, dass ab 1994 über 15 

Jahre sukzessiv Zölle und andere Handelsbarrieren abgebaut werden sollten, um einen freien Ver -

kehr von Waren, Dienstleistungen und Kapital zwischen den Partnerländern zu ermöglichen. Da-

bei gingen die Vereinbarungen im Zuge von NAFTA über ein reines Freihandelsabkommen hinaus,

da etwa auch vertragliche Regelungen zum Schutz des geistigen Eigentums, zum Umweltschutz, 

zu Arbeitsstandards und für Streitschlichtungsverfahren getroffen wurden. Die Freizügigkeit von

Arbeitskräften in der Freihandelszone war nicht Teil des Abkommens, hauptsächlich weil die USA

fürchteten, dass dies zu einer Immigrationsflut aus Mexiko führen würde.
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Die Befürworter des Abkommens erwarteten als Folge des Freihandelsabkommens positive Effekte

für Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Lohnentwicklung in allen drei Ländern. Die Haupt -

argumente in der politischen Diskussion in den USA waren die Schaffung zusätzlicher Arbeits -

plätze, niedrigere Preise für Konsumenten und neue Investitionsmöglichkeiten.
11
Für die USA

und auch für Kanada ging man insgesamt jedoch nur von geringen Effekten aus. Zudem bestand

zwischen den USA und Kanada bereits seit 1989 ein Freihandelsabkommen, sodass hier viele Han -

delsbarrieren schon beseitigt worden waren. Stärkere Veränderungen durch NAFTA wurden für

Mexiko erwartet, hervorgerufen durch verstärkten Handel mit den höher entwickelten USA und

steigende ausländische Direktinvestitionen.

Den Erwartungen an NAFTA lag eine Vielzahl von Studien zugrunde, die im Vorfeld des Frei -

handelsabkommens versuchten, dessen makroökonomische Effekte abzuschätzen. Einen Über -

blick der Ergebnisse und Grundlagen der einflussreichsten Studien geben die Autoren Grumiller,

Francois und Shiells, die U.S. International Trade Commission sowie das Congressional Budget

Office.
12
Quantitativ ermitteln Grumiller sowie Baldwin und Venables  über alle von ihnen unter-

suchten Prognosen einen mittleren Wachstumseffekt des Bruttoinlandsproduktes durch NAF TA

von knapp 0,15 % für die USA, 2,5 % für Mexiko und 1,1 % für Kanada.
13
Auch bei den realen 

Löh nen erwarteten die meisten Studien einen positiven Einfluss. Besonders wesentlich für hohes 

Lohnwachstum in Mexiko war in diesem Zusammenhang die Berücksichtigung von ausländischen

Direktinvestitionen. Abhängig von getroffenen Annahmen schwankte die erwartete Wirkung des

Freihandelsabkommens zwischen sehr positiv und nicht vorhanden, mitunter sogar negativ. Ta-

belle 4 stellt die Bandbreite der unterschiedlichen Ergebnisse dar. 

Bei der Beurteilung der tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung in den USA, Kanada und

Mexiko nach dem Inkrafttreten von NAFTA 1994 gilt es zu unterscheiden, inwiefern diese auch 

ein Resultat des Freihandelsabkommens ist oder andere Ursachen hat. Diese Unterscheidung ist

häufig nicht eindeutig zu treffen, da die ohnehin als eher gering eingeschätzten Effekte von NAF TA

von anderen Einflussfaktoren überlagert werden. So betrieb Mexiko bereits seit Mitte der 80er-Jahre

eine Politik der Marktöffnung und Liberalisierung. Die Zunahme von Direktinvestitionen in der

11 Vgl. Clinton (1993); Congressional Budget Office (1993a).
12 Vgl. U.S. International Trade Commission (1992); Francois (1993); Congressional Budget Office

(1993b); Francois/Shiells (1994); Grumiller (2014).
13 Vgl. Grumiller (2014), Baldwin/Venables (1995). Medianergebnisse Grumiller (Baldwin/Venables):

USA 0,14 % (0,16 %), Mexiko 2,27 % (2,59 %), Kanada 1,1 % (3,26 %).

USA Mexiko Kanada

Reales BIP 0,0 bis 2,07 -0,35 bis 11,39 0,12 bis 10,57

Reallöhne -0,7 bis 0,95 0,4 bis 16,20 0,04 bis 1,30

Beschäftigung -0,3 bis 2,47 -0,1 bis 6,60 0,61 bis 11,02

In %, basierend auf 11 Studien und insgesamt 22 verschiedenen Modellspezifikationen.

Tab. 4 Quelle: Grumiller (2014).

Prognoseergebnisse verschiedener Studien zur Wirkung von NAFTA
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Zeit muss auch stark auf einen generellen Anstieg der internationalen Finanzströme zurückgeführt

werden. Und ein großer Teil der Handelszunahme hängt mit der Entwicklung von Währungs -

kursen (Peso-Krise) und der starken konjunkturellen Entwicklung in den USA in den Neunzigern

zusammen. Rein deskriptiv betrachtet war die Entwicklung in den Mitgliedsländern nach 1994

durchaus positiv. In den 1990er-Jahren wuchs das reale Bruttoinlandsprodukt in den USA, Kanada

und Mexiko jährlich jeweils um durchschnittlich etwa 4 %. Bei Mexiko ist hierbei zu beachten, dass

die Wirtschaft 1995 einen Rückgang aufgrund der Peso-Krise erlitt. Ein deutlicher Anstieg des Wachs -

tumstrends ist jedoch nicht zu erkennen. Auch der Handel zwischen den NAFTA-Ländern nahm

zu. Besonders die Exporte Mexikos stiegen in den Jahren unmittelbar nach dem Inkrafttreten von

NAFTA deutlich stärker. Das bereits bestehende Handels ab kom men zwischen Kanada und den

USA führte dazu, dass von NAFTA hier keine spürbare zusätzliche Handels dynamik ausging. Ab -

solut haben jedoch alle Länder eine gestiegene Zunahme der Exporte ab 1994 verzeichnen können.

Die Dynamik des Exportwachstums nahm jedoch Anfang der 2000er-Jahre vorübergehend ab.

Abb. 2

Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts in Kanada, USA und Mexiko
Index (1994 = 100)

Quellen: IMF (2014); HWWI (2014).
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Abb. 3

Exporte in die anderen NAFTA-Länder
Index (1994 = 100)

Quellen: IMF (2014); HWWI (2014).
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Ausgehend von einer Analyse mehrerer Ex-post-Studien ist Grumiller der Meinung, dass sich 

selbst die niedrigen Wachstumserwartungen an NAFTA nicht erfüllt haben. Der Effekt würde für

die USA und Kanada meist als vernachlässigbar eingeschätzt werden und in den Jahren nach In-

krafttreten von mehreren Studien auf weniger als 0,01 % pro Jahr geschätzt. Auch auf dem Arbeits -

markt haben sich positive Prognosen zum Einfluss von NAFTA nach vielen Studien nicht erfüllt.

Bei den Beschäftigungseffekten kommen viele Studien zu dem Schluss, dass in den USA eher

Arbeitsplätze verloren gegangen sind, jedoch in sehr geringem Ausmaß. In Mexiko stieg die Be -

schäf tigung im Verarbeitenden Gewerbe, war jedoch begleitet von einem stärkeren Beschäftigungs -

rückgang im Agrarsektor. Ein ähnlicher Effekt wurde bei der Entwicklung der Reallöhne beobach-

tet. Sie stiegen insgesamt höchstens marginal. Von verschiedenen Studien wird auch ein negativer

Effekt auf Reallöhne und die Verhandlungsmacht der Arbeiter in einzelnen Sektoren angeführt. Auf

der anderen Seite konnten Arbeiter in Mexiko in Sektoren mit Exportzuwächsen und höheren 

ausländischen Direktinvestitionen bei der Lohnentwicklung profitieren.
14

Der EU-Binnenmarkt 

Mit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte 1987 verpflichteten sich die damaligen

EG-Mitgliedsstaaten, die Warenkontrollen an den Binnengrenzen abzuschaffen und auch einen

freien Verkehr von Personen, Dienstleistungen und Kapital zu verwirklichen. Die dazu nötige Viel -

zahl an einzelnen Rechtsakten sollte bis Ende 1992 beschlossen und umgesetzt werden, ab 1.1.1993

galt der Binnenmarkt offiziell als vollendet. Es handelt sich hierbei streng genommen um kein klas-

sisches Freihandelsabkommen, da Binnenzölle zum Vertragszeitpunkt bereits abgeschafft waren.

Dafür existierte noch eine Vielzahl an nichttarifären Handelshemmnissen wie landesspezifischen

Nor men und Produktstandards. Auch über die Zeitersparnis durch Wegfall der Grenzkontrollen 

er hoffte man sich eine Kostensenkung.

Zur Grundlage für die öffentliche Debatte wurde eine offiziell von der Europäischen Kommis -

sion herausgegebene Prognosestudie, der sogenannte Cecchini-Report von 1988.
15
Dabei wurden

vier Quellen für Wohlfahrtseffekte differenziert: die Abschaffung von Grenzkontrollen, die Öff -

nung des öffentlichen Beschaffungswesens, die Liberalisierung der Finanzdienstleistungen sowie all-

gemeine Wettbewerbseffekte. Letztere sollten sich aus einem Zusammenspiel von Größenvorteilen,

Kosten ersparnis durch sinkende technische Barrieren sowie dem Abschmelzen von Monopolrenten

durch Konkurrenzdruck ergeben. Im Ergebnis wurde ein mittelfristiger Niveaueffekt auf das EU-

weite BIP von 4,5 % in Relation zum Ausgangsniveau prognostiziert. Dabei machte der direkte

Effekt der Abschaffung der Grenzkontrollen aber nur 0,4 % aus. Der Großteil der Einkommens -

steigerung speist sich aus mittelfristigen Wettbewerbseffekten. Die Vorstellung war, dass das Staats -

defizit der EU-Länder im Zuge der unmittelbaren Wachstumseffekte durch höhere Steuerein nah -

men sowie sinkende Beschaffungspreise für öffentliche Dienstleistungen zurückgehen sollte. Unter

der Prämisse, dass ein solcher Einnahmeüberschuss für die Durchführung längerfristiger Investi -

14 Vgl. Grumiller (2014); De La Cruz/Riker/Voorhees (2013); 
Scheerer (2004); Burfisher/Robinson/Thierfelder (2001).

15 Vgl. Emerson et al. (1988).
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tionen in die Infrastruktur der EU eingesetzt wird, wurde sogar ein längerfristiger Niveaueffekt auf

das EU-BIP in Höhe von bis zu 7 % prognostiziert. Die erwarteten Effekte auf das Beschäftigungs -

niveau schwanken zwischen 1,8 und 5,7 Mio. neuen Arbeitsplätzen im EU-Raum, je nachdem ob

die Investitionseffekte berücksichtigt werden oder nicht. Zusätzlich sollten sich speziell die Wett-

be werbseffekte auch in Form von Preissenkungen positiv bemerkbar machen. Die Berechnungen

ergaben eine Absenkung des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus um bis zu 6 %.

Deskriptiv betrachtet hat sich im intraeuropäischen Handel Ende der 1980er-Jahre in der Tat

eine spürbare Dynamik ergeben. Die jährlichen Gesamtausfuhren der EU-12-Länder haben sich

zwischen 1990 und 2010 mehr als verdreifacht. Nicht nur absolut, sondern auch anteilsmäßig hat

dabei der Handel mit EU-Partnern zunächst deutlich an Gewicht gewonnen. Dass dieser Anteil ab

Anfang der 1990er-Jahre wieder sukzessive gesunken ist, könnte unabhängig von einer Kausalität

des Binnenmarktes über die wachsende globale Bedeutung der Schwellenländer erklärt werden. 

Eine vergleichbare Dynamik lässt sich im Hinblick auf die Wertschöpfungsentwicklung in 

dieser Zeit aber nicht ausmachen. Der EU-Raum war Ende der 1980er-Jahre zunächst genau wie

die USA und Japan von einem globalen Wirtschaftsabschwung im Zusammenhang mit steigenden

Ölpreisen betroffen. Die anschließende Rückkehr zu kräftigerem BIP-Wachstum erfolgte jedoch

zögerlicher als im Falle der USA. Auch im weiteren Verlauf der 1990er-Jahre stellte sich keine 

merkliche Beschleunigung ein.

Eine erste offizielle Ex-post-Analyse der Binnenmarkteffekte hat die Europäische Kommission

1996 vorgelegt. In einer Sammlung von 38 Studien wurden der industrielle Strukturwandel und

Veränderungen in der Wettbewerbsintensität ab Beginn der Reformmaßnahmen 1988 untersucht.

Dabei wurde vor allem auf die wettbewerbsstiftenden Wirkungen hingewiesen, die Gewinnauf -

schläge der Unternehmen hätten sich um jährlich etwa 0,2 Prozentpunkte verringert.
16
Der Markt -

16 Vgl. Europäische Kommission (1996).

Abb. 4

Anteil des Intra-EU-Handels am Außenhandel der EU-Länder insgesamt

Quellen: Eurostat (2014); HWWI (2014).
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anteil inländischer Produzenten ist in sämtlichen betrachteten Branchen sowohl zugunsten des

Anteils ausländischer EU- als auch Nicht-EU-Produzenten gesunken. Die Anteilszugewinne von

EU- und Nicht-EU-Produzenten halten sich sogar etwa die Waage. Die Befürchtung negativer 

handelsumlenkender Effekte aus Sicht von Drittländern habe sich damit nicht bestätigt.
17
Die Stu-

die beschränkte sich allerdings auf den Zeitraum bis 1994 sowie auf 15 als besonders sensitiv ein-

gestufte Industriezweige, die zusammen nur etwa ein Drittel der EU-Industrieproduktion aus-

machten. Für die Produktion insgesamt haben sich daraus nach Meinung der meisten Studien zwar

positive, aber im Vergleich zu den Cecchini-Prognosen eher geringe Wachstumseffekte ergeben.

Insge samt schafft ein Überblick der Literatur den Eindruck, dass gerade die erhofften dynamischen

Effekte auf das europäische Wachstumspotenzial weitgehend ausgeblieben sind.
18

EU-Osterweiterung

Die Erweiterungsrunde der EU im Jahr 2004 stellt mit dem Beitritt von zehn mittel- und ost-

europäischen Staaten einen weiteren Meilenstein der europäischen Integration dar. Aus Sicht der

Beitrittsstaaten umfasste der Beitritt den Abbau sämtlicher Handelsbeschränkungen, die Übernah-

me der gemeinsamen Außenzölle sowie die Teilnahme am Binnenmarktprogramm, was die An -

erkennung von EU-Produktstandards in einer Vielzahl von Bereichen voraussetzte. Der Übergang

erfolgte jedoch nicht abrupt. Stattdessen wurden die Beitrittsländer über den Abschluss von As-

soziierungsabkommen bereits in den 1990er-Jahren schrittweise an EU-Standards herangeführt,

wobei das Reformtempo zwischen den Ländern stark schwankte. Dieser langsame Übergang er-

schwert die Abschätzung der Beitrittseffekte.

Erste Prognosen zu den Folgen der wirtschaftlichen Ostintegration nahmen allein Bezug auf 

die Abschaffung von Zöllen. Brown et al. haben bereits früh die Auswirkungen einer solchen Frei -

17 Vgl. Allen et al. (1998).
18 Vgl. Ilzkovitz et al. (2007); Straathof et al. (2008); 

Boltho/Eichengreen (2008).

Abb. 5

Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts in Japan, USA und EU-12
Index (1981 = 100)

Quellen: IWF (2014); HWWI (2014).
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handels zone zwischen der alten EU und den Visegrad-Ländern (Polen, Slowakei, Tschechien, Un -

garn) auf Basis eines CGE-Modells simuliert. Demgemäß würden alte und neue Mitgliedsländer

profitieren, die Einkommenszuwächse würden bei den Beitrittsländern relativ zum Ausgangsni-

veau aber deutlich höher ausfallen. Das ist wenig überraschend, da der EU-Absatzmarkt für die Bei -

trittsländer bedeutender ist als umgekehrt. Die Effekte auf Drittstaaten seien zu vernachlässigen.

Ebenfalls geringe handelsumlenkende Effekte wurden von Rollo und Smith geschätzt.
19
Er erwar-

tet allerdings zusätzliche Kosten in Form einer stärker nach innen gerichteten EU und wachsende

Probleme bei der internen Entscheidungsfindung, die weiteren Fortschritten bei der globalen Han -

delsliberalisierung im Weg stehen könnten.

Neben den unterschiedlichen Marktgrößen ist dies auch auf die höheren Ausgangszölle der Bei -

trittskandidaten zurückzuführen: Die Wohlfahrtsgewinne aus Eigenliberalisierung fallen tendenziell

größer aus, weil sie Importsektoren für ausländische Konkurrenz öffnen und so die eigene Restruk -

turierung verstärken. In einem anderen Szenario wurde zusätzlich der erwartete Effekt einer Sen -

kung der Risikoprämien für Investitionen untersucht. Infolge der Übernahme des EU-Rechts -

rahmens zum Investorenschutz sinkt das Investitionsrisiko in den Beitrittsländern. Im Modell führt

das regional zu einer verstärkten Kapitalbildung und damit zu einer Ausweitung der Produk -

tions kapazitäten. Im Ergebnis wird ein Anstieg des Realeinkommens der Beitrittsländer um 18,8 %

prognostiziert, während der Zugewinn der alten Mitgliedsländer etwa dem des konservativen 

Sze narios entspricht.

Die Daten der letzten Jahre zeigen insgesamt einen starken Anstieg der Exportaktivitäten der

Beitrittsländer innerhalb des EU-Raums. Dieser übertrifft das Handelswachstum der alten Mit -

glieds länder deutlich. Dies gilt sowohl für die Zeit kurz vor dem Beitritt als auch besonders vom

Beitrittsjahr 2004 an bis zur globalen Krise 2009. In kaum geringerem Maße sind in diesem Zeitraum

19 Vgl. Rollo/Smith (1997).

Abb. 6

Entwicklung der Exporte in den EU-Raum (EU-28)
Index (1999 = 100)

Quellen: Eurostat (2014); HWWI (2014).
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aber auch die Exporte der Beitrittsländer in den Rest der Welt gestiegen, was ein Hinweis darauf 

ist, dass hier Effekte der Handelsumlenkung keine große Rolle gespielt zu haben scheinen.

Damit einher ging ein hohes Wachstum der gesamten Wertschöpfung in den Beitrittsländern.

Dies kann zu einem gewissen Grad auch noch als Teil der langfristigen Erholung von den Struk -

turschocks Anfang der 1990er-Jahre interpretiert werden. Dass in den ersten Jahren nach Beitritt das

Wachstum in den meisten dieser Länder noch einmal zusätzlich Fahrt aufgenommen hat (Ungarn

und Estland bilden hier die Ausnahme), spricht aber dafür, dass die Integration früh reale wirt-

schaftliche Effekte hatte. Eine weitere positive Beobachtung ist ein Anstieg des Anteils von For -

schungs- und Entwicklungsausgaben am BIP der Länder in dieser Zeit. Dies verdeutlicht das Poten -

zial für zusätzliche dynamische Effekte im Zusammenhang mit erhöhten Forschungsanreizen.

Ein kausaler Effekt der Osterweiterung auf die Handelsströme wurde bereits in einer Reihe von

Studien nachgewiesen. Antimiani und Costantini kommen zu dem Ergebnis, dass die Osterwei -

terung vor allem über den Technologietransfer von West nach Ost die Exportdynamik der EU-

Länder erklären kann. Der Einfluss der Osterweiterung auf die Exportaktivität der neuen Mit glieds -

länder fiel nach ihren Schätzungen dabei stärker aus als bei den alten Mitgliedsländern. Damit zu -

sammenhängend wird auch der Einfluss auf die Innovationsrate, gemessen in der Zahl an Paten ten,

für diese Länder als stärker eingeschätzt. Besonders stark fiel dieser Effekt in Sektoren mit hohem

Technologiegehalt wie Pharmazie sowie Maschinen- und Fahrzeugbau aus.
20

3.3   Allgemeine Einordnung von TTIP

Die Studien zu den makroökonomischen Effekten von TTIP sowie die Erfahrungen aus den ver-

gangenen Handelsabkommen lassen den Schluss zu, dass die Effekte von TTIP auf Einkommen,

Beschäftigung und Wachstum nicht übermäßig groß sein werden. Hinzu kommt, dass wegen der

zunehmenden Kritik an einzelnen Punkten das endgültige Abkommen gegenüber den ursprüng-

Abb. 7

Wachstum Bruttoinlandsprodukt

Quelle: Eurostat (2014).
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lichen Absichten weniger umfassend sein dürfte. Von technischen und methodischen Details ab-

strahiert, lassen sich zur ökonomischen Einordnung von TTIP daher nachstehende Einschätzun -

gen festhalten: 

• Die Höhe der makroökonomischen Effekte hängt vom Niveau der Handelsliberalisierung ab.

Der marginale Effekt eines weiteren Abbaus von tarifären und nichttarifären Handelsbeschrän -

kungen ist bei weitgehender Liberalisierung des Handels gering, während die marginalen Kosten

in Form von veränderten Standards, die nicht mehr vollständig den spezifischen gesellschaftli-

chen Präferenzen entsprechen, eher ansteigen dürften. Bezogen auf TTIP sind, wie durch die

Studien belegt, bei schon jetzt weitgehend liberalisiertem Handel zwischen den USA und der

Europäischen Union die makroökonomischen Effekte gering. Der hohe Offenheitsgrad bei-

der Wirt schafts räume sorgt schon jetzt für einen schnellen Transfer von technischem Fortschritt.

Der dy namische Wachstumseffekt ist somit eher niedrig. 

• Für Unternehmen und Konsumenten ist eine Senkung der Transaktionskosten durch den Ab-

bau nichttarifärer Handelshemmnisse gleichermaßen vorteilhaft, da Markteintrittsbarrieren sin-

ken, der Wettbewerb steigt und Preise sinken. Sorgsam zu unterscheiden ist dabei zwischen ei -

nem sinnvollen Abbau von echten nichttarifären Handelshemmnissen, die eine versteckte Form

von Protektionismus sind, und dem berechtigten Schutz von Konsumentenpräferenzen durch

spe zifische Normen und Standards. 

• Selten haben die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen so große öffentliche Aufmerk -

samkeit bekommen wie im Falle von TTIP. Dies ist gut so, weil eine breite gesellschaftliche 

Dis  kussion über die Ausgestaltung von Handelsabkommen und das Verfahren zur Verhandlung 

des Abkommens entstanden ist. Im Zentrum steht dabei die Frage, wer das Mandat zur Verhand -

lung des Abkommens erhält und wie diese Entscheidung legitimiert ist. Gerade innerhalb der 

EU mit einer als sehr mittelbar empfundenen Legitimation der Entscheidungen in Brüssel ist

diese Frage von übergeordneter Relevanz. So hat erst die öffentliche Aufmerksamkeit dazu ge -

führt, dass die Transparenz der Verhandlungen zugenommen und die Einflussnahme durch Lob -

by ismus abgenommen hat. 

• Neben den direkten ökonomischen Effekten von TTIP wird gelegentlich darauf hingewiesen,

dass TTIP durch die Integration der beiden größten Wirtschaftsräume zu einem gemeinsamen

Binnenmarkt dazu beitragen kann, die Bedeutung der USA und Europas in einer sich wan-

delnden Weltwirtschaft hin zu einer multipolaren Weltordnung zu erhalten. Insgesamt dürfte 

ein gemeinsamer Binnenmarkt zwischen den USA und Europa für den »Rest der Welt« in Bezug

auf Normen und Standards eine maßgebliche Rolle spielen, sodass diese leichter durchsetzbar

wären – anders als es die These von einem »Race to the Bottom« erwarten ließe.  
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4.1   Historische Phasen und Stand der Globalisierung

Globalisierung ist historisch keinesfalls ein neues Phänomen. In der Zeit ab Mitte des 19. Jahr hun -

derts setzte im internationalen Handel eine erste Phase der Globalisierung ein, die vor allem durch

eine Senkung der Transportkosten bedingt war. Die Abbildung 8 veranschaulicht die historische

Entwicklung der Handelskosten beispielhaft für Deutschland, Großbritannien und die USA nach

dem Ansatz von Jacks et al. (2011). Ausgangspunkt waren die industrielle Revolution in Großbri-

tan nien und die ihr zugrunde liegenden technologischen Neuerungen wie die mechanische Spinn -

maschine und die Dampfmaschine. Nach dem Ende der napoleonischen Kriege 1815 verbreiteten

sich diese auch im restlichen Europa, von dort aus nach Nordamerika und in die europäischen

Kolonien. Durch sie konnte nicht nur die Arbeitsproduktivität deutlich gesteigert, sondern über

Folgeerfindungen wie Dampflokomotive, Dampfschiff und elektrischer Telegraf auch die Über -

windung großer Distanzen ermöglicht werden. Weite, kaum besiedelte Landflächen, wie der Wes -

ten Nord amerikas, wurden so erstmals für den Handel erschlossen. Dadurch sanken die Trans port -

kosten (vgl. Abb. 8).

Nun war es auch profitabel, nicht nur hochwertige Güter wie Edelmetalle, sondern auch Pro -

dukte des täglichen Bedarfs (Getreide) auf längere Distanzen zu transportieren. Grenzüber schrei -

tender Handel wurde zugleich durch die Verbreitung des Goldstandards erleichtert: Nationale Wäh -

rungen wurden an einen festen Gegenwert in Gold gebunden, was sie leichter handelbar machte. 

Diese erste Phase der Globalisierung wurde durch den Ausbruch des Ersten Weltkrieges jäh

gestoppt. In der Zwischenkriegszeit schien zunächst der Wiederaufbau des Welthandels mithilfe

amerikanischen Kapitals möglich. Die Weltwirtschaftskrise Ende der 1920er-Jahre setzte diesen Hoff -

nungen aber ein Ende. Folgen waren die Auflösung des Goldstandards, das Entstehen von Wäh -

4 Bestimmungsgründe und Wohlfahrtseffekte 
des internationalen Handels

Abb. 8

Historische Entwicklung der Handelskosten
Index (1870 = 100)

Quellen: Jacks et al. (2011); HWWI (2014).
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rungs blöcken und die wechselseitige Erhöhung von Zöllen. Die Staaten waren unter dem Eindruck

der Krise bestrebt, die Abhängigkeit ihrer Wirtschaft vom internationalen Handel zu reduzieren. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg setzte in der westlichen Welt unter Führerschaft der USA eine

neue Phase der wirtschaftlichen Integration ein. Durch die Nutzung zusätzlicher Energiequellen wie

Öl und Atomkraft konnte die Energieintensität des Gütertransports deutlich verringert werden.

Massive Investitionen in die Infrastruktur und eine neue internationale Währungsordnung tru-

gen zusätzlich zur Senkung der Handelskosten bei. Mitte der 1970er-Jahre kam diese Entwicklung

kurz fristig zum Halt. Die erste (1973) und zweite (1979) Ölkrise erhöhten über die Verteuerung von

Rohöl die Transportkosten. 

In denselben Zeitraum fiel der Zusammenbruch des Währungssystems von Bretton Woods. 

Im Zusammenhang mit der Einführung flexibler Wechselkurse kam es zu einer kurzen Phase ver-

stärkter Unsicherheit für den internationalen Handel. Ab Mitte der 1980er-Jahre setzte dann ein

weiterer Schub an Handelskostensenkungen ein, gefördert durch neue technologische Revolu tio -

nen. Dazu zählen vor allem die Entwicklung von international standardisierten Con tainern sowie

Entwicklungssprünge im Bereich der digitalen Kommunikationstechno lo gien. Letz tere machten 

es möglich, Fertigungsprozesse so weit zu standardisieren, dass Produk tions ket ten auf internatio-

naler Ebene zerlegt werden konnten. Ab Anfang der 1990er-Jahre wurde diese Entwick lung durch

den Zusammenbruch des Ostblocks und die schrittweise Westintegration der Länder Mittel- und

Osteuropas noch verstärkt. 

Abbildung 9 zeigt die historische Entwicklung des internationalen Handels und dessen De -

komposition in die verschiedenen treibenden Faktoren. Jacks und seine Mitautoren zeigen, dass

nicht nur die Handelskosten selbst, sondern auch ihr Einfluss auf die Handelsvolumina über die Zeit

einem Wandel unterworfen waren. In der Phase von 1870 bis zum Ersten Weltkrieg sowie teilweise

auch in der Zwischenkriegszeit resultierte der größte Teil der Mengenveränderungen unmittelbar

aus der Entwicklung der Handelskosten und den ihr zugrunde liegenden technologischen und poli-

tischen Faktoren. In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg lässt sich das Handelswachstum dagegen

nur noch zu einem geringeren Teil unmittelbar aus sinkenden Handelskosten ableiten; es dominiert

der Effekt des allgemeinen Wirtschaftswachstums. Die weiteren Einflussfaktoren, wirtschaftliche

Angleichung und andere multilaterale Faktoren, sind zur Erklärung der Handelsentwicklung ver-

gleichsweise vernachlässigbar.

Hinter den globalen Handelstrends lassen sich zusätzlich Unterschiede in der Struktur des

Han dels zwischen verschiedenen Wirtschaftsräumen identifizieren. In der Zeit von 1870–1913 lässt

sich etwa ein starker Unterschied in der Handelsdynamik erkennen. Der intereuropäische Handel

nahm in der Zeit um 324 % zu, während das Wachstum des Handels zwischen Europa und Asien

mit 647 % fast doppelt so hoch ausfiel. Diese Entwicklung lässt sich damit erklären, dass Handel

und Infrastruktur in Europa zu dieser Zeit bereits entwickelt waren. Im Handel mit Asien entfal -

teten die Implementierung neuer Handelsnetzwerke sowie Kommunikations- und Handelstech -
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no logie hingegen eine viel stärkere Wirkung, wie an dem massiven Einfluss der Handelskosten auf

den Handel deutlich wird. In der Periode nach 1950 war die Handelszunahme innerhalb Europas

im Gegensatz zur Entwicklung von 1870 bis 1913 überdurchschnittlich. Der Grund hierfür war,

dass, anders als im globalen Trend, die Handelskostenentwicklung einen starken Beitrag leisten

konnte. Maßgeblich war dabei vermutlich auch die Einführung des europäischen Binnenmarktes.

Es zeigt sich, dass die Entwicklung von Handel und Handelskosten unterschiedlichen Ein flüssen

ausgesetzt ist, die abhängig von historischer Entwicklung und regionalen Strukturen ihre Wirkung

entfalten. Die erste Welle der Globalisierung war getrieben von der technologischen Überwin dung

größerer Distanzen in Transport und Kommunikation. In den letzten 50 Jahren war vor allem die

weltweite wirtschaftliche Expansion maßgeblich sowie, besonders im Fall von Eu ropa, der Abbau

regionaler Handelsbarrieren. Erklärungen für das Zusammenspiel von Han dels kosten, Handels -

mengen und Produktion zu geben ist die wohl wichtigste Aufgabe der Handels ökonomie.

In den 2000er-Jahren hat eine Beschleunigung der Globalisierung stattgefunden. Grundlage war

die weitgehende Liberalisierung des Handels, aber vor allem auch der internationalen Finanz- und

Kapitalmärkte. Dies geschah in den 1990er-Jahren im Wesentlichen motiviert durch die Annah-

me informationseffizienter Märkte. Die Folge war eine Integration vieler Volkswirtschaften in die 

Welt wirtschaft, wie zum Beispiel von China. Der internationale Handel hat dadurch stark zuge -

nommen; er ist innerhalb von knapp einer Dekade um etwa 200 Prozent gestiegen (vgl. Abb. 10).

Internationaler Handel findet zwischen allen Regionen und Wirtschaftsräumen der Welt statt.

Abb. 9

Wachstum des internationalen Handels nach Einflussfaktoren und Perioden

Quelle: Jacks et al. (2011).
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Jedoch zeigen sich im Umfang und in der Struktur deutliche Unterschiede (vgl. Abb. 11). Die glo-

bale Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 stellt eine tiefe Zäsur der Globalisierung dar. Nach dem

die »tief hängenden Früchte« der Globalisierung geerntet sind, wird sich die Welt neu ordnen, die

Globalisierung mithin in eine neue Phase treten. Nach der langen Phase der relativ starken welt-

wirtschaftlichen Expansion wird es, gerade in Schwellenländern, zu einem moderateren Wachs tum

kommen, in dessen Zuge Verteilungskonflikte wieder stärkere Bedeutung erlangen werden. Dabei

geht es nicht allein um geostrategische Handelspolitik und den Zugang zu Rohstoffen, sondern auch

um Fragen der Verteilungs- und Chancengerechtigkeit. Epidemien wie beispielsweise Ebola, Anpas -

sungskosten des Klimawandels oder Armutsmigration spielen zukünftig eine größere Rolle. Auch

protektionistische Maßnahmen können in einem solchen Umfeld wieder auf die politische Agenda

kommen. Insgesamt wird es in den nächsten Jahren, die entscheidend für den Ent wicklungspfad der

Welt bis 2030 sind, auch um die Etablierung einer neuen globalen Governance gehen, die in der 

Lage ist, die globalen Risiken beherrschbar zu machen. Um die künftigen Ent wicklungen der Welt -

wirt schaft besser zu verstehen, ist es wichtig, die potenziellen Effekte des internationalen Handels 

– positiv wie negativ – genauer zu analysieren. 

4.2   Ökonomische Effekte des internationalen Handels

Spezialisierungs- und Tauscheffekte

Die wichtigste ökonomische Erkenntnis zum internationalen Handel besteht darin, dass Handel

kein Nullsummenspiel ist, sondern Wohlfahrtseffekte für alle beteiligten Länder existieren. Zu den

Zeiten vor der europäischen Industrialisierung dominierte unter Ökonomen eine reine Kreislauf -

vorstellung des Außenhandels. Als Bewertungsgrundlage diente allein der Gegenwert der grenz-
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Abb. 10

Entwicklung des Welthandels
Angaben in Bio. US-Dollar

Quellen: WTO (2014); HWWI (2014).
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überschreitenden Geldflüsse. Wenn ein Land durch Warenaustausch seinen Wohlstand vergrößern

will, muss es nach dieser Logik einen höheren Wert an Gütern exportieren, als es importiert. Inter -

nationaler Handel wäre demnach ein Nullsummenspiel, bei dem ein Land nur auf Kosten eines

anderen profitieren kann. Diese Ansicht kam im französischen Merkantilismus des 17. und 18. Jahr -

hunderts zum Ausdruck. Die klassischen Ökonomen sind dieser Auffassung entgegengetreten,

indem sie zunächst demonstrierten, dass Außenhandel für alle beteiligten Länder Wohlfahrtsge-

winne nach sich ziehen kann. Sie zielten dabei vorrangig auf Produktivitätszuwächse durch ziel -

gerichtete Spezialisierung ab, wobei sie die Ansichten von Adam Smith über die Vorteile indivi-

dueller Arbeitsteilung auf ganze Länder übertrugen. David Ricardo goss diese Gedanken in ein ein-

flussreiches Modell, in dem Länder mit Produktivitätsunterschieden in der Produktion einzelner

Güter ihre Märkte wechselseitig öffnen. Die Marktöffnung ermöglicht es jedem Land, sich in seiner

Produktion auf diejenigen Güter zu konzentrieren, bei denen es gegenüber den Handelspartnern

einen relativen Kostenvorteil hat. Man spricht in diesem Fall von einem komparativen (im Gegen -

satz zu einem absoluten) Kostenvorteil. 

Durch die Spezialisierung der Länder gemäß ihren komparativen Kostenvorteilen kann in der

Summe von allen Gütern mehr produziert werden. Die entstehenden Produktivitätsgewinne wer-

den über den anschließenden Handel der Güter auf die beteiligten Länder verteilt. Alle Länder pro-

fitieren demnach vom Handel, indem sie nicht mehr nur diejenigen Güter konsumieren müssen, 

die sie vorher produziert haben – dies ist der reine Tauscheffekt des Handels. Darüber hinaus wird

von allen Gütern mehr produziert – dies ist der Spezialisierungseffekt des Handels. 
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Wichtigste Handelsströme zwischen den Kontinenten, 2013
Angaben in Mrd. US-Dollar
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Abb. 11 Quellen: WTO (2011); HWWI (2014).



Produktvielfalt 

Empirisch lässt sich beobachten, dass nicht nur unterschiedliche Güter, für die Länder einen jeweils

komparativen Kostenvorteil haben, gehandelt werden, sondern auch relativ ähnliche Güter. Die

»neue Handelstheorie« hat seit Anfang der 1980er-Jahre begonnen, alternative Erklärungen für

beobachtete Handelsmuster zu finden.
21
Als Motivation diente vor allem die Erklärung des zu beob-

achtenden intrasektoralen Handels zwischen Ländern, das heißt wechselseitigen Im- und Exporten

von Gütern aus denselben Wirtschaftszweigen. Ein solches Phänomen ist über Handel durch sek-

torale Spezialisierung allein nicht zu erklären. Es macht letztlich nur dann Sinn, wenn sich die Im-

und Exportgüter in ihren Charakteristika aus Konsumentensicht zu einem gewissen Grad unter-

scheiden. Dies kann wiederum über den Anreiz für Unternehmen zur Produktdifferenzierung

erklärt werden. Indem sie ihre Waren speziell auf die Bedürfnisse bestimmter Käufergruppen aus-

richten, können sie hartem Wettbewerb aus dem Weg gehen und in ihrem Marktsegment Mono-

pol gewinne realisieren. Grundlage für diesen Spezialisierungsgewinn ist die Existenz von Größen -

vor teilen: Die bei der Produktion anfallenden Fixkosten können bei wachsender Stückzahl auf

immer mehr Einheiten aufgeteilt werden, die Produktionskosten pro Stück so verringert werden.

Ein solches Nebeneinander an Varianten ähnlicher Ausgangsprodukte wird konzeptionell als mo -

no polistischer Wettbewerb bezeichnet. Unternehmen produzieren einzelne Produktvarianten in

Mo nopolform, stehen bei ihrer Preissetzung jedoch gleichzeitig in indirekter Konkurrenz zu ande-

ren Varianten, auf die Konsumenten im Bedarfsfall ausweichen könnten. 

Grenzüberschreitender Handel im Zuge einer Handelsöffnung entsteht demnach unmittelbar

aus der Tatsache, dass ausländische Unternehmen andere Produktvarianten anbieten als heimische

Unternehmen. Geht man davon aus, dass sich unter den Konsumenten in allen beteiligten Ländern

Freunde sämtlicher Produktvarianten finden, wird jedes Land sich sowohl als Ex- als auch als Im -

porteur in sämtlichen Wirtschaftszweigen betätigen. Es kann damit durch Handel nie zu vollkom-

mener Spezialisierung auf sektoraler Ebene kommen. Die gesamtwirtschaftlichen Vorteile eines sol-

chen Außenhandels lassen sich aus allen drei Grundelementen ableiten: Produktdifferenzierung,

Größenvorteile und Marktmacht. Primär führt Handelsliberalisierung über den Markteintritt aus-

ländischer Produzenten zu einer Erhöhung der auf dem inländischen Markt gehandelten Produkt -

varianten. Die vergrößerte Auswahl wird als unmittelbarer Wohlfahrtsgewinn interpretiert. Zu -

gleich kann die Handelsöffnung über Preissenkungen für bestehende Varianten das Realeinkommen

der Konsumenten positiv beeinflussen. Dies kann über zwei Kanäle geschehen: Zum einen übt die

wachsende Konkurrenz von Varianten einen Preisdruck aus, die Preissetzungsspielräume der Un -

ter nehmen verringern sich. Zum anderen können über den wachsenden Absatzmarkt Größenvor -

teile besser ausgeschöpft, Stückkosten so gesenkt werden.
22
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21 Wegbereitende Beiträge: Krugman (1980); Ethier (1982).
22 Inwieweit sich der Preissenkungseffekt in den Modellergebnissen

materialisiert, hängt von der Modellstruktur, konkret von der 
unterstellten Form der Konsumentenpräferenzen, ab.



Verteilungseffekte

Handel findet nicht nur zwischen Ländern mit unterschiedlicher Produktivität statt. Auch zwi-

schen Ländern auf demselben Technologieniveau können Effizienzgewinne durch Spezialisierung

erzeugt werden. Diese Erkenntnis geht auf die Faktorproportionentheorie von Heckscher und Oh -

lin zurück. Der Schlüssel sind bestehende Unterschiede in der Ausstattung mit natürlichen Res -

sourcen und anderen Produktionsfaktoren wie Arbeitskräften und physischem Kapital (Maschinen,

Werkstätten, Infrastruktur etc.). Dabei ist nicht entscheidend, ob ein Land insgesamt mehr qualifi-

zierte Arbeitskräfte, mehr Maschinen oder mehr Rohstoffvorkommen besitzt, sondern inwieweit 

es sich in seiner relativen Faktorausstattung von seinen Handelspartnern unterscheidet. Demnach

spezialisiert sich ein Land auf die Produktion desjenigen Gutes, das vor allem mit jenem Produk -

tions faktor hergestellt wird, mit dem dieses Land relativ reichlich ausgestattet ist. 

Dies hat unmittelbar zur Folge, dass sich die Entlohnung der Produktionsfaktoren durch Spe -

zia li sierung ändert und somit die Einkommensverteilung zwischen Kapital und Arbeit. Jeder Han -

del und jede Handelsliberalisierung erzeugen demnach immer relative Gewinner und Verlierer, 

gelegentlich auch absolute Gewinner und Verlierer. Der Wohlfahrtsgewinn ist jedoch so hoch, dass

die Volkswirtschaft insgesamt besser gestellt ist. Inwieweit es jedoch zu einer Umverteilung der

Wohl fahrtsgewinne kommt, ist oft fraglich. In Ländern, die sich – wie etwa Deutschland – auf die

Produktion kapitalintensiver Güter spezialisieren, haben die Kapitaleinkommen gegenüber den

Lohn einkommen gewonnen. Gleichzeitig ist Kapital grenzüberschreitend mobiler als Arbeit, sodass

sich Kapital einer nationalen Besteuerung leichter entziehen kann. 

In der Theorie führt der Prozess der Spezialisierung zu einem Strukturwandel oder – technisch

formuliert – zu einer Reallokation der Produktionsfaktoren zwischen Import- und Exportsektor. 

In der Realität ist es jedoch in Anbetracht unterschiedlicher Qualifikationsanforderungen und lang-

wieriger Suchprozesse nicht zu erwarten, dass im Importsektor freigesetzte Arbeitskräfte sofort

wieder Arbeit finden. Sollen dennoch alle in der Gesellschaft zumindest mittelfristig vom Wohl -

fahrts gewinn des Handels profitieren, ist der Staat gefordert, in Form einer aktiven Arbeitsmarkt -

politik tätig zu werden, um den Strukturwandel abzufedern bzw. die volkswirtschaftlichen Wohl -

fahrts gewinne so umzuverteilen, dass alle davon profitieren. In Deutschland wurde zu Beginn der

2000er-Jahre die Verteilungsdebatte im Zusammenhang mit der Globalisierung intensiv diskutiert.

Die Globalisierung hat damals auch den internationalen Wettbewerbsdruck erhöht, sodass keine

Umverteilungsspielräume, etwa durch eine stärkere Besteuerung der Kapitaleinkommen, gesehen

wurden. Diese Konstellation hat einen Globalisierungsskeptizismus und sogar eine Anti-Globali -

sierungsbewegung hervorgerufen. Auch die klassische Handelstheorie liefert somit keinen Frei -

fahrts schein für eine allgemeine Laissez-faire-Politik. Die Erzeugung von Gewinnern und Verlierern

führt dazu, dass die betroffenen Sektoren Lobbyismus betreiben. Dieses sogenannte Rentseeking-

Verhalten kann mit beträchtlichem Ressourceneinsatz verbunden sein, sofern die eigenen Gewinn -

aussichten groß genug sind.
23
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Intertemporaler Handel

Internationaler Handel erlaubt nicht nur den Tausch von Gütern zwischen Volkswirtschaften, 

sondern es lassen sich auch Güter gegen Wertpapiere tauschen. In dem Umfang, wie ein Land mehr

exportiert, als es importiert, erwirbt es Nettoforderungen gegenüber dem Ausland, also einen An -

spruch auf das zukünftige Sozialprodukt anderer Volkswirtschaften. Eine Volkswirtschaft kann 

also gegenwärtige Produktion in zukünftigen Konsum tauschen, sofern es Handelspartner gibt, die

heute mehr konsumieren wollen, als sie produzieren können. Global betrachtet ist der Finanzie -

rungs  saldo aber natürlich immer ausgeglichen, da jeder Forderung eine Verbindlichkeit in gleicher

Höhe gegenübersteht. 

Solange die Defizite und Überschüsse in der Leistungsbilanz nicht zu groß werden, stellt die

Form des intertemporalen Handels kein Problem dar, sondern kann im Gegenteil effizient sein:

Länder wie Deutschland, die vor einem tief greifenden demografischen Wandel stehen, erwirtschaf -

ten heute Überschüsse und somit Forderungen, um diese später, wenn die eigenen Produktions -

möglichkeiten eingeschränkt sind, gegen ausländisch produzierte Güter und Dienstleistungen ein-

zutauschen. Viele Entwicklungsländer dagegen benötigen heute mehr Investitionsgüter, als sie

durch eigene Ersparnis zur Finanzierung ihrer wirtschaftlichen Entwicklung bereitstellen können.

Solche Länder verschulden sich heute und zahlen die Schulden später zurück. Dabei kann es je-

doch zu einem kumulativen und strukturellen Aufbau von internationalen Ungleichgewichten

kom men. Werden Zweifel an der Tragfähigkeit der Schulden einzelner Länder laut, kann es zu

Zahlungsbilanzkrisen kommen und in der Folge Währungs-, Banken- und Finanzkrisen auslösen.

Durch die zunehmende Liberalisierung des internationalen Kapitalverkehrs haben die autono-

men Kapitalströme, bei denen heimische gegen ausländische Wertpapiere gehandelt werden, stark

zugenommen. Mittlerweile übertreffen die Kapitalbewegungen an den internationalen Finanz- und

Devisenmärkten den Umfang des realen Güterhandels um ein Vielfaches. Im Zuge der globalen

Finanzkrise 2008/09 haben sich die systemischen Risiken auf den Kapitalmärkten und die An -

steckungs effekte für die Realwirtschaft deutlich gezeigt.  

Terms of Trade

Wenn sich relativ kleine Volkswirtschaften den Weltmärkten öffnen, haben sie keinerlei Effekt auf

die Preise auf diesen Märkten. Zwar profitieren auch sie – wie oben beschrieben – vom Handel, 

größere Volkswirtschaften aber haben neben den Handels- und Spezialisierungsgewinnen oft-

mals einen sogenannten Terms-of-Trade-Effekt. Die »Terms of Trade« bezeichnen das Verhältnis, 

in dem heimische Exportgüter gegen ausländische Importgüter getauscht werden können. Durch

die Öffnung Chinas haben sich beispielsweise weltweit die relativen Preise für arbeitsintensive Güter

massiv verringert und damit das Austauschverhältnis chinesischer Exporte gegen ausländische Im -

port güter, zumeist kapital- und wissensintensiv, für China verschlechtert. Würde China einen Zoll

auf ausländische Importgüter erheben und das Angebot eigener Exportgüter auf dem Weltmarkt
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senken, könnte China insofern davon profitieren, als sich nun die »Terms of Trade« verbesserten.

Große Volkswirtschaften können über diesen Effekt von einer Einschränkung des Freihandels pro-

fitieren. Kleine Volkswirtschaften haben diese Möglichkeit, sich über eine Veränderung der »Terms

of Trade« besser zu stellen, dagegen nicht.

Wachstumseffekte und Technologietransfer

Die zuvor beschriebenen Auswirkungen einer Handelsöffnung sind zunächst einmal allesamt als

Niveaueffekte zu charakterisieren. Sie sind mit einem (kurz- oder längerfristig eintretenden) einma-

ligen Anstieg von gesamtwirtschaftlichem Einkommen und Kaufkraft verbunden. Können neben

Einmaleffekten auch positive Wirkungen auf das Wachstum erwartet werden, würden sich die po -

sitiven Folgen im Zeitverlauf immer weiter verstärken. 

Entscheidend sowohl für die globalen Wachstumseffekte als auch deren Verteilung ist dann die

Ausprägung der komparativen Vorteile zwischen den Handelspartnern, in diesem Fall der kom-

parativen Vorteile von Fertigung in Relation zu Forschung. Länder, die ihren komparativen Kos -

ten vorteil im Bereich von F&E besitzen, werden ihre Forschungstätigkeit steigern, indem Hoch -

qualifizierte aus der Fertigung in die Forschung wechseln. In den Partnerländern geschieht das

Gegenteil. Die Auswirkungen dieser Spezialisierung auf das BIP-Wachstum ergeben sich wiederum

aus der relativen Ländergröße. Ist es das größere Land, das den komparativen Vorteil im Bereich

F&E hält, so hat eine Handelsliberalisierung positive Auswirkungen auf das langfristige Wachstum

in beiden Ländern (siehe Abb. 12, Fall 2). Die Produktivität der Forschung insgesamt steigt, da 

sich durch Spezialisierung nun ein größerer Teil von F&E im größeren Land abspielt, wo dank 

einer höheren Zahl an Forschern mehr Patente und auch mehr externes Wissen zur Förderung zu -

künftiger Innovationen generiert werden. Davon profitieren auch Start-ups im kleinen Land, denn

auch sie können die entstandenen Patente erwerben und so über neue Produkte das Absatz poten -

zial des heimischen Industriesektors erhöhen. Liegen auf der anderen Seite die statischen Kosten -

vorteile im Forschungsbereich im kleinen Land, tritt der Gegeneffekt ein. Die globale Innovations -

rate wird durch Verlagerung von Forschung in das kleinere Land gebremst, es werden im Zeit -

verlauf weniger neue Produkte auf den Markt gebracht.
24

Spezialisierung auf wissensintensive Güter erhöht das langfristige Wachstum.
25
Die Folgen einer

Handelsöffnung lassen sich dann wieder aus der Natur der komparativen Vorteile ableiten. Län der,

die einen solchen Vorteil in der Herstellung von Hochtechnologieprodukten besitzen, kommen

durch entsprechende Spezialisierung stärker als zuvor in den Genuss von produktivitätssteigern-

dem Erfahrungswissen. Deren Handelspartner werden dagegen über eine gegensätzliche Speziali -

sierung zunächst in ihrem Wachstum gehemmt. 

Bedenkt man, dass es im Handel zwischen höher und geringer entwickelten Ländern typi-

scherweise die höher entwickelten sind, die einen komparativen Vorteil im Hochtechnologie be-

reich aufweisen, dann wäre eine Schlussfolgerung, dass Außenhandel den Keim von mehr globaler
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Ungleichheit in sich trägt. Entwicklungsländer wären in der Produktion von geringwertigen Ver -

brauchsgütern oder natürlichen Ressourcen mit wenig Wissensgewinn gefangen. Sie könnten so

auch dynamisch kaum von dem mit Wachstum steigenden Bedarf der Handelspartner nach hoch-

differenzierten Konsumgütern profitieren (siehe Abb. 12, Fall 3). Im Grunde ist diese Sichtweise

nichts anderes als ein erneutes Aufgreifen des bereits im 19. Jahrhundert von Autoren wie Friedrich

List propagierten Infant-Industry-Arguments. Länder in frühen Stadien der wirtschaftlichen Ent -

wick lung sollten ihre heimische Industriegüterproduktion zunächst über Importzölle gegenüber 

der technologisch überlegenen ausländischen Konkurrenz abschirmen. Erst wenn die eigene Ent -

wick lung so weit vorangeschritten ist, dass die heimischen Industriegüter international konkur-

renzfähig sind, ist eine Öffnung der eigenen Märkte sinnvoll.

Wachstumswirkungen können auch von Wissensgewinn auf Basis von Imitation ausgehen.

Über Verfahren wie »Reverse Engineering« können aus importierten Gütern Informationen über

neue Produktionstechnologien gewonnen, somit das im Herkunftsland vorhandene Wissen ange-

zapft werden. Über Verbreitung des Wissens im Inland und dessen Anwendung in der Produktion

kann ein etwaiger technologischer Rückstand gegenüber den Handelspartnern verringert werden.

Außenhandel kann danach also Aufholeffekte initiieren, die einen Wachstumsschub auch für gering

entwickelte Länder nach sich ziehen können. Technologische Konvergenz ist auf diesem Wege aller-

dings eher nicht zu erwarten. Die Imitation durch das unterlegene Land (»Technological Lagger«)

übt zusätzlichen Druck auf Firmen im überlegenen Land (»Technological Leader«) aus, ihren

Technologievorsprung über stärkere Forschungsanstrengungen zu verteidigen. Auf diese Weise

kann Handel einen Technologiewettlauf fördern, in dem der »Leader« als Lokomotive stetig vor-

anschreitet.
26
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Abb. 12

Stilisierte Effekte einer Handelsliberalisierung auf die BIP-Entwicklung (3 Fälle)

Quelle: HWWI (2014).
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4.3   Nebenwirkungen des Freihandels

Obwohl Freihandel in der ökonomischen Theorie eine breite Zustimmung findet und in der 

Re gel als wohlfahrtssteigernd betrachtet wird, betreiben so gut wie alle Länder einen gewissen Pro -

tek tionismus. Dies spiegelt wider, dass auch eine Reihe potenzieller negativer Auswirkungen von

Frei handel existieren. Besonders Entwicklungsländer befürchten oft Nachteile einer zu starken 

Öffnung für den Weltmarkt, und es gibt zahlreiche Freihandelsgegner, die das Konzept in seiner

gegenwärtigen politischen Ausgestaltung oder auch fundamental ablehnen.

Bei der Kritik ist zu beachten, dass Freihandel nicht mit dem Prozess der Globalisierung gleich-

zusetzen ist. Freihandel ist, neben vielen anderen, lediglich ein Aspekt der fortschreitenden inter -

nationalen Verflechtung. Auch gehen viele Freihandelsabkommen eigentlich über das reine Kon-

zept von Freihandel hinaus. So wird in TTIP beispielsweise mit den Investitionsschutzbestim mun -

gen über die Abgabe nationaler Kompetenzen verhandelt. In diesem Zusammenhang bezieht sich

Kritik häufig auf verschiedene Ebenen und muss daher in einem breiteren Kontext politischer Ein -

flussnahme im Zusammenhang mit Freihandel diskutiert werden. Sie bezieht sich aber vielfach nicht

direkt auf Bestandteile von Freihandel im eigentlichen Sinne.

Insgesamt zeigt die Analyse von negativen Auswirkungen von Freihandel häufig, dass eine ein-

deutige Zuordnung von Effekten in der Regel nicht möglich ist. Vielmehr sind negative Entwick -

lungen häufig ein Resultat des Zusammenspiels mehrerer wirtschaftlicher und politischer Fakto-

ren. Freihandel kann daher nicht pauschal als negativ oder positiv eingestuft werden, sondern muss

je nach Sachverhalt differenziert analysiert werden. Dies wird im Folgenden an der Diskussion 

um einige der Hauptkritikpunkte am Freihandel dargestellt.

Schutz von Infant Industries

Einer der ältesten Einwände gegen Freihandel ist das Infant-Industry-Argument von Hamilton 

und List Anfang des 19. Jahrhunderts.
27
Es besagt, dass es sinnvoll sein kann, sich in Entwicklung

befindende Industrien vor Freihandel zu schützen, bis sie mit den bereits entwickelten Industrien

anderer Länder konkurrieren können. Eine vorzeitige Öffnung für Freihandel würde demnach 

die langfristigen positiven Effekte einer wettbewerbsfähigen nationalen Industrie zerstören. Hierbei

wird oft darauf verwiesen, dass eigentlich alle heute hoch entwickelten Länder zu verschiedenen

Zeitpunkten ihre Wirtschaft mit protektionistischen Maßnahmen gegen den Welt markt abge-

schirmt haben.

Protektionismus ist jedoch kein hinreichendes Instrument zur Entwicklung einer konkurrenz-

fähigen Industrie. Ob und wann er sinnvoll oder sogar notwendig sein kann, ist umstritten. Generell

sind zwei Faktoren wichtig, damit eine zeitweise Abschottung vom Freihandel sinnvoll sein kann.

Es muss einen externen Lerneffekt geben, der dazu führt, dass die betroffenen Firmen trotz der

Abschottung zum Weltmarkt aufschließen. Zum anderen müssen die Vorteile, die sich aus dem
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Schutz der Industrie ergeben, die Kosten aus der Abschottung, etwa durch fehlende Verfügbarkeit

an effizienteren Produkten des Weltmarkts oder durch Subventionierung, übertreffen. Empirisch

gibt es positive (US-Handelspolitik nach der Unabhängigkeit von Großbritannien) und negative

(Computerindustrie in Brasilien) Beispiele, ob der Schutz von »Infant Industries« sinnvoll ist. Ins -

gesamt kommen viele Ökonomen zu dem Schluss, dass diese Art von Protektionismus nur 

tauglich ist, wenn die richtigen Voraussetzungen vorliegen.
28
Bhagwati argumentiert etwa, dass ein

richtiger Mix aus Importliberalisierung für Vorprodukte zur Kostenentlastung, stabilen Wechsel -

kur sen sowie Unternehmens- und Exportförderung notwendig sei. Insgesamt sei diese Form von

Industriepolitik jedoch anfällig für Wohlfahrtsverluste durch das »Rent Seeking«
29
.
30

Race to the bottom

Ein weiterer häufig angeführter negativer Effekt ist das sogenannte Race to the Bottom. Es be -

schreibt, dass Staaten im internationalen Wettbewerb in eine Konkurrenz um möglichst geringe

staatliche, soziale und ökologische Standards gedrängt werden können, mit negativen Folgen für 

die Bevölkerung. Dabei ist zu beachten, dass dieses Argument nicht speziell auf Freihandel zu

beschränken ist, sondern auch andere Einflüsse der Globalisierung betrifft, wie vor allem den in -

ternationalen Kapitalverkehr. Um die Frage nach einem kausalen Effekt von Freihandel auf das

Race-to-the-Bottom-Phänomen zu untersuchen, gilt es zu klären, ob niedrigere Standards tatsäch-

lich einen Handelsvorteil im internationalen Wettbewerb schaffen und ob Länder wirklich infolge

von Handelsliberalisierung versuchen, sich bei Standards zu unterbieten. Bhagwati argumentiert,

dass zumindest für die zweite Bedingung kaum Evidenz vorhanden sei. Auch Kleinewefers führt 

an, dass die meisten empirischen Studien die Hypothese nicht bestätigen würden.
31
Insgesamt er-

gibt sich der Eindruck, dass negative Effekte auf nationale Standards nicht direkt auf Freihandel

zurückzuführen sind, sondern ungünstige Rahmenbedingungen dazu führen, dass entsprechende

Kos ten aus Arbeits- und Umweltschutzaspekten von Unternehmen externalisiert werden können.

Hier spielt der Entwicklungsstand eines Landes eine wichtige Rolle. Ärmere Län der haben oft an-

dere Präferenzen und Opportunitätskosten bezüglich Umwelt- und Sozial stan dards und schlech-

tere Institutionen, um sie durchzusetzen. Damit ist nicht Freihandel für niedrige Standards ver -

antwortlich. Auch der Schluss, ohne Freihandel wäre die Situation besser, ist daher unzulässig.
32

Ein emotional besetztes Thema in der Race-to-the-Bottom-Diskussion ist der Effekt von Frei -

handel auf Kinderarbeit als besonders negativer Fall von Arbeitsstandarddumping. Gegner dieser

These weisen darauf hin, dass mehrfach eine negative Korrelation zwischen dem Offenheitsgrad

von Ländern und dem Einsatz von Kinderarbeit gefunden wurde. Darüber hinaus wird vielfach 

auf den positiven Einfluss von steigendem Wohlstand auf den Rückgang von Kinderarbeit hinge-

wiesen. Wie jedoch gezeigt wurde, ist der Zusammenhang von Wachstum und Freihandel unklar. 

Es ist jedoch auch kein Fall signifikanter Entwicklung bekannt, der ohne Handelsliberalisierung 

verlaufen wäre. Befürworter der Race-to-the-Bottom-These beziehen sich häufig auf empirische
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Fallstudien, die aufzeigen, wo Kinderarbeit für Handelsgüter eingesetzt wird oder Freihandelsab -

kommen nicht zu einem Rückgang der Kinderarbeit geführt haben. Auch hier ist aber der Rück-

schluss nicht zulässig, dass protektionistische Maßnahmen die Situation der Kinder verbessern 

würden.
33
Ob Freihandel positive oder negative Entwicklungen bei Umwelt- oder Arbeitsschutz -

anliegen in einem Land fördert, hängt schließlich vom Zusammenwirken vieler Faktoren ab. Als 

die wichtigsten Faktoren für eine positive Entwicklung werden die Entwicklung von funktionie-

renden Institutionen und Armutsbekämpfung genannt. Für diese sind jedoch nicht die Handels-

po litik, sondern etwa Sozial-, Umwelt- und Entwicklungspolitik die geeigneten Instrumente. Das

heißt aber auch, dass ohne eine entsprechende Einbettung eine Politik des Freihandels nicht für 

jedes Land uneingeschränkt empfohlen werden kann.

Fluch der (Rohstoff-)Spezialisierung

Ein weiterer viel diskutierter negativer Effekt von Freihandel ist der potenzielle Nachteil, den Län -

der erleiden können, die hauptsächlich einige wenige und einfache Produkte wie Rohstoffe ex -

portieren. Dies sind typischerweise Entwicklungsländer, während Industrieländer mehr Rohstoffe

importieren und dafür industriell gefertigte Waren exportieren. Die sogenannte Prebisch-Singer-

These besagt, dass dies bei Freihandel über die Zeit zu einer Verschlechterung der »Terms of Trade«

für Länder führt, die hauptsächlich Primärgüter exportieren. Der Effekt leitet sich daraus ab, dass

Primärgüter in der Regel eine niedrigere Einkommenselastizität der Nachfrage haben. Das heißt, 

bei steigendem Wohlstand in einem Land steigt die Nachfrage nach einfachen Primärgütern nicht 

in gleichem Maße, wohingegen die Nachfrage nach verschiedenen Fertigprodukten stärker zu -

nimmt. Auf der anderen Seite haben Primärgüter eine höhere Preiselastizität der Nachfrage. Primär -

güter sind kaum differenziert, sodass auf ihrem Markt ein hoher Wettbewerb besteht. Dies kann

besonders dann problematisch sein, wenn etwa infolge einer schlechten Ernte die Preise steigen, 

da auf dem Weltmarkt die Nachfrage leicht aus einem anderen Land bedient werden kann. Indus -

trie güter weisen dagegen eine relativ hohe Diversifizierung auf, sodass sie bei Preisanstiegen auf-

grund der Einzigartigkeit des Produktes schwerer substituiert werden können. Schließlich weisen

die Län der- und Gütertypen oft unterschiedliche Marktstrukturen auf, die dazu führen, dass etwa

Produktivitätssteigerungen bei Primärgütern stärker zu Preissenkungen führen als bei Industrie -

gütern. In der Summe ergeben diese Punkte, dass sich langfristig das Preisverhältnis zwischen Ex-

und Importgütern für Entwicklungsländer verschlechtert. Dadurch können sich die Importkapa-

zitäten verschlechtern, es treten Zahlungsbilanzprobleme auf, und die Lohnentwicklung im Export -

sektor verschlechtert sich.
34
Theoretisch und empirisch ist die Prebisch-Singer-These umstritten.

Kritiker weisen auf Probleme bei der Messung der »Terms of Trade« und bei der Zeitreihenmetho -

dik hin. Zahlreiche Studien weisen jedoch darauf hin, dass der Zusammenhang auch heute noch

nachgewiesen werden kann und zum Teil auch bei einfachen Industriegütern mit geringer Wert -

schöp fung anwendbar ist.
35
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Kosten von Anpassungsprozessen

Neben den langfristigen Effekten von Handelsliberalisierung entstehen auch kurzfristigere Anpas -

sungsprozesse, die negative Auswirkungen auf Länder haben können. Diese Anpassungs kosten

entstehen beispielsweise, wenn im Zuge von Strukturveränderungen und Reallokation Arbeits -

plätze verloren gehen, Löhne sinken und Qualifikationen oder Kapital in Form von Anlagen ob-

solet werden. Die Sorge vor Anpassungskosten ist in der Bevölkerung häufig groß, als Einzelner

nicht von möglichen gesamtwirtschaftlichen Gewinnen profitieren zu können. Empirische Studien

zeigen jedoch, dass die Anpassungskosten, verglichen mit langfristigen Zuwächsen, als gering ein-

gestuft werden können. Gerade bei sehr rigiden Arbeitsmärkten können die Kosten jedoch, ins -

besondere für einzelne Personen, auch hoch ausfallen. Es kann daher sinnvoll sein, Handels libe -

ralisierung im Vorfeld auf anstehende Strukturreformen zu analysieren und Anpassungseffekte 

entsprechend abzufedern, auch um die gesellschaftliche Akzeptanz von Freihandel zu verbessern.
36
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5.1   Handelspolitik – Was ist das eigentlich?

Wer mit wem wie viel von was handelt, wird heute vor allem durch Handelspolitik entschieden.

Handelspolitik ist die gezielte wirtschaftspolitische Beeinflussung des Außenhandels. Darunter fal-

len prinzipiell alle Maßnahmen, die Umfang und Richtung des Außenhandels eines oder mehrerer

Länder berühren. Die Instrumente der Handelspolitik sind vielfältig. Sie rangieren von einfachen

Zöllen bis zu sehr undurchsichtigen, bürokratischen Anforderungen – den nichttarifären Handels -

hemmnissen. Handelspolitisch hat eine Regierung einerseits das Interesse, dass ihr Land von freie-

rem Handel profitiert. Andererseits will eine Regierung aber die mit dem Freihandel verbundenen

Kosten abwenden oder minimieren. Damit entsteht eine komplexe Gemengelage aus Interessen, 

die eine Herausforderung für die Handelspolitik darstellt. Vor diesem Hintergrund erlangt die in -

ternationale Koordination von Handelspolitik besondere Bedeutung.

Handelspolitik ist Interessenmanagement

Freierer Handel macht strukturellen Wandel in den beteiligten Ländern erforderlich. Durch ihn

bleibt eine Volkswirtschaft langfristig wettbewerbsfähig und innovativ. Kurzfristig heißt das aber oft

auch, dass Arbeitsplätze bedroht werden. Menschen, deren Arbeitsplätze zu verschwinden drohen,

oder die Unternehmen, die unter freierem Handel ihre Existenz bedroht sehen, werden versuchen,

politisch Einfluss zu nehmen: Sie bilden Lobbys, um freieren Handel zu verhindern – selbst wenn

ein handelsinduzierter Strukturwandel die Wohlfahrt der heimischen Volkswirtschaft langfristig 

steigern und der Mehrheit der Bevölkerung günstigere Produkte und mehr Produktvielfalt ermög -

lichen würde. 

Daneben spielen Qualitätsstandards eine immer größere Rolle. Selbst gesundheits- und pro-

duktionsspezifische Standards in den Herkunftsländern sind für die hiesigen Ver brau cher heute ein

Thema. Die Debatten um »Chlorhühnchen«, Genmais, Sweatshops in der Textil in dustrie oder

auch um einen »fairen Handel« mit landwirtschaftlichen Produkten verdeutlichen dies.

Außerdem spielte bereits seit der Industrialisierung Westeuropas und Nordamerikas im 19. Jahr -

hundert und der zeitgleichen Verbreitung von Freihandel der Schutz »junger« Industrien eine wich-

tige handelspolitische Rolle (s. Kapitel 4.3). Dabei ist es aus Sicht einer Regierung jedoch ex trem

schwierig, eine bestimmte Industrie zu identifizieren, die abhängig von den länderspezifischen

Gegebenheiten langfristig und international erfolgreich sein wird – oft scheitert ein Zoll zum Schutz

»junger« Industrien schon daran. Doch selbst wenn man sich für eine Industrie entschieden hat, 

so sind die Mittel der Förderung mannigfaltig und in ihrer Effektivität höchst unterschiedlich. 

Das macht Handelspolitik noch komplexer.

Handelspolitik erlaubt einer Regierung, das Verhältnis der Preise von importierten gegenüber

exportierten Waren (»Terms of Trade«) so zu beeinflussen, dass sich die Tauschverhältnisse zuguns -

ten des Inlandes verändern – damit käme es zu Einkommenstransfers vom Ausland in das Inland.

45
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Wenn die Regierungen mehrerer Länder gleichzeitig versuchen, mit Handelspolitik ihre »Terms of

Trade« zu verbessern, werden die positiven Effekte des Freihandels konterkariert. Die Handelsvo -

lumina bleiben dann gleich oder fallen sogar. Kein wünschenswertes Ziel für eine Regierung – und

damit die nächste Verkomplizierung der handelspolitischen Optionen.

Handelspolitische Instrumente sind vielfältig

Regierungen, die den Handel zu liberalisieren bereit sind, begeben sich auf einen schmalen Grat

zwischen ihren Verpflichtungen gegenüber ihrer Bevölkerung, den heimischen Industrien und den

zwischenstaatlichen Beziehungen. Auf dieser Gratwanderung findet sich eine Vielzahl handelspoli-

tischer Instrumente. Grundsätzlich unterscheidet man zwischen (1) tarifären und (2) nichttarifären

Handelshemmnissen: Tarifäre Hemmnisse sind die klassischen Instrumente der Handelspolitik. In

Form eines Zolles, also einer Steuer auf Ex- oder Importe, wird ein Keil zwischen Weltmarkt- und

den inländischen Preis geschlagen. Zu den tarifären handelspolitischen Instrumenten zählen auch

Exportsubventionen. Sie werden von einem Staat gewährt, um die Ausfuhren bestimmter Güter 

zu fördern. Nichttarifäre Handelshemmnisse sind alle handelspolitischen Instrumente, bei denen

man durch Vorschriften, Qualitätsstandards oder sonstige Regeln ausländischen Anbietern den 

heimischen Marktzugang erschweren möchte.
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Tarifär

1. Schutzzölle: Mit ihnen sollen heimische Arbeits-
plätze gesichert werden. 

2. Erziehungszölle: Im Aufbau befindliche Industrien 
sollen so lange geschützt werden, bis diese auf dem 
Weltmarkt wettbewerbsfähig sind (›Infant Industry 
Protection‹, s. Kapitel 4.3). 

3. Finanzzölle: Der Zoll dient der Erzielung staatlicher 
Einnahmen.

4. Antidumping und Vergeltungszölle: Dumping ist der 
Verkauf von Gütern unter Herstellungskosten bzw. 
unter dem Preis, zu dem ein Hersteller sein Produkt 
auf seinem Heimatmarkt verkauft. Es ist meist 
schwierig zu diagnostizieren. Wird aber Dumping 
festgestellt, können Zölle hier dem Ausgleich von 
Nachteilen dienen.

5. Strategische Versorgungssicherheit ist meist ein 
Motiv für Exportrestriktionen.

Kasten 1 Quelle: Berenberg.

Wichtige handelspolitische Instrumente im Überblick

Nichttarifär

1. Kontingente: mengenmäßige Im- oder Export-
beschränkungen.

2. Kennzeichnungspflichten: Diese wenden sich an das 
Sicherheitsbedürfnis, das Markenbewusstsein sowie 
den Patriotismus der Käufer von Importen. Das Label 
»Made in Germany« hatte ursprünglich genau diesen 
Zweck.

3. Technische Normen und Zulassungsprozeduren: 
Hierbei kann es um Sicherheitsvorschriften für 
Airbags in Autos gehen wie um die Form des Steckers 
eines Stromkabels. Ähnlich gelagert sind auch die 
Ausbildungserfordernisse bei Dienstleistungen für 
ausländische Arbeitskräfte. 

4. Local-content-Klauseln: Damit ein Gut importiert 
werden darf, muss ein bestimmter wertmäßiger Anteil 
des Produkts im Inland produziert worden sein.

5. Außenhandelskreditförderungen: staatlich geförderte 
Kredite zur Förderung von Ex- oder Importen.

6. Nationale Beschaffung: Der Staat kauft von ihm be-
nötigte Güter bevorzugt von inländischen Anbietern.

7. Diskriminierende Maßnahmen bei der Zollabwicklung: 
Die Abfertigung von bestimmten Gütern wird 
künstlich verlangsamt.

8. Androhung von handelspolitischen Maßnahmen 
(verbale Handelspolitik): Oft lassen sich ausländische 
Anbieter bereits durch Androhung eines Zolls dazu 
bewegen, entweder ihre Preise zu erhöhen oder die 
Importmenge zu beschränken.



Kasten 1 zeigt die wichtigsten handelspolitischen Instrumente. Der Überblick macht deutlich: Der

Werkzeugkasten der Handelspolitik ist reich gefüllt. Zudem kann die Politik bei Bedarf wei tere

Instrumente beschließen, zum Beispiel mit dem vorgeblichen Motiv der Sicherheitsstandards neue

Regeln zum Import von Waren oder Dienstleistungen. So kommt es, dass sich gerade die nicht -

tarifären handelspolitischen Instrumente meist einer ordentlichen Erfassung geschweige denn Regu -

lierung entziehen. Damit bildet diese Kategorie von Handelspolitik viele Schlupflöcher für Regie -

rungen, die sich in Handelsabkommen eigentlich zu einer Liberalisierung ihres Handels verpflich -

tet haben, jedoch weiterhin ein Interesse an Protektion verfolgen.

Abkommen bringen handelspolitische Sicherheit und Stabilität

Wenn nun Handelspolitik solch ein komplexes Feld ist, warum lassen sich Regierungen dann be-

reits seit über 150 Jahren überhaupt auf die zähen und politisch oftmals heiß diskutierten Verhand -

lungsrunden ein?
37
Noch konkreter: Was bringt eine Regierung dazu, ihre Handelspolitik im Rah -

men von Handelsabkommen zu verankern – und sich damit selbst zu beschränken? 

Handelsabkommen sind das Mittel der Wahl, um zwischen den Interessen verschiedener Indus -

trien, Konsumenten und Arbeitnehmer sowohl daheim als auch international zu vermitteln. Sie 

sollen mehr Sicherheit auf dem oben gezeichneten schmalen Grat der Handelspolitik bringen.

Unterstellt man, dass eine Regierung prinzipiell die Wohlfahrt der gesamten Volkswirtschaft ver-

bessern möchte, resultieren aus der oben beschriebenen Gemengelage zwei grundsätzliche Motive,

sich auf Handelsabkommen einzulassen:
38
(1) Handelskriege vermeiden und (2) die Durchsetzung

von Partikularinteressen auf Kosten der Gesamtwirtschaft verhindern. Hinzu kommen auch nicht

ökonomische Aspekte von Handelsabkommen. Diese sind meist diplomatisch bzw. sicherheits -

politisch motiviert, spielen aber tendenziell eine untergeordnete Rolle. 

Handelsabkommen zu schließen heißt konkret, dass sich Regierungen Regeln für ihre Handels -

politik geben. Dabei gilt: Je unterschiedlicher die Interessen auch nur innerhalb eines Landes sind,

desto schwieriger wird es, solche Regeln zu entwickeln bzw. überhaupt ein Übereinkommen zu 

finden. Wie wir später noch ausführlich erläutern werden, herrschte bei den ersten Runden der in-

ternationalen Handelsliberalisierung nach dem Zweiten Weltkrieg noch relative Einigkeit. Diese

wur de im Laufe der Zeit jedoch durch immer komplexere Anforderungen an handelspolitische Ab -

kom men durch Uneinigkeit verdrängt. Die Folge: Handelsabkommen brauchen heutzutage noch

länger, haben mit noch stärker divergierenden Interessen und vielen Schlupflöchern zu kämpfen –

gleichzeitig verlangen sie eine noch größere Flexibilität bei ihrer Umsetzung. 

Wie werden Handelsabkommen gestaltet?

Worauf kommt es bei der Gestaltung von Handelsabkommen an, wenn sich Regierungen Regeln

für die Koordination und Liberalisierung ihrer Handelspolitik geben wollen? Mit der Antwort auf

diese Frage ist auch die Antwort auf die Frage verbunden, warum sich Verhandlungen über Han -
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37 Eines der bekanntesten Handelsabkommen der Geschichte war der Cobden-Chevalier-
Vertrag zwischen Frankreich und England von 1860. Da viele weitere Länder der 
vertraglichen Handelsliberalisierung folgten, gilt der Vertrag als ein zentrales Kernstück 
der liberalen Handels- und Wirtschaftspolitik des 19. Jahrhunderts.

38 In Anlehnung an Maggi (2014).



dels abkommen meist in die Länge ziehen. Grundsätzlich lassen sich bei dem Design von Handels -

abkommen zwei Dimensionen identifizieren:
39
(1) die vertragliche Ausgestaltung eines Handels -

ab kom mens, zum Beispiel über die Höhe der Zölle, und (2) die Überwachung, Beaufsichtigung 

und Durchsetzung der festgelegten vertraglichen Bestimmungen, also zum Beispiel die gerichtliche

Schlichtung von Abkommensbrüchen.

In Verträgen, die einem Handelsabkommen zugrunde liegen, ist es unmöglich, alle Eventua li -

täten zu berücksichtigen und vertraglich zu erfassen. Deshalb sind die meisten Handelsabkommen

durch eine Kombination aus Flexibilität und Starrheit gekennzeichnet. Beispielsweise nehmen Zoll -

beschränkungen oft die Form von starren Obergrenzen an. Eine Regierung kann dann aber durch-

aus einen Zoll unter der festgelegten Obergrenze veranschlagen. Die Höhe des tatsächlichen Zolls

liegt somit im Ermessen des jeweiligen Staates. Regierungen können damit also flexibel auf uner-

wartete Ereignisse oder geänderte wirtschaftliche und politische Rahmenbedingen im Inland rea -

gieren, ohne dabei die Bestimmungen des Handelsabkommens zu verletzen. Außerdem spielen

Sonderregelungen und Ausnahmen eine immer wichtigere Rolle bei Handelsabkommen. Beson -

ders wichtig hierbei sind Ausweichklauseln (»Escape Clauses«), die Regierungen Spielraum bei der

Einhaltung der unterzeichneten Handelsabkommen geben.
40

Die vertragliche Ausgestaltung von Handelsabkommen unterscheidet sich auch hinsichtlich des

Umfangs der zu liberalisierenden Felder: Während einige Handelsabkommen nur einen ganz kon-

kreten Bereich abdecken (also ganz bestimmte Güter), umfassen die Bestimmungen in anderen

Handelsabkommen eine große Bandbreite an Feldern, die liberalisiert werden sollen. Dann geht 

es meist nicht nur um den Handel mit Waren, sondern auch um Handel mit Dienstleistungen,

Sicherheitsstandards, geistiges Eigentum oder auch das öffentliche Beschaffungswesen.
41

Auch ist die vertraglich geregelte Tiefe zu definieren, bis zu der der Handel liberalisiert wird.

Hier unterscheidet man zwischen einer »tiefen« und einer »flachen« Integration.
42
Basiert ein Han -

dels abkommen auf einer flachen Integration, dann gibt es zwar direkte Beschränkungen für Grenz -

maßnahmen (wie Zölle), nationale Politiken/Regulierungen unterliegen aber größtenteils dem eige-

nen Ermessensspielraum, da im Handelsabkommen beispielsweise keine Regelungen für die Höhe

von Produktionsbeihilfen festgelegt sind. Tiefe Integration geht weiter, da hier auch direkte Be schrän -

 kungen für nationale Politiken geregelt werden. Hierzu gehören unter anderem Produktions bei hil -

fen, konjunkturelle Stützmaßnahmen oder nationale Wettbewerbspolitik. Somit schränkt tiefe In  -

te gration die Handlungsmöglichkeiten einer Regierung weit stärker ein als die flache Integration.

Doch selbst wenn all diese politisch oder auch volkswirtschaftlich zum Teil heiklen Themen in all-

seitigem Verständnis vertraglich geregelt wurden, stellt sich die Frage, wie robust diese Verträge über-

haupt sind: Ein Vertrag ist nämlich nichts wert, wenn ihn eine Partei bricht und dafür nicht bestraft

wird. Das macht eine handelspolitische Judikative erforderlich, die unabhängig Unter suchungen

durchführt, wenn ein Land oder eine Gruppe von Ländern im Rahmen eines gemeinsamen Handels -

abkommens eine Beschwerde wegen Abkommensverletzungen gegen ein anderes Land einreicht.
43
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39 Dür/Baccini/Elsig (2014); Maggi (2014).
40 Mehr dazu in Dür/Baccini/Elsig (2013).
41 Dür et al. (2011).

42 Maggi (2014).
43 Unter anderem Maggi (2014).



Darüber hinaus gehört zu modernen Handelsabkommen auch der Einsatz von Watchdogs, also

Instanzen, die das Einhalten der Abkommen überwachen und an die Judikative et waige Verlet -

zungen melden. Diese Organe sollen sicherstellen, dass einzelnen Regierungen ex ante der Anreiz

genommen wird, von den Bestimmungen eines Handelsabkommens abzuweichen. Oft ziehen 

sie sich genau wegen Uneinigkeiten über vertragliche oder institutionelle Regelungen so sehr in die

Länge.

5.2   Handelsabkommen in Perspektive

Bei Handelsabkommen geht es um die Regulierung und Reduktion des Einsatzes der in Kasten 1

skizzierten handelspolitischen Instrumente – es geht also um Handelsliberalisierung. Entsprechend

ist Handelspolitik politisch ein hochsensibles Feld, das den Alltag, Verbrauch und die Einkom -

mensperspektiven der breiten Bevölkerung berührt. Der dichte Dschungel der Handelspolitik lässt

sich dabei am besten durch internationale Handelsabkommen ordnen. Unterschiedliche Interessen

sorgen aber dafür, dass moderne Handelspolitik so langsam ist. 

Genau das bestätigt auch der Blick auf die aktuellen Versuche, den Welthandel über Verhand -

lungen innerhalb der Welthandelsorganisation (World Trade Organisation, WTO) zu liberalisieren.

Wie wir im Folgenden erläutern, sind diese seit nunmehr 2001 ins Stocken geraten. Gleichzeitig ist

der Bedarf an weiterer Liberalisierung aber weiter offensichtlich: Die in Kapitel 2 ausführlich be -

leuchtete Debatte um das TTIP ist nur ein aktuelles Beispiel dafür. Um dieses Paradox aufzuklären,

unterscheiden wir im Folgenden zwischen (1) multilateralen und (2) präferenziellen Abkommen

(Preferential Trade Agreements, PTAs).
44

Multilaterale Handelsabkommen sind durch das Prinzip der Reziprozität, das Meistbegün sti -

gungsprinzip (»Most Favored Nation« oder MFN-Prinzip) und das Inländerprinzip gekennzeich-

net. Außerdem soll bei multilateralen Abkommen die Anzahl der unterzeichnenden Staaten mög-

lichst groß sein. Das Prinzip der Reziprozität besagt Folgendes: Wenn Land A Land B Handels -

zugeständnisse macht, ist auch Land B verpflichtet, Land A eine entsprechende Gegenleistung 

zu gewähren. Reziprozität stellt somit gegenseitig ausgewogene Verhandlungen sicher. Das Meist -

begünstigungsprinzip funktioniert nach dem Motto »favor one, favor all«: Wenn ein Land einem

Handelspartner bestimmte Vorteile und Vergünstigungen einräumt, muss es dies grundsätzlich

gegenüber allen anderen an dem Abkommen beteiligten Ländern tun. Das Inländerprinzip legt fest,

dass ausländische Waren und Dienstleistungen nicht anders behandelt werden dürfen als solche 

aus dem Inland. Damit soll sichergestellt werden, dass es zu keiner Diskriminierung im interna-

tionalen Handel kommt. 

Präferenzielle Handelsabkommen (Preferential Trade Agreements, PTAs) bieten dazu eine

»kleinere«, oftmals leichter zu verhandelnde Alternative: Ein Land oder Länderblock verhandelt

bloß mit ausgewählten Partnern über weitere Liberalisierung. Das Ergebnis ist ein buntes Allerlei,
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44 Allgemeiner gehören zur Handelspolitik auch die Bildung von Freihandelszonen, die Errichtung einer
Zollunion und auch Maßnahmen, die der Anbahnung von Außenhandelsgeschäften dienen (wie die
Förderung von Auslandsmessen). Daneben gibt es natürlich auch noch bilaterale Handelsabkommen, 
die wir aber hier vernachlässigen, da sie bloß einen Sonderfall von präferenziellen Abkommen darstellen.



dessen Basis zwar meist die WTO ist, aber abgesehen von einigen Überschneidungen unterschei -

den sich die PTAs oft erheblich (Abb. 13). Da bei PTAs ein Land bewusst einem anderen Land/

anderen Ländern Handelsvorteile gewährt, verstoßen PTAs grundsätzlich gegen das MFN-Prin-

 zip. Dies ist zum einen der Fall, weil multilaterale Abkommen Entwicklungs- und Schwel lenlän -

dern zum Teil Ausnahmen erlauben.
45
Das unten diskutierte GATT enthält zum Beispiel eine ent-

sprechende Ausnahme hierfür.
46
Im Ergebnis kann es zu Verzerrungen im Welthandel kommen:

Schließt eine Gruppe von Ländern ein PTA ab, können traditionell intensive Handels be ziehun-

gen mit Ländern außerhalb des PTAs darunter leiden.

Multilaterale Handelsabkommen: Zunehmend kompliziert

Nachdem wir abstrakt zwischen multilateraler und präferenzieller Handelsliberalisierung unter-

schieden haben, widmen wir uns nun der neueren Geschichte dieser beiden Arten der Libera li -

sierung. Das General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) von 1947, die im Rahmen des 

GATTs entstandenen Runden zur Handelsliberalisierung sowie die Welthandelsorganisation als 

dessen Nachfolgerin sind die wichtigsten multilateralen Handelsabkommen nach dem Zweiten

Weltkrieg. Die folgende Tabelle fasst die wichtigsten Schritte und Ergebnisse in der multilateralen

Handelsliberalisierung seit dem Beschluss des GATT 1947 zusammen. 

An den multilateralen Verhandlungsrunden nach dem Zweiten Weltkrieg nahmen kontinu -

ierlich mehr Länder teil.
47
Während das GATT 1947 nur mit 23 Ländern beschlossen wurde, hatte

die WTO bei ihrer Gründung 1995 bereits 128 Mitgliedsländer. Diese Zahl erhöhte sich bis Ende 

Juni 2014 auf 160 Länder. In den letzten 15 Jahren traten der WTO einige weitere, bedeutende Wirt -

schaftsnationen bei: China 2001, Russland 2012. Während sich die Länder in den ersten multilate -

ralen Verhandlungsrunden nach dem Beschluss des GATT noch relativ schnell einigten, wurde es
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45 WTO (2014a).
46 Herrmann (2013); Herrmann (2008).
47 WTO (2014b).

Abb. 13

Verhältnis von multilateralen und präferenziellen Handelsabkommen

Quelle: Berenberg.
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durch die zunehmende Zahl der Länder mit unterschiedlichsten Interessen in den Verhandlungs -

runden ab 1970 immer schwerer, auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen. Seit der Gründung

der WTO in 1995 wurde kein multilaterales Handelsabkommen mehr vereinbart. 

Die WTO und ihre komplexe Entstehungsgeschichte

Wie kam es dazu, dass die einst erfolgreiche Idee einer multilateralen Handelsliberalisierung im-

mer mehr an Gewicht verloren hat? Im Kontext des Ersten Weltkrieges und noch stärker im Zuge 

der Großen Depression (ab 1929) ist der internationale Handel aufgrund von protektionistischen

Maßnahmen massiv eingebrochen. Kurz vor Ende des Zweiten Weltkrieges (1944) trafen sich die

Finanzminister und Notenbank-Gouverneure von 44 Staaten zur Konferenz in Bretton Woods, 

um das internationale Währungs-, Finanz- und Handelssystem stabiler zu gestalten und die Ko -

ordination zwischen den Staaten im internationalen Handel zu fördern. Die Konferenz endete 

mit der Unterzeichnung des Bretton-Woods-Abkommens. Zur Kontrolle und Durchsetzung des

Abkommens wurde der Internationale Währungsfonds und die Weltbank gegründet. Ab 1946 

gab es auch Verhandlungen über eine »Internationale Handelsorganisation« (»International Trade
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Zeit Ereignis Beteiligte Durchschnittl.    Wichtigste Ergebnisse
Staaten Zollsenkung

1947 GATT wird 23 40 % • Abbau von Zöllen, Abgaben und anderen Hemmnissen 
beschlossen im internationalen Handel

1964–1967 Kennedy-Runde 62 10 % • Lineare Zollsenkungen
• Anti-Dumpingmaßnahmen
• Eingliederung von ersten entwicklungspolitischen Erwägungen 
(4. Teil über Handel und Entwicklung in das GATT)

1973–1979 Tokio-Runde 102 6 % • Progressive Zollsenkungen 
• Verhandlungen über nichttarifäre Handelsbeschränkungen
• Tokio-Runden-Kodizes: erste Aufweichung der Multilateralisierung

1986-1994 Uruguay-Runde 123 4 % • Marrakesch-Abkommen: Gründung der WTO beschlossen
• Ausweitung der verhandelten Felder auf Handel mit Dienstleistungen,
Rechte des geistigen Eigentums und landwirtschaftliche Produkte

• Dispute Settlement: Institutionalisierung und Reform der 
Streitbeilegung 

• Single-Undertaking-Ansatz: Konsens zu allen Verhandlungsgegen-
ständen notwendig

• Weitere Zollsenkungen

1995 Gründung der WTO 128

seit 2001 Doha-Runde 146 • Sonderregelungen für Entwicklungsländer
• Regeln zur Erleichterung von Zollverfahren 

2013 Bali-Konferenz 159 • Belebung der multilateralen Handelsgespräche
(letzte Ausprägung • Trade Facilitation Agreement: besserer Marktzugang für 
der Doha-Runde) Entwicklungsländer und Abbau von Agrarsubventionen

• Aber: Ratifizierung steht noch aus

Tab. 5 Quelle: BMZ (2014); Frankfurter Allgemeine Zeitung (2014); Held (2006);
Lutterbeck (2003); WTO (2014a, 2014b, 2014c, 2014d).

Die verschiedenen Runden der multilateralen Handelsliberalisierung



Organization«, ITO), die neben Weltbank und Internationalem Währungsfonds die dritte Säule

eines neuen Weltwirtschaftssystems werden sollte. Im Vorlauf kam es zu Verhandlungen über das

GATT. Ziel war es, die GATT-Bestimmungen in das künftige ITO-Regelwerk einzubauen.
48

Im Oktober 1947 wurde das GATT von 23 Ländern – hauptsächlich Industrieländern – be -

schlossen. Im GATT gab es jedoch keine Referenz zu einer dahinterstehenden internationalen,

rechtsfähigen Organisation, weshalb das GATT einen provisorischen Charakter hatte. Wesentli -

ches Ziel des GATT war der Abbau von Zöllen und anderen Handelsschranken sowie die Sicher -

stellung und Gestaltung freier, ungehinderter internationaler Handelsbeziehungen. Die Verhand-

lungen über die ITO begannen schließlich im November 1947, scheiterten aber nach drei Jahren, 

da die USA befürchteten, dass eine ITO ihre handelspolitische Gestaltungsfreiheit einschränken

könnte. So verblieb nur das eigentlich als Provisorium erdachte GATT, um die weltweite Koor -

dination von Handelspolitik voranzutreiben. Das Scheitern der ITO zeigt, dass die Staaten schon

damals nicht für eine schnelle und umfangreiche Liberalisierung des internationalen Handels –

koordiniert durch eine zentrale und zugleich internationale Institution – bereit waren.
49

Das GATT musste sich verschiedenen Herausforderungen stellen: Durch das Fehlen einer

dahinterstehenden Institution war es schwer, die Ziele durchzusetzen. Unvollständige, weil provi-

sorische Bestimmungen führten oft zu Problemen. Eine Besonderheit der Rechtsordnung waren

zum Beispiel die sogenannten Grandfather Rights: Das GATT verpflichtete keine der Vertrags -

par teien zu einer Änderung bestehender handelspolitischer Gesetze, auch wenn diese im Konflikt

mit den GATT-Bestimmungen standen.
50

Um die Bestimmungen des GATT weiterzuentwickeln und zu festigen, kam es ab 1950 zu

mehrjährigen multilateralen Verhandlungsrunden zwischen den ursprünglichen GATT-Mit glieds -

ländern und anderen Staaten. So hatten die ersten fünf multilateralen Verhandlungsrunden bis 

1960 hauptsächlich die Reduktion von Zöllen auf Industriegüter zum Gegenstand. Die darauffol-

genden Runden weiteten die Verhandlungsthemen unter anderem auf Dienstleistungen, landwirt-

schaftliche Produkte oder auch Rechte auf geistiges Eigentum sowie auf nichttarifäre Handelsbe -

schränkungen, Anti-Dumping-Maßnahmen und Subventionen aus (siehe Tab. 5).
51

Die Kennedy-Runde befasste sich schwerpunktmäßig mit Zollsenkungen sowie mit Anti-

Dumping-Maßnahmen. Während die ersten fünf multilateralen Verhandlungsrunden die Zölle nur

produktbezogen verhandelten und reduzierten, wurden in der Kennedy-Runde allgemeine lineare

Zollsenkungen beschlossen. Vom Beschluss des GATT in 1947 bis zum Abschluss der Kennedy-

Runde in 1967 wurden Zollsenkungen auf Industriegüter von insgesamt 30 Prozentpunkten ver-

handelt – also eine Zollreduktion von 40 % in 1947 auf 10 % in 1967! Weiterhin wurde im Zuge 

dieser Runde der vierte Teil des GATT, der die besonderen Bedürfnisse von Entwicklungsländern

bei der Handelsliberalisierung berücksichtigt, hinzugefügt.
52

Hauptaugenmerke der Tokio-Runde waren neben Zollsenkungen auch Verhandlungen über

den Umgang mit nichttarifären Handelsbeschränkungen. In dieser Runde wurden erstmals pro-
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gressive Zollsenkungen vereinbart, das heißt, dass hohe Zölle stärker als bereits niedrigere Zölle

reduziert wurden. Regeln über Subventionen waren ebenfalls Gegenstand der Tokio-Runde. Zu -

dem einigten sich die verhandelnden Länder darauf, dass Abkommen nur für die Mitglieder ver-

bindlich sind, die diese auch unterschreiben – die sogenannten Tokio-Runden-Kodizes. Diese un-

ter schieden sich somit maßgeblich von multilateralen Abkommen und leiteten die erste größere

Aufweichung der strengen Multilateralität ein. Bereits in der Kennedy-Runde, in der nun mittler-

weile 62 Länder verhandelten, kristallisierte sich die Schwierigkeit multilateraler Verhandlungen 

heraus: Statt sich auf multilaterale Abkommen zu verständigen, einigten sich nur einzelne Länder

auf bestimmte Abkommen.
53

Eine Konstruktionsschwäche des GATT – das »GATT à la carte« – wurde in der Tokio-Runde

offensichtlich: Die in dieser Verhandlungsrunde beschlossenen Abkommen waren das erste Mal

optional. Einige Abkommen, wie zum Beispiel das zu Anti-Dumping, verfügten außerdem so-

gar über eigenständige Streitschlichtungsverfahren. Die klagende Partei konnte sich das Verfahren 

aussuchen, das die größten Erfolgsaussichten versprach. Das »GATT à la carte« erschwerte da-

durch die multilaterale Handelsliberalisierung.
54
Die siebeneinhalbjährige Uruguay-Runde gab der

immer noch informellen Struktur des GATT einen institutionellen Rahmen – die WTO, deren 

Gründung im Marrakesch-Abkommen festgeschrieben wurde. Damit war die Uruguay-Runde in 

ihren Ergebnissen eine der wichtigsten multilateralen Verhandlungsrunden. Die WTO trat am 

1. Januar 1995 in Kraft. Anders als das GATT ist die WTO eine internationale Organisation mit

Rechtsfähigkeit, weil die Mitglieder das Marra kesch-Abkommen ordentlich ratifiziert haben.
55

Nach der Uruguay-Runde sollte es um mehr als bloß die Liberalisierung von Gütermärkten

gehen, deshalb nahm die WTO schnell weitere Aspekte der Handelspolitik in ihren institutionel-

len Rahmen auf. Zu diesen gehören nicht nur die bisherigen Vereinbarungen des GATT, sondern

auch das Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen (General Agreement on Trade in

Services, GATS) und das Abkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen

Eigentums (Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights, TRIPS).
56

Doch nicht nur der Umfang der zu liberalisierenden Felder wurde breiter. Es wurden auch 

feste Regeln über die Beilegung von Streitigkeiten beschlossen (Dispute Settlement Understanding,

DSU) und institutionalisiert. Diese sollten zu einer geordneten Streitbeilegung beitragen, denn das

GATT 1947 enthielt hierfür keine spezifischen Regeln. Darauf aufbauend erhielt die WTO das

Mandat, Streitschlichtung im Falle der Verletzung von WTO-Abkommen zu betreiben, und rich-

tete den Trade Policy Review Mechanism als Aufsichts- und Überwachungsinstitution ein. Hier -

durch soll Transparenz und Unabhängigkeit bei der Lösung von Handelskonflikten gewährleistet

werden. Das offizielle Streitschlichtungsverfahren soll auch zu einem faireren Welthandel beitragen.

Um eine bessere Koordinierung der internationalen Handels-, Währungs- und Entwicklungs po-

litik zu gewährleisten, kooperiert die WTO auch mit anderen internationalen Organisationen wie

beispielsweise dem Internationalen Währungsfonds.
57
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Daneben wurden auch multilaterale Regeln für den Handel von landwirtschaftlichen Produkten

erarbeitet. Dabei kristallisierten sich jedoch klare Prioritäten der verschiedenen Ländergruppen 

heraus: Während Schwellen- und Entwicklungsländer eher an dem Abbau von Handelsbeschrän -

kun gen für landwirtschaftliche Produkte und Textilien interessiert waren, stellten Industrieländer

eher Verbesserungen im Handel mit Dienstleistungen sowie Rechte des geistigen Eigentums in 

den Vordergrund. 

Schließlich wurden in der Uruguay-Runde die Grandfather Rights abgeschafft und der in heu-

tigen Verhandlungen so problematische Single-Undertaking-Ansatz beschlossen. Dieser verlangt,

dass Beschlüsse zu einzelnen Punkten einer Handelsrunde erst verbindlich werden, wenn Konsens

zu allen Verhandlungsgegenständen besteht. Ein Bremsklotz par excellence, wie sich herausstellt

(mehr dazu unten). Ursprünglich hatte der Ansatz das löbliche Ziel, einzelne Länder vom Rosi -

nenpicken abzuhalten: Länder sollten nicht mehr nur die für sie am vorteilhaftesten Beschlüsse an -

nehmen können – das »GATT à la carte« sollte also abgeschafft werden. Nur wenige Ausnahmen

für Entwicklungsländer sollte es weiterhin geben.
58

Die Aufgaben der WTO sind also aufgrund ihrer institutionellen Verfestigung und Rechts -

fähigkeit viel umfassender als die des GATT. So soll die WTO die Vereinbarungen wie das GATT,

GATS und TRIPS umsetzen und verwalten und die nationalen Handelspolitiken überwachen.

Außerdem fungiert die WTO als Forum für Verhandlungen zwischen ihren Mitgliedern, um die

Handelsliberalisierung kontinuierlich voranzutreiben. Doch warum gerät der multilaterale Ansatz

der WTO immer mehr ins Stocken?

Doha: Multilateralität stößt an ihre Grenzen

Die seit 2001 laufende Doha-Runde hat zum Ziel, die Märkte weiter zu öffnen und die Position 

der Schwellen- und Entwicklungsländer im Welthandelssystem zu verbessern. Dabei wurde ein

explizit entwicklungspolitisch orientierter Ansatz verfolgt. Aus diesem Grund werden (aber) mitt-

lerweile über mehr als 20 Themengebiete verhandelt. Zwar waren viele Themen bereits Gegen-

stand von früheren multilateralen Verhandlungsrunden: ein verbesserter Marktzugang für land-

wirtschaftliche Produkte und Dienstleistungen, die Erleichterung der Zollverfahren sowie Umwelt -

the men. Auch sollen die Einrichtungen zur Streitbeilegung verbessert, Sonderbehandlungen für

Ent wicklungsländer reformiert und der Abbau von nichttarifären Handelshemmnissen vorange -

trieben werden.
59

Die große Zahl der verhandelnden Länder in Kombination mit den gegensätzlichen Interessen

von Industrie- und Entwicklungsländern halten die multilateralen Verhandlungen in der Doha-

Runde jedoch auf. Erschwert wird die Einigung und somit der generelle Abschluss der Doha-

Run de vor allem durch den in der Uruguay-Runde beschlossenen Single-Undertaking-Ansatz. 

Ur sprünglich sollte die Doha-Runde bereits im Dezember 2004 abgeschlossen sein. Das institu-

tionelle System der WTO und deren multilateraler Ansatz scheinen mittlerweile als nur begrenzt 
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geeignet für weitere Handelsliberalisierung. Zudem stellen Verhandlungen über äußerst sensible

Themen wie Subventionen für die Landwirtschaft die WTO vor große Herausforderungen, da hier

die Interessen der einzelnen Länder am stärksten auseinandergehen.
60

Im Dezember 2013 verständigten sich auf Bali mittlerweile 159 Staaten auf ein weitreichendes

multilaterales Freihandelsabkommen – das erste seit der WTO-Gründung 1995 – der Abschluss 

der 2001 begonnenen Doha-Runde war nah. Das Abkommen sollte unter anderem die Zollab -

 wicklungen im grenzüberschreitenden Warenverkehr vereinfachen und Agrarsubventionen ab bau -

en. Zudem sollten die ärmsten Entwicklungsländer bessere Zugänge zu den Märkten der Industrie-

und Schwellenländer erhalten.

Die Konferenz auf Bali hätte also ein Durchbruch für die multilaterale Handelsliberalisierung

sein können. Jedoch lehnte Indien das vereinbarte Handelsabkommen Anfang August 2014 ab. Erst

nach einem bilateralen Abkommen mit den USA ist nun auch Indien bereit für die Ratifizierung.

Die USA haben akzeptiert, dass die indischen Agrarsubventionen vorerst nicht unter die Bestim -

mungen des geplanten Abkommens der WTO fallen. Die Chancen, dass das Abkommen ange-

nommen wird, steigen dadurch enorm. Jedoch müssen auch Indiens Agrarkonkurrenten noch

zustimmen. Dies könnte den Abschluss weiter hinauszögern.

Das Schicksal des multilateralen Handelsabkommens von Bali ermöglicht einen kritischen 

Blick auf die Zukunft der WTO bzw. die des Multilateralismus: Werden sich stattdessen präferen-

zielle Handelsabkommen (PTAs), wie bereits in den letzten Jahren beobachtet, noch stärker durch-

setzen? Die Entwicklungen der letzten Jahre sowie die immer höher werdende Zahl der WTO-

Mitgliedsländer machen eine multilaterale Einigung jedenfalls immer unwahrscheinlicher.

Mehr Länder, mehr zu liberalisierende Felder: Drei Trends und ihre Folgen

Seit dem GATT 1947 ist der internationale Handel substanziell liberalisiert worden. In den ver-

schiedenen multilateralen Verhandlungsrunden haben die teilnehmenden Länder Handelshemm -

nisse abgebaut und auch Vereinbarungen getroffen, die unter anderem die Belange der Ent wick -

lungs- und Schwellenländer bei der multilateralen Handelsliberalisierung berücksichtigen. Jedoch 

ist die multilaterale Handelsliberalisierung in den letzten Jahren aufgrund eines zunehmend kom-

plexeren Umfeldes immer schwerer geworden. Drei wesentliche Trends unterliegen dieser Ent -

wicklung: (1) Die hohe Zahl der WTO-Mit glieder erschwert die Einigung bei multilateralen Ver -

handlungen. Insbesondere die gegensätzlichen Interessen der Entwicklungs-, Schwellen- und In -

dus trieländer halten die Verhandlungen auf. 

Hinzu kommt, dass es (2) seit der Uruguay-Runde immer mehr Liberalisierungsfelder gibt,

über die verhandelt wird. Die multilateralen Verhandlungen werden somit immer schwieriger. Wäh -

rend zu Beginn des GATT 1947 relativ homogene und zugleich wenige Länder mit ähnlichen

Interessen die multilateralen Verhandlungen führten, findet man heute genau das Gegenteil vor.

Schließlich beobachten wir, dass (3) in dem Maße, in dem tarifäre Hemmnisse durch internationale

55Berenberg · HWWI: Strategie 2030 · Nr. 20

60 BMZ (2014).



56 Berenberg · HWWI: Strategie 2030 · Nr. 20

Abkommen des GATT bzw. der WTO abgebaut wurden und an Bedeutung verloren haben, 

nichttarifäre Hemmnisse aber auf dem Vormarsch sind. Das liegt einerseits daran, dass die tarifären

Hemmnisse leichter zu identifizieren und damit auch leichter abzubauen waren, und andererseits

daran, dass sich Regierungen trotz ihrer Teilhabe an multilateraler Liberalisierung vor vollständig

freiem Handel weiter schützen wollen – und deshalb mit unzähligen nichttarifären Handelshemm -

nissen die juristischen Schlupflöcher der Handelsabkommen ausnutzen.

Zusammenfassend ist die weitere multilaterale Liberalisierung des Welthandels heute also vor

allem eines: extrem komplex. Multilaterale Abkommen verlangen den einzelnen Ländern in der

Regel einfach zu viele Zugeständnisse ab und grenzen den Spielraum einzelner Regierungen stärker

ein. So hat die Konferenz auf Bali genau diese Problematik aufgezeigt: Die verhandelnden Länder

konnten keine multilaterale Einigung erzielen. Was sind die Folgen dieser Entwicklungen? Die

Länder dieser Welt werden vermutlich – wie bereits in den letzten Jahren beobachtet – noch stärker

auf die Alternative der präferenziellen Handelsabkommen zurückgreifen.

Präferenzielle Handelsliberalisierung: Meist die attraktivere Alternative

Die WTO bekommt mit ihrem multilateralen Ansatz also zunehmend Probleme. Es zeichnet 

sich vor diesem Hintergrund ein neuer, übergeordneter Trend ab: PTAs haben in den letzten 

20 Jahren drastisch an Bedeutung gewonnen (siehe Tab. 6). Heute gibt es mehr als sechsmal so 

viele PTAs wie noch vor 20 Jahren!

Doch nicht nur die Anzahl der PTAs steigt. Auch die Abdeckung der liberalisierten Felder

wurde breiter: So werden heute auch Themen wie geistiges Eigentum, Arbeitsrechte oder Investi -

tionsschutz mitverhandelt – die das TTIP begleitende Debatte um die privaten Schieds gerichte 

für Investoren ist nur ein Beispiel dafür. Prinzipiell unterliegen auch präferenzielle Handelsabkom -

men den oben beschriebenen Trends – sowohl die Zahl der beteiligten Länder steigt als auch die

Felder, die liberalisiert werden sollen. Was macht PTAs dennoch zu einer attraktiven »kleinen«, 

aber eben gangbareren Alternative zu multilateralen Abkommen?

PTAs treten häufig in Form regionaler Abkommen auf. Prominente Beispiele sind der Mercosur

(Mercado Común del Sur, »Gemeinsamer Markt des Südens«) zwischen Argentinien, Brasilien,

Paraguay, Uruguay und Venezuela oder die ASEAN-Freihandelszone (Association of Southeast

Jahr                                                        Anzahl der existierenden PTAs

1995 (WTO-Gründungsjahr) 58

2005 188

2014 380

Tab. 6 Quelle: Maggi (2014).

Die Verbreitung präferenzieller Handelsabkommen (PTAs)



Asian Nations Free Trade Area) zwischen diversen südostasiatischen Staaten. Eine tiefer greifende

Variante stellen tatsächliche Freihandelsabkommen dar (hier werden sämtliche Handelshemm-

nisse abgebaut) wie zum Beispiel das NAFTA (North American Free Trade Agreement) zwischen

den USA, Kanada und Mexiko. Zollunionen sind die extreme Variante von wirtschaftlicher und

damit auch handelspolitischer Integration – die EU ist das beste Beispiel dafür.

Der oftmals regionale Charakter von PTAs deutet es bereits an: Die Ausbreitung internatio -

naler Produktions- und Wertschöpfungsketten spielt bei der Aushandlung von Handelsabkommen

eine wichtige Rolle. Grenzüberschreitende Produktionslinien entwickeln sich meist entlang vorher

geschlossenen PTAs – und führen dann oft zu weiter gehender Integration.
61
Den Hintergrund dazu

bildet die Hypothese der »natürlichen« Handelspartner.
62
Ganz intuitiv besagt diese, dass Länder, 

die bereits viel miteinander handeln und geringe Transportkosten dabei haben, eher miteinander

handeln werden als andere Länder. Darüber hinaus sind PTAs greifbarer für die heimische Re -

gierung, sodass sich eventuelle Wohlfahrtseffekte klarer politisch »verkaufen« lassen.
63
Auch gibt 

es weniger »Suchkosten« auf der Unternehmensebene. Meistens »kennt« man sich wirtschaftlich

unter direkten Nachbarn einfach besser (so sind Geschäftsreisen ins direkte Nachbarland günstiger

als interkontinentale Reisen). Noch allgemeiner kann man oftmals beobachten, dass die volkswirt-

schaftlichen Interessen und Eigenschaften sich innerhalb von Regionen ähneln. Daraus folgt, dass

die Interessen der benachbarten Regierungen, Unternehmen und Bevölkerungen tendenziell eher

konvergieren. Und konvergierende Interessen sind wiederum gut für Handelsliberalisierung. 

Bedenkt man all die in Abschnitt 5.1 diskutierten Aspekte, die bei einem Handelsabkommen

vertraglich geregelt und dann auch noch überwacht werden müssen, so liegt es auf der Hand, dass

die oftmals kleinere Anzahl an Partnern (beim TTIP sind es bloß zwei!) die Aushandlung und 

auch die Umsetzung der Abkommen erheblich erleichtert. Noch leichter geht dies natürlich inner-

oder unterhalb von bereits bestehenden PTAs. Beim TTIP verhandelt nicht primär Deutschland 

mit den USA, sondern die EU – im handelspolitischen Sinne also eine bereits bestehende Han -

delspartnerschaft. Anders ausgedrückt: Präferenzielle Handelsabkommen erlauben, die Früchte

von weiterer Handelsliberalisierung zu ernten, kosten dabei aber weniger. Man muss weniger ver-

handeln, sich um weniger Interessen kümmern und hat dabei oft einen größeren gemeinsamen

Nenner, als wenn man multilateral, also quasi »mit dem Rest der Welt«, verhandeln muss. 

Sind PTAs Tritt- oder Stolperstein für multilaterale Liberalisierung?

Wenn PTAs so viel kostengünstiger sind, warum besteht dann überhaupt noch das Interesse an 

multilateraler Handelsliberalisierung im Rahmen der WTO? Das Kernproblem im Zusammenhang

mit PTAs dreht sich um die Frage, ob PTAs im Vergleich zu multilateraler Handelsliberalisierung

eher mehr Handel erzeugen oder nur Handel umleiten – und zwar weg von den volkswirtschaft-

lich effizienten Handelspartnern hin zu den politisch bevorzugten Produzenten. Ebenso spielt es

eine Rolle, ob die PTAs gegenüber Nicht-Mitgliedern einen gemeinsamen Zoll erheben – oder 
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ob sie gemeinsam ihre Zölle nach außen senken. Den Hintergrund dazu bildet wiederum das

Regelwerk der WTO. Dieses erlaubt, wie bereits erwähnt, unter Umständen PTAs unter ihren 

Mit gliedern. Da mittlerweile die meisten Länder der Welt und damit auch ein Großteil der Welt-

wirt schaftsleistung und des Welthandels der WTO angehören, stellt sich aus Sicht der WTO mit 

der Verbreitung von PTAs die Existenzfrage: Braucht die Welt noch eine solche multilaterale, den

Frei handel voranbringende Institution?

PTAs haben auch Nachteile. Sie können nämlich nicht nur handelspolitische Hemmnisse ab-

bauen, sondern auch neue erzeugen. Als zum Beispiel letztes Jahr Kroatien der EU beitrat, wurde

in den Handelsströmen sichtbar, dass das Land auf einmal mehr mit anderen EU-Mitgliedern han-

delte, aber dafür weniger mit seinen traditionell wichtigen Partnern aus dem ehemaligen Jugos -

lawien. Seit Kroatiens EU-Beitritt gelten nämlich der gemeinsame EU-Außenzoll und vor allem

auch verschiedenste EU-Importvorschriften, die in diesem Kontext ebenfalls die Handelsvolumina

beeinflussen. Es sind also für Nicht-EU-Länder höhere Kosten beim Handel mit Kroatien ent-

standen. Verfechter multilateraler Liberalisierung würden sagen: Nicht-EU-Mitglieder, also Länder, 

die nicht Teil des PTAs EU sind, werden diskriminiert.

Die Frage, ob PTAs gut oder schlecht für die Liberalisierung des Welthandels sind, ist also nicht

einfach zu beantworten. In der politischen und akademischen Debatte haben sich im Grunde zwei

Denkschulen entwickelt: Die eine argumentiert, dass (1) PTAs ein »Trittstein« für die gesamtwirt-

schaftlich als effizienter gesehene multilaterale Liberalisierung seien. Die andere Denkschule hält

dagegen und sagt, dass (2) PTAs vor allem »Stolpersteine« für einen wirklich freien Welthandel sei -

en. Die Literatur dazu füllt Bände.
64
Wie sehen die Argumente aus, wenn man sie mit den Daten

konfrontiert?

PTAs verzerren den Welthandel im Einzelfall nicht, aber kreieren auch kaum neuen

Grundsätzlich scheint die leichte Mehrheit der empirischen Studien zu dem Schluss zu kommen,

dass PTAs mehr Handel erzeugen als umleiten.
65
Dabei ist der Effekt von PTAs in Summe eher

klein: Sie erhöhen den Handel um durchschnittlich bloß 3 %.
66
Wichtigster Wirkungskanal ist in-

teressanterweise der antizipatorische Effekt von PTAs: Schon wenn solche Handelsabkommen 

verhandelt werden, gibt es sichtbare Effekte auf den Handel. Unternehmen rechnen mit einer

Handelsliberalisierung und positionieren sich strategisch. Handelssteigernde Effekte sind sodann 

im Durchschnitt noch über eine Dekade spürbar. 

Differenziert man zwischen Zollunionen, Freihandelszonen und weniger intensiven PTAs, so

zeigt sich, dass Erstere den Handel unter den beteiligten Staaten am meisten steigern. Frei handels -

zonen haben ähnliche, aber schwächere Effekte. Andere PTAs liegen dagegen in ihrem handels -

steigernden Effekt weit zurück – sie erzeugen zwar in Summe auch Handel, aber die Größe ihres

Einflusses ist viel geringer und erst nach fünf Jahren spürbar.
67
Wichtig ist auch, ob bei Zollunionen
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ein gemeinsamer Außenzoll beschlossen wird, der am Ende für wenigstens einen Teil der PTA-

Mitglieder höher als vorher ist. Dann finden die meisten Studien vor allem einen handelsumlei -

tenden Effekt – für die Steigerung des Welthandels ist also wenig gewonnen.
68
Interessanterweise 

finden darüber hinaus einige Studien, dass PTAs aus verschiedenen Gründen Anreiz geben, in

Zukunft auch multilateral zu liberalisieren.
69
Außerdem finden diverse Untersuchungen, dass grö-

ßere und benachbarte Länder tendenziell am meisten Handelswachstum verzeichnen. 

Wie steht es im Vergleich dazu um multilaterale Handelsliberalisierung im Rahmen des 

GATT bzw. der WTO? Tendenziell finden die meisten neueren Studien, dass GATT und WTO

eher einen handelskreierenden als einen handelsintensivierenden Effekt hatten, vor allem »ru hen -

de« Handelsbeziehungen wurden aktiviert. Wenn man alle wichtigen multilateralen Libera li sie -

rungsrunden von 1948 bis 2004 berücksichtigt, so hat sich der Anteil der tatsächlich miteinander

handelnden Länderpaare unter allen möglichen Länderpaaren von 46 Prozent auf 90 Prozent na-

hezu verdoppelt. Dass aber ein bereits gegebenes Handelspaar aufgrund von GATT/WTO mehr

miteinander handelt, scheint dagegen im Durchschnitt nicht der Fall zu sein.
70

5.3   Wie geht es weiter? Ein Blick auf die Handelspolitik im Jahr 2030

Wie wird es um die Liberalisierung des Welthandels im Jahr 2030 stehen? Wer sind die wichtigen

Akteure? Welche Form wird die Handelspolitik in Zukunft annehmen? Wie wird sich also die

Globalisierung von Güter- und Dienstleistungsmärkten entwickeln?

Trends und Annahmen

Wir haben drei zentrale Trends identifiziert und deren Ursprung charakterisiert: 

1. Immer mehr Länder betreiben Handelspolitik miteinander.

2. Die Bereiche des internationalen Handels, die liberalisiert werden sollen, werden immer breiter

und vielfältiger. 

3. Auch wenn tarifäre Handelshemmnisse immer weniger werden, wirken nichttarifäre Handels -

hemmnisse als De-facto-Schlupflöcher.

Darüber hinaus nehmen wir an, dass sich demokratische Strukturen tendenziell ausbreiten wer-

den. Des Weiteren erwarten wir, dass viele heutige Schwellen- und Entwicklungsländer wirtschaft-

lich zu den heutigen Industrieländern aufschließen. Außerdem müssen wir diverse Annahmen über

die physischen Aspekte des Welthandels machen. Dabei betrachten wir die Entwicklung der 

physischen Handelskosten als technologische Schocks. Ein solcher Schock könnte zum Beispiel die

massive Ausbreitung der 3D-Druck-Technologie sein. Auch fallende oder steigende Energiekosten

und entsprechender Energieverbrauch haben einen wichtigen Einfluss auf den Welthandel.

Wir haben zunächst festgestellt, dass Handelspolitik vor allem Interessenmanagement ist. Was

handelspolitisch geschieht, ist also immer das Ergebnis eines Aushandlungsprozesses zwischen
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Gruppen, die mehr Handel anstreben, und solchen Gruppen, die sich vor ausländischer Kon -

kurrenz oder bloß ausländischen Waren schützen wollen – und entsprechend protektionistische

Positionen vertreten. 

Die wachsenden Mittelschichten in Schwellen- und Entwicklungsländern werden in Zukunft

nicht nur ihre rein wirtschaftlichen Interessen berücksichtigen, wenn sie sich eine Meinung über

Handel und Globalisierung bilden. In den entwickelten Staaten beobachtet man bereits: Die han-

delspolitischen Interessen betreffen auch gesundheits- oder sicherheitsrelevante Faktoren. Ethische

Bedenken und Umweltverträglichkeit werden wichtiger. Diese also noch komplexere Sachlage 

wird handelspolitische Abkommen noch notwendiger machen.

Was folgt aus unseren Trends?

Grundsätzlich erwarten wir, dass es auch in Zukunft zu keiner »Hauruck«-Liberalisierung kom-

men wird. Im Gegenteil: Die »niedrig hängenden Früchte« des Freihandels wurden bereits ge-

erntet. Handelsabkommen werden also länger, mit stärker divergierenden Interessen und vielen

Schlupf löchern zu kämpfen haben – gleichzeitig verlangen sie eine noch größere Flexibilität bei 

ihrer Umsetzung. Um auch in Zukunft weiter den Handel durch Abkommen zu liberalisieren, wird

der länderspezifischen Flexibilität bei der Umsetzung der Liberalisierung eine zentrale Rolle zu-

kommen. Vor diesem Hintergrund wird es zunächst zu mehr »flacher« als »tiefer« Liberalisierung

kommen, das heißt, ein Großteil der zukünftigen Handelsabkommen wird an der Ländergrenze

enden. Heimische Regularien werden währenddessen nur sehr langsam international angeglichen. 

Mehr Flexibilität ist auch der Grund für eine weitere Verbreitung von PTAs. Konkret erwarten

wir, dass neue Handelsabkommen zunehmend über Obergrenzen und mit Ausnahmeregelungen

funktionieren werden. Wie die Natur von PTAs bereits suggeriert, werden es vornehmlich kleine,

einander in ihren Interessen und/oder volkswirtschaftlichen Charakteristika ähnelnde Länder -

gruppen sein. Multilaterale Liberalisierung wird dagegen weiter stocken. Zu viele beteiligte Länder,

zu viele Interessen, zu viele Bereiche und zu viele verschiedene protektionistische Maßnahmen müs-

sen gleichzeitig verhandelt werden – die vor sich her dümpelnde Doha-Runde zeigt, wohin die

Reise geht.

Wir erwarten also weitere präferenzielle Handelsabkommen. Dadurch werden in Summe 

noch mehr Länderpaare noch mehr vorher noch nicht gehandelte Güter miteinander handeln –

neue Handelsbeziehungen werden also aktiviert. In geringerem Maße werden sich auch die bereits

bestehenden Handelsbeziehungen intensivieren. Als Folge werden absolute Handelsvolumina nur

in Trippelschritten steigen. Hiervon werden wiederum überproportional heutige Schwellen- und

Entwicklungsländer profitieren. Diese sind heute meist noch weniger stark in den Welthandel ein-

gebunden. 

Vor diesem Hintergrund wird auch der Dienstleistungshandel wichtiger. Traditionell hinkt die

Globalisierung von Dienstleistungen der Globalisierung von Gütermärkten hinterher. Die Debatte
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um osteuropäische Klempner in Deutschland nach dem Beitritt vieler osteuropäischer Staaten 

zur EU verdeutlicht das. Aber: Schon heute kennt jeder die Callcenter-Verbindungen nach Ost -

europa oder Indien. Wir erwarten, dass sich auch der Handel mit Dienstleistungen ausdifferen -

ziert, liberalisiert und damit zunehmen wird. 

Welche Rolle wird die WTO bei alledem in Zukunft spielen? Wahrscheinlich ist, dass sich 

die WTO grundlegend reformieren muss, um ihre Existenzberechtigung zu behalten. Im Kern der

Reform wird die Aufweichung des Single-Undertaking-Ansatzes stehen. Das heißt, in Zukunft

werden auch bei WTO-Verhandlungen nicht mehr alle Mitglieder bei allen Verhandlungen teil -

nehmen müssen. Darüber hinaus erwarten wir, dass die WTO ihre Rolle als handelspolitischer

Wachhund ausbauen wird. Mit ihren bestehenden Strukturen, sowohl was die Gerichtsbarkeit, die

Streitschlichtungseinrichtungen als auch die Überwachung angeht, dürfte es der Einrichtung nicht

schwerfallen, auch im Rahmen von PTAs oder zwischen verschiedenen PTAs zu vermitteln.

Doch gerade in Anbetracht des Labor-Effektes von präferenziellen Abkommen und der damit

verbundenen langfristig positiven Wohlfahrtseffekte halten wir es für sehr gut möglich, dass sich 

binnen der nächsten 50 Jahre wieder mehr multilaterale Abkommen durchsetzen: Einfach, weil es

eine gewisse Zeit, einen gewissen Entwicklungsstand und auch eine gewisse soziale Sicherung ge-

ben muss, damit sich die große Mehrheit der Bevölkerung eines Landes der Globalisierung öffnet. 

Zudem erwarten wir, dass die Anzahl an multinationalen Unternehmen zunehmen wird. 

Der Grund dafür liegt zum einen in der steigenden Attraktivität von Direktinvestitionen in vielen

Schwellenländern. Hintergrund dazu bildet einerseits die zunehmende Produktivität dieser Volks -

wirtschaften und andererseits die hohe Kapitalmobilität, die grenzüberschreitende Investitionen

leichter macht. Zum anderen sind genau die fallenden Handelskosten für eine Ausbreitung multi-

nationaler Konzerne verantwortlich. Nun haben solche Unternehmen ein sich selbst verstärkendes

Interesse: Unternehmen, die auf Basis von grenzüberschreitenden Wertschöpfungsketten arbei-

ten, haben ein Interesse am fortschreitenden Abbau von Handelshemmnissen. Diese Unternehmen 

sind meistens auch entsprechend gut finanziell ausgestattet, was ihnen in der Durchsetzung ihrer

Interessen im politischen Bereich einen gewissen Vorteil gibt. Insofern gehen wir davon aus, dass

multinationale Unternehmen ihr intrinsisches Interesse an tieferem Freihandel und ihrer finanziell

begründeten politischen Durchsetzungsmacht weiter forcieren werden.

Wir erwarten, dass sich binnen der nächsten zwei bis drei Jahrzehnte eine Reihe an Schwellen-

und Entwicklungsländern in ihrem Pro-Kopf-Einkommen den heutigen Industrienationen annä-

hern wird oder gar aufschließt. Wachsendes Einkommen bedeutet normalerweise, dass die Mit -

telschicht wächst. Eine wachsende Mittelschicht wiederum beeinflusst die Handelsstruktur eines

Landes: Es werden immer mehr Konsumgüter gehandelt, Rohstoffe und Vorprodukte verlieren ihre

vorrangige Stellung. Das wachsende Interesse an Konsumgütern geht mit Produktdifferenzierung

einher. Mehr Produktdifferenzierung wiederum heißt, dass es zu einem fundamentalen Wandel 

in der Struktur des Welthandels kommen wird. Ein gutes Beispiel für Produktdifferenzierung sind
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Automobile. Frankreich und Deutschland handeln verschiedene Autos miteinander. In beiden

Ländern werden also Autos produziert und konsumiert. Anders sieht es heute oft noch aus, wenn

man den Handel zwischen Deutschland und einem beliebigen Schwellenland anschaut: Deutsch -

land exportiert Endprodukte (zum Beispiel Autos) und importiert dafür vor allem Vorprodukte 

und Rohstoffe. Mit wachsendem Pro-Kopf-Einkommen in den Schwellen- und Entwicklungslän -

dern wird sich das jedoch ändern: Es werden immer ähnlichere Produkte gehandelt, die sich vor

allem durch Marken (und damit verbundene Verbraucherpräferenzen) und nicht mehr in der Na-

tur des Produkts unterscheiden.

Welche Länder werden die eifrigsten Globalisierer sein?

Aufgrund der oben ausbuchstabierten Trends werden die heutigen Schwellenländer untereinander

mehr handeln. Es wird zu intensiverem Süd-Süd-Handel kommen – also Handel, an dem die heu-

tigen Industrienationen nur am Rande stehen. Der Schwerpunkt des Welthandels wird sich weg

vom Atlantik und mehr in Richtung Asien bzw. Pazifik, Lateinamerika und Afrika bewegen. Im

Zusammenhang damit besteht unter den Ländern dieser Region auch die größte Wahrscheinlichkeit

dafür, dass hier auch die meisten neuen PTAs – oder gar tiefer gehende Abkommen wie Währungs -

unionen oder Zollunionen – entstehen werden. Darauf aufbauend rechnen wir also damit, dass die

regionale Blockbildung fortschreitet – mit anderen Worten: Es kommt in den nächsten Jahrzehn-

ten zu einer stärkeren handelspolitischen Regionalisierung.

Welche Länder und Regionen werden konkret die eifrigsten Globalisierer sein? Um das abzu-

schätzen, blicken wir auf die heutige Struktur der Exporte jedes einzelnen Landes. Dabei fragen wir

uns, inwieweit das Portfolio an Exportgütern eines Landes Aufschluss darüber gibt, wie weit es 

an der Weltwirtschaft in Zukunft teilhaben und profitieren wird. Ein guter Indikator dafür ist der

am Center for International Development (Universität Harvard) entwickelte »Index of Economic

Complexity«.
71
Der Index misst – vereinfacht gesagt – den »Technologiegehalt« der gegenwärtigen

Exporte eines Landes. 

Jedoch wird »Technologie« hier nicht nur als etwas rein Technisches verstanden. Vielmehr wird

versucht, viele implizit und kaum messbare in einer Volkswirtschaft vorhandene wettbewerbs-

relevante Produktionsfaktoren zu identifizieren. Zu den eingefangenen Dimensionen gehört zum

Beispiel die allgemeine Produktivität einer Volkswirtschaft. Je »komplexer« dabei die Exporte eines

Landes sind, desto flexibler kann sich die Wirtschaft eines Landes an eine sich ändernde weltwirt-

schaftliche Lage anpassen. Dabei wird auch berücksichtigt, wie viele andere Länder ein gegebenes

Gut exportieren, um damit die Ersetzbarkeit eines Gutes einzufangen. 

Im Kern der Berechnung steht die Idee, dass die Exporte eines Landes unterschiedliche »Ver -

wandtschaftsgrade« aufweisen: Exportiert ein Land heute Kugellager, so ist es wahrscheinlich, dass

das Land in absehbarer Zukunft auch Maschinen exportieren wird. Exportiert ein Land Autoreifen,

so liegt es nahe, dass auch andere Gummiprodukte hergestellt und auf den Weltmärkten verkauft
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werden können. Andererseits zeigt der Index auch klare Grenzen der in einer Volkswirtschaft 

vorhandenen »Technologie« auf: Verdient ein Land sein Geld vor allem mit dem Export von Tex -

tilien, so besteht zwar ein gewisser Spielraum für verwandte Industrien (von Kleidung über Planen

bis zu modernen Segeln). Der Komplexitätsindex zeigt aber klar, dass die Textilindustrie nur ent-

fernt mit Hightechindustrien verwandt ist. Noch weniger hoffnungsvoll ist der Fall von Ländern,

die heute vorwiegend Agrarprodukte exportieren: Wenn ein Land zum Beispiel Bananen expor-

tiert, heißt das nicht, dass es auch Ananas, Mais oder Kartoffeln exportieren wird – die mit Handel

verbundenen Wachstumspotenziale sind also eingeschränkter. Insofern ist die Logik des Indika-

tors ziemlich passend: Er erlaubt einen Blick auf die »Fähigkeiten« einer Volkswirtschaft.

Der Extremfall sind die Rohstoffexporteure. Sie können durchaus etwas »Seltenes« exportie-

ren, aber die dafür benötigte Technologie ist kaum für andere Exportindustrien relevant. Damit

spiegelt es den sogenannten Ressourcenfluch wider: Rohstoffreichtum ist zum einen oft mit einer

krassen Ungleichverteilung von Einkommen verbunden und deshalb durch soziale Unruhe ge-

prägt. Zum anderen wird die Wirtschaft in Ländern mit Bürgerkriegen, hoher Korruption und be-

waffneten Konflikten oftmals auf die lokalen Rohstoffe reduziert, was das Entwicklungspotenzial

dieser Länder weiter einschränkt.

Grundsätzlich gilt: Je höher der Complexity-Wert eines Landes jetzt ist, desto eher wird sich 

das Exportportfolio weiter diversifizieren – sowohl was die gehandelten Produkte angeht als auch

die Zahl der Handelspartner. Tabelle 7 zeigt das Ranking des Economic Complexity-Index für 

das Jahr 2012 für 144 Länder. Wir interpretieren den Index vor dem Hintergrund unserer Studie 

aus einem ganz bestimmten Blickwinkel: Je höher der Wert, desto besser die Aussichten für ein ex -

portinduziertes Wirtschaftswachstum in der Zukunft. Mit anderen Worten: Je stärker das Poten -

zial eines Landes für exportinduziertes Wirtschaftswachstum ist, desto eher wird sich dieses Land

langfristig in die Weltwirtschaft über den Abbau von Handelshemmnissen integrieren wollen. 

Dafür haben wir das Ranking in vier grobe Gruppen unterteilt. Es wird deutlich, dass die 

meisten heutigen Industrieländer zu der Gruppe der Länder gehören, die am meisten von export -

induziertem Wachstum profitieren. Diese Länder werden auch in Zukunft bei weiterer Libera li-

sierung dabei sein. Interessant ist aber, dass zu dieser Gruppe auch einige asiatische und osteuro-

päische Staaten gehören. Hier ist unserer Interpretation zufolge am ehesten die weitere Handels -

liberalisierung zu erwarten. Gerade in Asien ist zudem auch mit weiteren regionalen Abkom-

men zu rechnen. In der zweiten Reihe (»starkes Potenzial«) warten viele der »üblichen Verdäch -

tigen« unter den Emerging Markets: Hier ist die geografische Verteilung breiter. Wieder sind viele

asia tische Länder dabei, aber Lateinamerika ist ebenfalls prominent vertreten. Von diesen Staaten 

er warten wir also ebenfalls weitere Liberalisierung ihres Handels, aber wahrscheinlich in be -

grenzterem Maße und in längerer Frist.

Die Gruppe der Volkswirtschaften mit »mittlerem« Potenzial für handelsgetriebenes Wachs-

tum stellen in unseren Augen die Kandidaten dar, deren Handelspolitik mittelfristig nur geringfügig
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liberalisiert werden dürfte. Diese Länder haben aus Sicht des Complexity-Index nur geringes

Potenzial, von freierem Handel zu profitieren. Interessant in dieser Gruppe ist der Ausreißer Aus -

tralien. Hintergrund ist wahrscheinlich die stark rohstoffbasierte Exportwirtschaft. Schließlich er -

laubt unsere Interpretation des Complexity-Index auch die Identifikation von »Globalisierungs -

muffeln«. Diese Volkswirtschaften liegen vor allem in Afrika und in der Südsee. Die Länder dieser

Gruppe haben nur ein schwaches Potenzial für exportorientiertes Wachstum.
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1 Japan
2 Schweiz
3 Deutschland
4 Schweden
5 Südkorea
6 Tschechische Rep.

7 Finnland
8 Großbritannien
9 Österreich
10 Singapur
11 Slowenien
12 USA

13 Frankreich
14 Ungarn
15 Israel
16 Slowakei
17 Irland
18 Dänemark

19 Italien
20 Niederlande
21 Polen
22 China
23 Kroatien
24 Malaysia

25 Mexiko
26 Hongkong
27 Spanien
28 Weißrussland
29 Estland
30 Norwegen

31 Rumänien
32 Zypern
33 Thailand
34 Litauen
35 Kanada
36 Lettland

37 Portugal
38 Ukraine
39 Bulgarien
40 Serbien
41 Türkei
42 Neuseeland

43 Bosnien-Herzegowina
44 Armenien
45 Russland
46 Philippinen
47 Panama
48 Libanon

49 Griechenland
50 Kolumbien
51 Jordanien
52 Tunesien
53 Costa Rica
54 Indien

55 Uruguay
56 Brasilien
57 Argentinien
58 Mauritius
59 Südafrika
60 Moldawien

61 El Salvador
62 Mazedonien
63 Vereinigte Arab. Emirate
64 Kasachstan
65 Ägypten
66 Kirgisistan

67 Vietnam
68 Trinidad und Tobago
69 Indonesien
70 Dominikanische Rep.
71 Zentralafrikanische Rep.
72 Chile

73 Nepal
74 Australien
75 Jamaika
76 Bahrein
77 Saudi-Arabien
78 Georgia

79 Guatemala
80 Peru
81 Albanien
82 Uganda
83 Kenia
84 Oman

85 Usbekistan
86 Sri Lanka
87 Honduras
88 Paraguay
89 Bolivien
90 Senegal

91 Pakistan
92 Marokko
93 Sierra Leone
94 Togo
95 Ecuador
96 Aserbaidschan

97 Ruanda
98 Tansania
99 Burundi
100 Afghanistan
101 Simbabwe
102 Mali

103 Kuwait
104 Liberia
105 Tschad
106 Venezuela
107 Kamerun
108 Cote d’Ivoire

109 Katar
110 Iran
111 Nicaragua
112 Sambia
113 Algerien
114 Eritrea

115 Madagaskar
116 Burkina Faso
117 Tadschikistan
118 Ghana
119 Bangladesch
120 Kambodscha

121 Äthiopien
122 Benin
123 Haiti
124 Jemen
125 Laos
126 Gambia

127 Niger
128 Mongolei
129 Gabun
130 Mauretanien
131 Malawi
132 Mosambik

133 Sudan
134 Papua-Neuguinea
135 Nigeria
136 Turkmenistan
137 Rep. Kongo
138 D. R. Kongo

139 Guinea-Bissau
140 Guinea
141 Timor-Leste
142 Angola
143 Irak
144 Süd-Sudan

Tab. 7 Die Indexzahl gibt das Ranking des Economic-Complexity-Ranking im Jahr 2012 wieder.
Quelle: http://atlas.media.mit.edu/rankings/country/2012/.

Ranking des Economic-Complexity-Index für das Jahr 2012, 
aufgeteilt in vier Potenziale für handelsgetriebenes Wachstum

Sehr stark Stark Mittel Schwach



Die aktuelle Globalisierungswelle rollt inzwischen seit mehr als 20 Jahren. Dank dieser jahrelan -

gen Globalisierungserfahrung ist in den Grundzügen bekannt, welche Folgen die zunehmende

inter nationale Verflechtung der Wirtschaft für Bürger, Unternehmen und Finanzmärkte hat. Ty -

pische Eigenschaften der Globalisierung sind Direktinvestitionen im Ausland, die Aufspaltung 

von Produktionseinheiten, die Verlagerung von Produktionsstätten in Niedriglohnländer, die In-

ternationalisierung der Finanzmärkte und für die Verbraucher eine markante Ausweitung der Pro -

duktauswahl. Ein Großteil der strukturellen Veränderungen, die der Übergang von einer eher natio-

nal geprägten hin zu einer stark international ausgerichteten Volkswirtschaft erfordert, ist be reits

erledigt. Sehr wahrscheinlich wird sich dieses Globalisierungsmuster fortsetzen und in die Zukunft

übertragbar sein. Allerdings dürfte es innerhalb dieses bekannten Musters zu gewissen (regionalen)

Veränderungen bzw. Verschiebungen kommen. In den wachstumsstarken asiatischen Ländern 

werden die Lohnansprüche der Arbeitskräfte steigen, sodass die Attraktivität dieser Länder als 

Produktionsstandorte sukzessive etwas abnehmen dürfte. Dafür dürften andere Länder – zum Bei -

spiel in Afrika – mit weiterhin niedrigen Lohnkosten wirtschaftlich an Bedeutung gewinnen.

Grundsätzlich ist intensiver internationaler Handel ein Effizienzmotor, sodass zusätzliche

Handelsabkommen die globalen Wachstumsraten auch künftig auf hohem Niveau halten wer-

den. Allerdings haben schon die vergangenen Jahre gezeigt, dass die international stark vernetzte

Wirtschaft zwar hocheffizient ist, dass sie dadurch aber auch anfälliger für Störungen jeglicher Art

geworden ist. Regionale Störungen wie zum Beispiel überhitzte Immobilienmärkte oder kriege-

rische Konflikte können sich in einer globalisierten Wirtschaft schneller ausbreiten und die Welt -

konjunktur belasten. Unternehmen sollten sich deshalb darauf einstellen, dass plötzliche Konjunk -

turschwankungen keine seltenen Ausnahmen bleiben. Für Anleger bringt dies die Gefahr höhe-

rer Volatilität der Märkte mit sich, auch wenn die Aktienmärkte durch mehr Handel und mehr

Wachs tum längerfristig aufwärtsgerichtet bleiben sollten. Der DAX-Volatilitätsindex, der die

Schwan kungs intensität des Deutschen Aktienindex misst, zeigt, dass in den vergangenen 15 Jahren
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Abb. 14
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Branchenbezogene Auswirkungen TTIP

In Kapitel 3 haben wir die zu erwartenden gesamtwirtschaftlichen Effekte des transatlan -

tischen Freihandelsabkommens aufgezeigt. Da die Verhandlungen über das Abkommen

noch nicht abgeschlossen sind und somit noch nicht klar ist, in welchem Umfang der

Handel zwischen Europa und den USA liberalisiert wird, sind die Ergebnisse mit der ge -

botenen Vorsicht zu interpretieren. Es ist jedoch absehbar, dass das Abkommen erst Mitte

des kommenden Jahrzehnts seine volle Wirkung entfalten wird. Die makroökonomischen

Effekte lassen nicht nur auf sich warten, sie sind mit bis zu 0,5 % (für die EU) zudem 

überschaubar. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass es sich nicht nur um einen

Einmal-, sondern auch um einen Niveauverschiebungseffekt handelt. Das bedeutet, dass

das Bruttoinlandsprodukt fortan Jahr für Jahr um diesen Betrag höher liegt – mit den ent-

sprechenden Beschäftigungseffekten und höheren Steuereinahmen.

Dennoch: Bei diesen Eckdaten ist es kaum verwunderlich, dass das angestrebte Frei -

handelsabkommen kurzfristig nur überschaubare Begeisterung auslöst. Es ist fast schon

erstaunlich, dass TTIP aus dem politischen Bereich überhaupt so viele unterstützende 

Stim men erhält, denn politökonomisch ist das Freihandelsabkommen äußerst unattrak -

tiv: Die wirtschaftlichen Vorteile lassen noch einige Wahlperioden auf sich warten, sodass

die heute amtierenden Politiker kaum einen Vorteil davon haben, sich für das in der Be -

völkerung mehrheitlich unbeliebte Handelsabkommen einzusetzen.

Die eigentlichen Vorteile des Freihandelsabkommens werden sich eher auf Unter neh -

mens- und Branchenebene einstellen. Laut ifo-Studie wird insbesondere die mittelständi-

sche Wirtschaft von dem Freihandelsabkommen profitieren. Innerhalb des Mittelstandes

sind es wiederum die kleineren exportorientierten Unternehmen, die vom Abbau nicht -

tarifärer Handelshemmnisse profitieren. Für sie ist der Aufwand bislang besonders groß,

regulatorische Hürden zu überwinden. Bei den größeren Unternehmen ist hingegen kein

nennenswerter Effekt zu erwarten. Zwar bringt auch ihnen das Freihandelsabkommen

Kos tenersparnisse, doch die verbesserte Kostensituation wird weitgehend ausgeglichen

durch den erhöhten Wettbewerbsdruck, der von amerikanischen Unternehmen ausgeht.

Kleinere, nicht exportorientierte Unternehmen können ebenfalls vereinzelt unter der ame-

rikanischen Konkurrenz leiden, allerdings ohne auf der anderen Seite durch die Markt -

öffnung Kostenersparnisse zu haben. Sie werden also zu den Netto-Verlierern gehören.

Am stärksten würde der Agrarsektor vom TTIP-Abkommen profitieren, gefolgt vom

Industriesektor, auf Platz 3 folgt schließlich der Dienstleistungssektor. Sehr hohes Wachs -

tumspotenzial wird prinzipiell dem Nahrungsmittelsektor zugetraut, denn hier ist die

Kostenbelastung durch Handelshemmnisse derzeit besonders hoch.
72
Allerdings erwarten
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72 Vgl. Felbermayr et al. (2013a); Institut 
der deutschen Wirtschaft (2014).



mehrfach Phasen mit erheblichem Börsenstress vorkamen (siehe Abb. 14). Für Deutschland und

Europa würden aber insbesondere die Handelsabkommen mit den USA und mit Kanada mehr

Sicherheit in der Rohstoffversorgung bringen. Gerade in geopolitisch unsicheren Zeiten ist eine 

en gere Zusammenarbeit mit verlässlichen Partnerländern, die über große Rohstoffvorkommen 

verfügen, äu ßerst wertvoll. Nachfolgend wollen wir uns auf einige spezielle Entwicklungen konzen -

trieren, die wir für wahrscheinlich halten und die sich aus dem Zusammenwirken einer weiter zu -

nehmenden Handelsintensität mit anderen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Trends ergeben.

6.1   These 1: Beschleunigtes Wachstum durch Investitionswettlauf

Ein Hauptgrund für die Globalisierung ist der rasante Innovationsschub in der Informations- und

Kommunikationstechnologie. Das Schlagwort »Globales Dorf« bringt die von der Digitalisierung

ausgelösten Veränderungen auf den Punkt. Für Unternehmen bedeuten Globalisierung und Frei -

handel in erster Linie, dass sich der potenzielle Absatzmarkt vergrößert. Wo früher ein regionaler

oder nationaler Markt bedient wurde, steht den Unternehmen in einer globalisierten Wirtschaft

prinzipiell die ganze Welt als Absatzmarkt offen. Besonders stark macht sich dieser Effekt für 

Un ternehmen bemerkbar, deren Geschäft ausschließlich oder zu einem Großteil aus digitalen

Dienst leistungen besteht – und nicht oder kaum noch aus dem Verkauf physischer Güter. Diese

67Berenberg · HWWI: Strategie 2030 · Nr. 20

wir, dass das Handelsabkommen gerade in diesem Bereich erhebliche Ausnahmen enthal-

ten wird. Die Widerstände in der Bevölkerung gegen die Angleichung der Standards im

Lebensmittelbereich dürften die Verhandlungspartner letztlich zu Zugeständnissen im

Sinne der Kritiker veranlassen.

Im Industriesektor ist ein Wachstumsschub in den Bereichen Textil und Leder sowie 

im Maschinen- und Fahrzeugbau zu erwarten.
73
Zudem würde der Chemiebereich durch

das TTIP-Abkommen einen Schub erhalten, es würde die größte Chemiefreihandelszone

der Welt entstehen (China fiele damit auf Platz 2 zurück). Zusammen erwirtschaften die

EU und die USA gut 34 % des globalen Chemieumsatzes (China: 31,4 %).
74
Gerade für die

deutsche Chemische Industrie sind die USA ein Schlüsselmarkt: Außerhalb der EU sind 

die USA für die deutschen Chemieunternehmen mit 9 % das wichtigste Zielland für Ex -

porte. Auch bei den Direktinvestitionsbeständen sind die USA hinter der EU die Num-

mer 2 für die deutsche Chemieindustrie. Im Jahr 2012 betrug der Anteil an den gesamten

Direktinvestitionen 24,3 %. Für den Dienstleistungssektor erwartet das ifo Institut zwei -

stellige Zuwachsraten in den Bereichen Finanzdienstleistungen, Kommunikation und bei

unternehmensnahen Dienstleistungen.
75

Kasten 2

73 Vgl. Felbermayr et al. (2013a), S. 29 f.
74 Vgl. Verband der Chemischen Industrie (2014).
75 Vgl. Felbermayr et al. (2013a), S. 30.



sogenannte Digitalökonomie zeichnet sich durch eine spezielle Kostenstruktur aus: In nennens -

wertem Umfang fallen nur Fixkosten (zum Beispiel Entwicklungskosten), aber so gut wie keine

Grenzkosten (zum Beispiel Produktions- und Transportkosten) an. Konkret bedeutet das: Wie oft

ein Unternehmen eine digitale Dienstleistung verkauft, spielt für die Gesamtkosten praktisch keine

Rolle. Es ist eine ähnliche Situation wie beim Fernsehen: Kosten entstehen hauptsächlich für die

Programmerstellung, eine hohe Einschaltquote verursacht jedoch keine zusätzlichen Kosten. So -

mit steigt der Gewinn des Senders mit jedem zusätzlichen Zuschauer. 

Märkte, die durch hohe Fix- und geringe Grenzkosten gekennzeichnet sind, neigen langfristig

zur Monopolbildung, weil ein einzelnes Unternehmen das Produkt günstiger anbieten kann als

mehrere miteinander im Wettbewerb stehende. Klassische Beispiele sind leitungsgebundene Indus -

trien wie Strom, Gas oder Telekommunikation. Die Digitalökonomie tendiert ebenfalls dazu, auf 

na türliche Weise monopolistische Strukturen zu entwickeln.

Deshalb fördern Globalisierung und Digitalisierung tendenziell »The winner takes it all«-

Märkte. Derjenige, der sich im Wettbewerb durchsetzt, kann gegebenenfalls die globale Nachfrage

bedienen. Schnelligkeit ist in allen Bereichen der Wirtschaft generell vorteilhaft. In der Digital öko -

nomie ist Schnelligkeit dagegen unverzichtbar für den Erfolg. Denn mit wachsendem Markt an-

teil sinken die Durchschnittskosten, und somit kann das Unternehmen billiger anbieten als die

Konkurrenz – der »First Mover Advantage« ist hier besonders stark ausgeprägt. Neben diesem

direkten Kosteneffekt profitiert der Marktführer von der Reputation, die er in einem neuen Markt

aufbaut, und gegebenenfalls von den Vorteilen des sogenannten Netzwerkeffekts.
76
Damit haben

Unternehmen extreme finanzielle Anreize, so schnell wie möglich Marktanteile und Bekanntheit 

zu erlangen.

Der Wirtschaftsnobelpreisträger George Akerlof hat bereits in den 70er-Jahren in einem Auf -

satz beschrieben, welche ökonomischen Folgen von »The winner takes it all«-Märkten zu erwar-

ten sind: Die Konkurrenten verhalten sich wie Ratten, die sich in einem Wettlauf um ein Stück 

Käse befinden.
77
Sie werden hyperaktiv, sie überdrehen, weil es um alles oder nichts geht. Da alle

konkurrierenden Unternehmen den »ganzen Käse« für sich haben möchten, arbeiten sie mit

Höchst  geschwindigkeit und scheuen mit Blick auf den möglichen Ertrag keine Investitionskosten.

Die Goldgräberstimmung führt zu einem »Rüstungswettlauf«, zu einer Investitionsspirale, bei 

der letztlich aber nur einer gewinnen kann. 

Diese Goldgräberstimmung und Rüstungswettläufe sind nicht bloß akademische Gedanken -

spiele. In der Internetwirtschaft ist die Goldgräberstimmung seit den 90er-Jahren ungebrochen.

Zwar kommt sie in Wellen, und die thematischen Schwerpunkte verschieben sich, aber der vom

Internet ausgelöste Strukturwandel ist noch lange nicht abgeschlossen. Die digitale Revolution wird

auch künftig noch für viele »Rüstungswettläufe« sorgen. Dass es sich für die Gewinner tatsächlich

lohnt, belegen die inzwischen etablierten Marktführer unter anderem in den Bereichen Soziale
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76 Ein Netzwerkeffekt entsteht, wenn der Nutzen eines Produktes, einer Dienstleistung oder eben eines
Netzwerks mit der Anzahl der Nutzer steigt. So ist ein soziales Online-Netzwerk für die Mitglieder
umso nützlicher, je mehr Teilnehmer es umfasst. Hat sich ein soziales Netzwerk erst einmal am 
Markt etabliert, bestehen für konkurrierende Ideen bzw. Unternehmen extrem hohe, wenn nicht
unüberwindbare Markteintrittsbarrieren.

77 Vgl. Akerlof (1976).



Netzwerke, Online-Auktionshäuser oder Suchmaschinen. Und nationale Regierungsbehörden tun

sich schwer damit, dem monopolistischen Treiben der Unternehmen effektiv entgegenzuwirken.
78

Anleger und Investoren können sich also darauf einstellen, dass freier Handel allgemein und 

die Digitalisierung speziell die wirtschaftliche Dynamik sehr hoch halten werden. Die Digitalöko -

nomie wird absehbar weiter kräftig wachsen, und es werden immer wieder einzelne leuchtende

Sterne am Himmel der Internetunternehmen aufgehen. Gleichzeitig dürften aber auch Unter neh -

men, die in dem skizzierten Wettlauf zeitweilig vielversprechend in Führung lagen, wieder in die

Bedeutungslosigkeit zurückgeworfen werden. Insgesamt wird das Investitionsniveau im Technolo -

giesektor aber hoch bleiben. Zu berücksichtigen ist, dass in einem solchen Marktumfeld Erfolg

noch weniger plan- und prognostizierbar ist als in anderen Wirtschaftsbereichen. Der Zufall dürfte

eine gewisse Rolle spielen.

6.2   These 2: Digitaler Strukturwandel entwertet Qualifikationen

Die internationale Arbeitsteilung hat in den vergangenen Jahren in den Industrienationen ins-

be sondere Druck auf gering qualifizierte Arbeitskräfte ausgeübt, da einfache Tätigkeiten in Nied-

rig lohnländer verlagert wurden. Dieser Druck wird auch künftig erhalten bleiben, weil günstige

Produktions standorte nicht ausgehen, selbst wenn in China und Indien die Lohnkosten steigen.

Auch verstärkte Zuwanderung von gering qualifizierten Arbeitskräften drückt in den Industrie -

ländern auf die Einkommen im unteren Lohnsegment.

Hinzu kommt der technische Fortschritt, der es ermöglicht, einfache Tätigkeiten von Ma schi -

nen, Computern oder Robotern erledigen zu lassen. Nun ist es wahrhaftig keine neue Erkennt-

nis, dass technischer Fortschritt Arbeitsplätze kostet. Neu ist aber, dass die Digitalisierung künftig 
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78 »The winner takes it all« gilt allerdings nicht ganz so streng, wie es eine theoretische Modellwelt
erwarten lassen würde. In der Online-Realität gibt es auch Zweit- und Drittplatzierte, die nicht 
völlig leer ausgehen. Allerdings sind die finanziellen Abstände zwischen dem Erstplatzierten und 
dem Rest so groß, dass die Anreize für die beschriebenen »Rüstungswettläufe« allemal gegeben sind.

Abb. 15
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Quelle: Bloomberg.
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auch berufliche Tätigkeiten unter Druck setzen wird, die bisher durch den technischen Fortschritt

keineswegs gefährdet schienen. Neu ist außerdem, dass auch höher qualifizierte Berufe von der

Digitalisierung betroffen sein dürften. Würde alles, was technisch bereits möglich ist, konsequent

umgesetzt, würde der aktuelle Strukturwandel viel drastischer ausfallen, und die Konsequenzen 

für die Arbeitsmärkte in den Industrienationen wären markant.

Um nur ein Beispiel zu geben für die vielen höher bezahlten Berufe, die durch die technische

Entwicklung unter Druck geraten dürften: Technisch ist es heute ohne Weiteres möglich, dass Uni -

versitätsprofessoren ihre Vorlesungen via Internet weltweit »senden«. Damit haben auf diesem Glo -

bus praktisch alle Studenten die Möglichkeit, ihr Studium bei Spitzenforschern zu absolvieren.
79

Im Vergleich zu heute ließe sich der akademische Nachwuchs mit einem Bruchteil des akademi-

schen Personals ausbilden. Studenten bräuchten physisch keine Universitäten mehr zu besuchen,

Eliteuniversitäten hätten prinzipiell unbegrenzte Aufnahmekapazitäten. Ländergrenzen spielten

keine Rolle mehr, lediglich Sprachbarrieren wären gegebenenfalls noch ein Problem. Allerdings ist

die Sprachkompetenz in der globalisierten Welt bereits deutlich gestiegen.

Es gibt im Dienstleistungssektor eine Reihe von Tätigkeiten, von denen man lange Zeit glaub-

te, der technische Fortschritt könne ihnen nichts anhaben. So werden beispielsweise mit Blick auf

die absehbare Entwicklung hin zu einem führerlosen Auto Taxi- und Busfahrer oder Chauffeure

Schwierigkeiten bekommen. In unserer Studie zum Gesundheitsmarkt haben wir darauf hinge -

wiesen, dass künftig verstärkt Pflegeroboter zum Einsatz kommen werden.
80
Nun ist es angesichts

der demografischen Entwicklung sehr begrüßenswert, dass das überlastete Pflegepersonal Un ter-

stützung bekommt. Eine Garantie, dass die medizin-technischen Roboter nicht nur Engpässe be-

heben, sondern dass sie darüber hinaus das medizinische Personal sukzessive entbehrlich machen,

gibt es gleichwohl nicht.

Schon heute gibt es viele Software-Programme, die – konsequent eingesetzt – mittelfristig gan-

ze Berufsbilder verschwinden lassen dürften. Den Industrienationen dürfte somit ein intensiver

Strukturwandel bevorstehen. Anleger sollten dabei im Auge behalten: Erfolgreich wird nicht nur

das sein, was dringend benötigt wird. In der Digitalökonomie setzt sich oft durch, was technisch

machbar ist (und was eigentlich kein Mensch je gebraucht hätte).
81
Offene, globale Märkte be-

schleunigen die Entwicklung. Während Innovationen in einer eher abgeschotteten Welt ihre Zeit

brauchten, sich in andere Länder zu verbreiten, ist unter den heutigen (handels-)technischen Be -

dingungen mit keinen größeren Verzögerungen mehr zu rechnen. Nun vernichtet Struktur wan del

nicht nur Arbeitsplätze, sondern langfristig entstehen immer auch neue Berufsbilder. Ob die Welt

danach besser oder schlechter aussieht, lässt sich heute nicht abschätzen. Problematisch ist aber

generell die Übergangszeit, da Wirtschaft und Arbeitskräfte Zeit für die Anpassung brauchen. Der

Druck auf bestimmte Berufsgruppen führt uns zur dritten These.
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79 Selbst die Prüfungen ließen sich online und zum Teil mit standar-
disierten Fragebögen erledigen. Der dafür notwendige Personal-
aufwand ließe sich im Vergleich zu heute drastisch reduzieren.

80 Vgl. Berenberg/HWWI (2012).

81 Man denke nur an die Erfindung der Kurznachrichtendienste. Anfangs konnte
kaum jemand den Sinn von Kurznachrichten im Umfang von maximal 140
Zeichen erkennen, die jemand ungefragt seinen »Followern« in die Welt schickt.
Heute nutzen selbst Regierungschefs diese Form der Kommunikation.



6.3   These 3: Mittelschicht in Industrieländern schrumpft weiter

Die Globalisierung hat in weiten Teilen der Welt zu Wirtschaftswachstum und zu einer Stärkung 

der Einkommens-Mittelschicht geführt. Anders stellt sich die Situation in den Industrienationen 

dar. Gemäß einer Studie der Bertelsmann Stiftung ist die deutsche Mittelschicht im Zeitraum zwi-

schen 2000 und 2010 um rund fünf Prozentpunkte geschrumpft (siehe Abb. 16). Ein kleinerer Teil

ist auf Aufsteiger aus der Mittelschicht in die Oberschicht zurückzuführen, der größere Teil aber 

auf den Abstieg aus der mittleren in die untere Einkommensschicht.
82
Diese Zahlen passen gut 

zu den in unserer These 2 skizzierten Beobachtungen, dass die Globalisierung die Einkommens-

potenziale im oberen Einkommenssegment vergrößert, im niedrigeren Segment hingegen Druck 

auf die Einkommen entsteht. Zur Erosion der unteren Mittelschicht trägt aber nicht nur der ver-

schärfte Wettbewerb mit ausländischen Arbeitskräften bei, sondern auch veränderte Familien- und

Haushaltsstrukturen (Ein-Personen-Haushalte und Alleinerziehende) sowie der Anstieg atypischer

Beschäftigungsverhältnisse.

Mit Blick auf den in These 2 beschriebenen Strukturwandel erwarten wir, dass sich die Erosion

der Mittelschicht fortsetzt und dass dadurch die untere Einkommensschicht größer wird. Interes -

sant wird sein, welche Umverteilungsmöglichkeiten der Staat in einer sich weiter globalisierenden

Welt noch haben wird. Im vergangenen Jahrzehnt dominierte die Sorge, der Sozialstaat könne in

einer globalisierten Welt nicht mehr finanziert werden, weil der Steuerzugriff auf mobile Produk -

tionsfaktoren immer schwieriger wird. Dieses Argument hat jedoch an Bedeutung verloren. Im

Zuge der Finanzkrise haben die Staaten ihre steuerliche Zusammenarbeit massiv verstärkt. Inzwi -

schen sind die Möglichkeiten erheblich reduziert, Steuerzahlungen durch die Verlagerung von An -
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82 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2013). Als Mittelschicht definiert die Bertelsmann Stiftung 
alle Einkommen, die zwischen 70 und 150 Prozent des Medians des sogenannten bedarfs-
gewichteten verfügbaren Haushaltseinkommens erzielen. Für einen Vier-Personen-Haushalt 
(2 Erwachsene und 2 Kinder unter 15 Jahren) bedeutete dies im Jahr 2010 ein Einkommens-
intervall von 2.370 und 5.080 Euro pro Monat. 

Abb. 16

Entwicklung der Mittelschicht, 1997–2010

Quelle: Bertelsmann Stiftung.
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lagekapital zu umgehen. Dies ist für die Widerstandsfähigkeit der Sozialstaaten grundsätzlich positiv.

Allerdings steht zu befürchten, dass die Funktionsbedingungen des Sozialstaates durch diverse 

politische und gesellschaftliche Entwicklungen ausgehöhlt werden. Umverteilung funktioniert be -

sonders gut in kleinen, homogenen Gruppen. Eine globalisierte Welt, in der nationale Grenzen

zunehmend ihre Bedeutung verlieren, ist das genaue Gegenteil von »klein« und »homogen«. (Ein -

kommens-)Eliten, die beruflich und privat verstärkt global denken und handeln, dürften andere

Vorstellungen über Armut, die es zu bekämpfen gilt, entwickeln als frühere Eliten, die eher in na-

tionalen Grenzen gedacht haben. Mit anderen Worten: Solidarität könnte es künftig eher mit den

Ärmsten der Welt als mit den Ärmsten des eigenen Landes geben. Insgesamt dürfte eine anonyme,

globale Gesellschaft ganz andere Identifikationspunkte und Solidaritätsmerkmale entwickeln, als 

es zu Zeiten der Nationalstaaten der Fall war. Da Sozial- und Wohlfahrtsstaaten auf nationalstaat-

lichen Regelungen basieren, ist aus heutiger Sicht unsicher, ob Umverteilung künftig nach den

Mustern der Vergangenheit funktionieren kann. Tendenziell dürfte auch dieser Aspekt den unte-

ren Rand der Mittelschicht belasten und ausdünnen.

6.4   These 4: »Share Economy« profitiert

Wenn die Mittelschicht ausdünnt und die untere Einkommensschicht wächst, werden die Betrof -

fenen reagieren. Gerade bei denjenigen, die künftig nicht mehr in Vollzeit beschäftigt sein werden,

dürfte sich das »Do-it-yourself« wieder etablieren. Die gewonnene Zeit wird genutzt, um Einkom -

mensverluste zu kompensieren, indem Kosten eingespart werden.

Beim Ausgleich von Einkommensverlusten dürfte der in Mode gekommenen Share Economy

eine noch wichtigere Pufferfunktion zufallen. Ein Kennzeichen der Share Economy ist, dass es dem

Einzelnen nicht mehr um den Besitz von Waren geht, sondern nur um deren Nutzungsmöglich-

keit. Mehrere Konsumenten teilen sich die Nutzung eines Produktes, das in der Vergangenheit 

jeder Konsument selbst besessen hat. Dieses Phänomen ist grundsätzlich nicht neu, sondern im

Rahmen der Nachbarschaftshilfe zum Beispiel bei Werkzeug und Gartengeräten schon lange 

gängige Praxis. Doch das Internet und die Digitalisierung ermöglichen es, diese Praxis zu perfek-

tionieren und zu kommerzialisieren. Über Online-Tauschbörsen können private Interessenten zu -

sammengebracht werden, und für eine Reihe hochwertiger Güter gibt es kommerzielle Anbieter

(Stichwort: Carsharing).

Unternehmen müssen also damit rechnen, dass ihre Produkte künftig weitaus intensiver und

effizienter genutzt werden als in der Vergangenheit. Die Zahl der Kunden wird durch die Share

Economy sinken, die Zahl der Nutzer hingegen voraussichtlich nicht. Die Nutzerzahl kann sogar

steigen, weil durch die vergleichsweise geringe Gebühr für das »Teilen« auch weniger zahlungs -

kräftige Nutzergruppen angesprochen werden. Für Anleger bedeutet dies, genau zu beobachten,

wo Unternehmen bzw. Portale für Share-Economy-Angebote entstehen.
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6.5   These 5: Steigende Krisenanfälligkeit

Wir haben ausführlich dargelegt, dass intensiverer Handel zu mehr Wohlstand führt. Die Glo -

balisierung ist für die Wirtschaft ein regelrechter Effizienz- und Wachstumsmotor. Wir haben auch

einige Schattenseiten der Handelsliberalisierung beleuchtet. So gibt es neben den vielen Gewin-

nern auch Verlierer, und unter den Profiteuren sind die Handelsgewinne ungleich verteilt. Zudem

verlangt der durch die Globalisierung beschleunigte Strukturwandel von den Wirtschaftsakteuren

eine Veränderungsbereitschaft, die oftmals nicht vorhanden ist.

Aus der reinen Wachstumsperspektive fällt das Urteil allerdings deutlich positiv aus. Seit der

Jahrtausendwende haben sich die globalen Wachstumsraten auf hohem Niveau eingependelt – zwei-

fellos ein Erfolg der Globalisierung. Allerdings hat auch die Zahl der »Störfälle« zugenommen.

Krisen mit überregionalen, oft auch globalen Auswirkungen haben nach Zahl und Intensität zuge-

nommen. Dies kann durchaus Zufall sein. Wir glauben in diesem Fall aber nicht an Zufall, sondern

sehen die zunehmende Krisenanfälligkeit der globalen Wirtschaft eher als systematische Be gleit -

erscheinung der international vernetzten und auf Hocheffizienz getrimmten Wirtschaft. Ökono -

mische Krisen und politische Konflikte, die im vergangenen Jahrhundert nur regionale Bedeutung

gehabt hätten, haben heute oft globale Auswirkungen.

Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Globalisierung, das Verschwinden nationaler Grenzen

als Barriere für Personen- und Güterverkehr, all das hat die Wirtschaft ein Stück weit anfälliger, 

ja verletzlicher gemacht. 2014 wurde die globale Konjunktur maßgeblich vom Konflikt zwischen

Russland und der Ukraine geprägt. Hinzu kamen der Terror des Islamischen Staates (IS) und die

Sorge um eine globale Ausbreitung des Ebola-Virus. Diese drei Anlässe hätten wohl noch Mitte 

der 1990er-Jahre keine größeren Folgen für die Weltkonjunktur gehabt, weil die Welt(-wirtschaft)

noch nicht so stark vernetzt war, als dass sich regionale Probleme nennenswert hätten ausbreiten

können.

Auch die Griechenland-Krise konnte sich nur zu einer systemischen Eurokrise auswachsen,

weil die Finanzmärkte inzwischen international extrem stark vernetzt sind. Und selbst die amerika-

nische Immobilienkrise wäre wohl ein weitgehend amerikanisches Problem geblieben, wenn die

Problemkredite aus dem Subprime-Segment nicht als strukturierte Finanzprodukte weiterverkauft

und die Risiken dadurch weltweit hätten verteilt werden können.
83
Zusammengefasst lässt sich 

festhalten, dass die international vernetzte Wirtschaft zwar in der Lage ist, durch ein Höchstmaß 

an Effizienz hohe Wachstumsraten zu generieren, aber gleichzeitig ist sie auch verletzbar gewor-

den. Für die Zukunft sind also häufigere Störungen des globalen Wirtschaftsmotors zu erwarten.

Die Globalisierung hat auch zu einer gewissen Synchronisation der internationalen Konjunk -

turentwicklung geführt. Abbildung 17 zeigt die Korrelation zwischen dem Wachstum des globalen

Warenhandels und dem individuellen Wachstum des Warenhandels in den 50 größten Volkswirt -
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83 Es spricht sogar vieles dafür, dass die Risikobereitschaft der amerikanischen Banken dadurch
befeuert wurde, dass sie die Risiken durch Weiterverkauf der Kreditbündel an offenkundig
schlecht informierte Investoren im Rest der Welt auslagern konnten. Es geht also nicht nur
darum, dass die Problemkredite exportiert wurden, sondern auch darum, dass durch diese
Exportmöglichkeiten die Exzesse am heimischen Immobilienmarkt viel weiter getrieben 
werden konnten, als es in einer geschlossenen Volkswirtschaft der Fall gewesen wäre.



schaften der Welt. Der Graph zeigt einen schwankenden, aber im Trend klar ansteigenden Verlauf:

Während das individuelle Handelswachstum einer Volkswirtschaft und das globale in den 60er-

Jahren noch recht unterschiedlich ausfielen, haben sich die Handelszyklen bis heute stark ange-

glichen. Hintergrund dieser Entwicklung sind zwei Trends:

1. Wertschöpfungsketten wachsen immer weiter zusammen und überschreiten immer mehr 

nationale Grenzen.

2. Schwellenländer integrieren sich immer mehr in die Weltwirtschaft.

Beide Trends sind eng miteinander verbunden. Fallende Handelshemmnisse ermöglichen immer

mehr Schwellen- und Entwicklungsländern, einen immer größeren Teil des Produktionsprozesses

verschiedenster Güter zu übernehmen. Internationale Wertschöpfungsketten weichen also die na -

tionalen Grenzen auf.

Dabei werden Vorprodukte oft mehrmals über die gleiche Grenze bewegt, sodass bei dem in

Abbildung 17 gezeichneten Trend auch ein statistischer Effekt am Werke ist: Die Handelsstatistik

bläht sich durch die mehrfache Überschreitung der Zollgrenze auf. Gleichzeitig wird hier aber 

deutlich, wie wichtig handelspolitische Hemmnisse sind: In modernen Wertschöpfungsketten wird

der Effekt von tarifären und nichttarifären Handelsschranken multipliziert! Darüber hinaus ver-

deutlicht dieser Effekt die zunehmende Bedeutung multinationaler Unternehmen für den Welthan -

del. Für Letztere rückt das einzelne Land, in dem sie produzieren, in den Hintergrund – wegen

ihrer grenzüberschreitenden Produktion sind vor allem die Handelskosten entscheidend. 

Die gesteigerte Teilnahme am Welthandel steht wiederum in positiver Verbindung zum Wirt -

schaftswachstum.
84
Abbildung 18 zeigt das Handels- und BIP-Wachstum der größten Volkswirt -

schaf ten im Jahr 1980 und 2010. Schon im Jahr 1980 gab es eine positive Verbindung zwischen
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84 Zwar ist diese Verbindung statistisch oftmals eher klein, aber auch
in der wissenschaftlichen Literatur ist sie überwiegend positiv. 

Abb. 17

Korrelation zwischen Welthandel und dem Außenhandel der 50 größten Volkswirtschaften
Gleitender 5-Jahres-Durchschnitt und Trendlinie 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von WTO (2014h).

1,0

0,9

0,8

0,7

0,6

0,5

0,4

0,3
1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010



Wachstum und Handel. Mit 1 % Handelswachstum gingen damals etwa 0,6 % Wirtschafts wachs -

tum einher. Über die letzten 30 Jahre hat sich dieser Zusammenhang noch etwas verstärkt: Mit 

1 % Handelswachstum sind nun durchschnittlich etwa 0,7 % Wirtschaftswachstum verbunden.

Doch im Vergleich zu 1980 streuen die Werte 2010 weniger. Soll heißen: Die Handels- und Kon -

junkturzyklen der Länder haben sich über die Zeit angepasst. Starkes Wachstum des Handels -

volumens geht heute eher mit starkem BIP-Wachstum einher als noch vor 30 Jahren. Die Kon -

junkturzyklen werden dabei immer ähnlicher, es ist länderübergreifend inzwischen zu einer deut-

lichen Synchronisation der Konjunkturverläufe gekommen. Abbildung 19 zeigt die Korrelation 

des BIP-Wachstums großer Volkswirtschaften zum Welt-BIP. So betrug die Korrelation im Jahr 

2013 fast 0,7 – das heißt: 70 % der betrachteten Länder entwickelten sich konjunkturell in die 

gleiche Richtung. Um die Jahrtausendwende war der Konjunkturverlauf weitgehend unkorreliert.

Die weltweiten Wachstumszyklen gleichen sich also immer weiter an. Umgekehrt heißt das,

dass sich die Konjunktur in den einzelnen Ländern über den Handel miteinander immer abhän-

giger voneinander macht. Vergleicht man die Trendgeraden aus den Abbildungen 17 bis 19, wird

deutlich, dass die Konjunktursynchronisation den am stärksten ausgeprägten Trend aufweist. So

sind sicher auch andere Gründe für die zunehmende Synchronisation von Konjunkturzyklen ver-

antwortlich – doch das heißt auch, dass selbst kleine Handelsliberalisierungen über immer weiter

ausdifferenzierte grenzüberschreitende Wertschöpfungsketten immer mehr Länder am Welthan-

del teilnehmen lassen und so das weltweite Wirtschaftswachstum immer ähnlicher ausfallen wird.

Der synchronisierte Konjunkturverlauf verstärkt das in diesem Abschnitt skizzierte Grundprob-

lem, nämlich die Anfälligkeit der Wirtschaft. In Abschwungphasen fehlen stabilisierende Faktoren

aus dem Ausland.
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Abb. 18

Zusammenhang zwischen Handels- und Wirtschaftswachstum
Einfache Regressionsgeraden zwischen Handels- und BIP-Wachstum (pro Kopf). Angaben in Prozent 

Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des IMF (2014) und der WTO (2014h).
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Eine besonders dringliche Herausforderung für die global vernetzte, hocheffiziente, aber eben 

auch anfällige Wirtschaft wird sein, Vorkehrungen und Maßnahmen zu entwickeln, sodass »Stör -

fälle« verkraftbar werden und nicht sofort zur großen Krise ausarten. In diversen Lebensbereichen

abseits der Wirtschaft gibt es das Konzept der Fehlerfreundlichkeit. Es muss darum gehen, dass 

ein System stabil bleibt, auch wenn unvorhergesehene Ereignisse eintreten. Leider ist das Konzept

der Fehlerfreundlichkeit im wirtschaftswissenschaftlichen Bereich nach unserem Kenntnisstand

nahezu unerforscht, Lösungsansätze liegen damit praktisch nicht vor. Relativ sicher dürfte aber 

sein, dass eine Absicherung nicht kostenlos zu haben sein wird. 

Die Wirtschaft fehlerfreundlicher zu machen bedeutet, an mancher Stelle auf kurzfristig mög-

liche Gewinne zu verzichten, wenn mit der Gewinnerzielung unkalkulierbare Risiken verbun-

den sind.
85
Es bedeutet aber auch, Störfälle dort isolieren zu können, wo sie auftreten, und damit

zu verhindern, dass sich die Wirkungen des Störfalls auf die Wirtschaft als Ganzes ausbreiten kön-

nen. Genau darum geht es seit einigen Jahren bei der Neuausrichtung der Finanzmarkt- und Ban -

kenregulierung. Insbesondere die »Too big to fail«-Problematik bei Banken gilt es im Sinne von

Fehlerfreundlichkeit zu beheben. Wenn das Scheitern einer einzelnen Bank das ganze Finanz- und

Wirtschaftssystem ins Wanken bringen kann, ist das System ordnungspolitisch schlecht konzi -

piert und offenkundig nicht nachhaltig aufgestellt.
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85 Dirk Meyer (2007), einer der wenigen Ökonomen, die zum Thema Fehlerfreundlichkeit
publiziert haben, schreibt: »Der bewusste Verzicht, jegliche Produktivitätsreserven im Sinne
kurzfristig möglicher Zielbeiträge (Einkommen) zu erschließen, kann zugunsten einer 
entwicklungsoffenen Zukunft genutzt werden, die verschiedene Alternativen ermöglicht.«

Abb. 19

Korrelation von Wirtschaftswachstum der 50 größten Volkswirtschaften
10-Jahres-Korrelation des BIP-Wachstums der wichtigsten Volkswirtschaften und Trendlinie

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des IMF (2014).
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Solange das System aus sich heraus nicht fehlerfreundlich und stabil ist, muss die Wirtschaftspo-

litik im Notfall einspringen können. Angesichts der in vielen Ländern hohen Staatsschulden sind 

die finanzpolitischen Spielräume derzeit allerdings äußerst eng. Geldpolitisch ist auch nur noch

wenig Pulver im Trockenen. Da die Leitzinsen der großen Notenbanken nahe null liegen (siehe

Abb. 20) und die Notenbanken zudem unkonventionelle Maßnahmen einsetzen, um die Folgen 

der globalen Krise zu bewältigen, können von der Geldpolitik derzeit keine weiteren Hilfs maß -

nahmen mehr erwartet werden. Ein möglichst baldiger Abschied aus dem geldpolitischen Krisen -

modus und eine Rückkehr zu soliden öffentlichen Finanzen sind deshalb umso wichtiger. Denn

wenn die vernetzte Weltwirtschaft von einem neuen Störfall getroffen wird, sollten die Regierun-

gen und Notenbanken handlungsfähig sein.
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Abb. 20

Leitzinsen

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des IMF (2014).
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